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Präsident v. Kröcher: Ich eröffne die Sitzung.
W ir treten in die T a g e s o r d n  11 n g  ein. 

E r s t e r  G e g e n s t a n d :
Verlesung der Interpellation der Abgeordneten 
Stötzel und Brust, betreffend die Behandlung der 
kleinen Zechen im Ruhrrevier durch das Kohlen­
syndikat. — Drucksache Nr. 176.

Ich ersuche den Herrn Schriftführer, die 
Interpellation zu v e r l e s e n :

Holtschke, Schriftführer:
1. Ist der Königlichen Staatsregierung be­

kannt, dass infolge der Zuteilung der 
Fördermengen seitens des Kohlensyndilcats 
an die einzelnen Zechen von den grösseren 
Zechen (Gewerkschaften) die kleineren im 
Ruhrrevier angekauft und stillgelegt werden, 
um deren Förderquantum zu übernehmen?

2. Was gedenkt die Königliche Staatsregierung 
gegen diese, die betroffenen Gemeinden 
und deren Einwohner, insbesondere die 
Bergleute und Gewerbetreibenden, in be­
denklicher Weise schädigenden Praktik zu 
tun ?

Präsident v. Kröcher: Ich richte nunmehr die 
Frage an die Königliche Staatsregierung, ob 
und wann sie bereit ist, die Interpellation zu 
beantworten.

Möller, Minister für Handel und Gewerbe: 
Ich bin bereit, die Interpellation sofort zu 
beantworten.

Präsident v. Kröcher: Dann erteile ich das 
Wort zur B e g r ü n d u n g  der Interpellation 
dem Abgeordneten Stötzel.

Stötzel, Interpellant: Meine Herren, seit
einigen Wochen ist in dem Ruhrkohlengebiete 
eine grosse Aufregung entstanden, nicht bloss 
in der arbeitenden Bevölkerung, sondern auch 
unter den Handwerkern und den Geschäfts­
leuten, und zwar aus Anlass des Ankaufes von 
Zechen behufs deren Stilllegung durch grössere 
Gewerkschaften, um die Beteiligungsziffer dieser 
angekauften Gruben sich ■ anzueignen. Nun 
kann man sich leicht vorstellen, dass das in 
den davon betroffenen Gemeinden eine grosse 
Aufregung hervorgerufen hat. In  dem rheinisch- 
westfälischen Kohlenbezirke ist das Blühen 
und das Wohl der Gemeinden so eng verknüpft 
mit der gedeihlichen Entwicklung der Industrie, 
dass, wenn die Industrie ein Schlag trifft, es 
alle Einwohner der Gemeinden ohne Ausnahme 
schmerzlich empfinden. Nun ist die Aufregung 
aber ganz besonders deshalb hervorgetreten, 
weil man, wie von vornherein verlautete, be­
absichtigte, die angekauften Werke, wenn auch 
nicht augenblicklich, so doch in wahrscheinlich 
kurzer Zeit still zu legen.

Um einen umfassenden Ueberblick über die 
Sache zu geben, erlaube ich mir, kurz anzuführen, 
wie sich der Bergbau dort in dem Ruhrrevier 
entwickelt hat. Er hat sich dort anders ent­
wickelt als an manchen anderen Stellen. Der 
Bergbau wird ja im Ruhrrevier schon seit Jahr­
hunderten betrieben. Von Anfang an waren

die Bergleute, die auf der Grube arbeiteten, 
durchweg ansässige Leute; man konnte sich 
an manchen Stellen kaum den Fall denken, dass 
einer, der auf der Grube arbeitete, nicht auch 
in einem der nächsten Orte ein Eigentum be- 

I sass, und so ist es im grossen und ganzen bis 
gegen Mitte des vorigen Jahrhunderts — man 
kann wohl sagen bis über das Jahr 1860 hin- 

j a u s —geblieben. Infolge des stärkeren Betriebes 
kamen damals auch Leute auf die Grube, die 
nicht ortsangesessen waren, und ihre Zahl hat 
sich im Lauf der Jahre durch die stärkeren 

| Belegschaften der Gruben sehr vermehrt. Aber 
ein beträchtlicher Teil auf den Kohlengruben 
des Ruhrreviers ist noch heute ansässig, besitzt 
ein Haus, einen kleinen Garten, ja der eine 
oder der andere besitzt auch noch einen oder 
ein paar Morgen Land. Die Verhältnisse kann 
man nicht anders als recht glückliche bezeichnen,

: und im grossen und ganzen waren die Leute 
| auch mit ihrer Lage zufrieden, und zwar bis 

in die neueste Zeit; denn wenn die Löhne im 
Ruhrgebiet auch nicht so hoch waren wie im 

j Norden, im Emschergebiet, so waren die Leute 
doch besser daran und waren vielleicht auch 
eher im Stande einen Spargroschen zurück­
zulegen als diejenigen, die im Norden höhere 
Löhne verdienten.

In diesen Verhältnissen ist nun auf einmal- 
1 ein Umschlag eingetreten. Wenn es sich nur 

um eine oder ein paar Gruben handelte, so 
; wäre es noch nicht so schlimm; aber es sind 

bis jetzt angekauft von der Aktiengesellschaft 
Concordia in Oberhausen die Zeche Steingatt; 
von der Firma Stinnes die Zeche Maria Anna 
und Steinbank und Hasenwinkel, Engelsburg 
und Friedlicher Nachbar; von der Arenberg’schen 

; Bergbaugesellschaft ist angekauft Julius Philipp; 
von der Gewerkschaft Ewald ist angekauft die 
Zeche Eiberg; die Gewerkschaft Hibernia hat 
angekauft die Zeche Alstaden; Konstantin der 
Grosse hat angekauft die Zeche Borneck; die 
Gewerkschaft Bismarck hat die Zeche Bickefeld 
bei Hörde angekauft. Das sind 7 Gesellschaften, 
die 9 Gruben gekauft haben. Nun sollen, wie 
berichtet wird, noch Unterhandlungen über den 
Ankauf der Zechen Altendorf, Viktoria, Kupfer­
dreh, Sprockhövel, Borussia, Graf Schwerin, 
Sieben Planeten, Freie Vogel und Unverhofft,

I Dahlhauser Tiefbau, Franziska schweben. Es 
sind also noch 10 Werke, mit denen man in 
Unterhandlungen stehen soll. Ob das nun ganz 
richtig ist, oder ob die Verhandlungen während 
der Zeit nun nicht abgebrochen, kann man ja 
so genau nicht wissen.

Ich bin von einer ganzen Reihe von Leuten 
aus dem Kreise Essen, die in Steele, Ueberruhr, 
Königssteele u. s. w. wohnen, wegen der Still­
legung der Zechen bestürmt worden. Es wurde 
damals schon mitgeteilt, dass Verhandlungen 
über die Zechen schwebten, die mittlerweile 

; angekauft sind. Ich bin sofort bei dem Herrn 
| Minister vorstellig geworden — es war vor



_  3 —

ungefähr vier Wochen —, und der Herr Minister | 
hat nicht'verkannt, dass die Lage eine sehr j 
schwierige für die Arbeiter und für die Geschäfts- I 
leute sein würde; er hat zugesagt, das seinige 
tun zu wollen, um dem schlimmsten Uebel, so­
weit er vermöge, vorzubeugen.

Dann sind wir, mein Kollege Brust und ich, 
nach Eintritt der Osterferien bei dem Herrn : 
Regierungspräsidenten in Düsseldorf und bei 
dem Herrn Regierungspräsidenten in Arnsberg 
vorstellig geworden. Diese Herren Hessen uns 
nicht im Zweifel darüber, dass sie so ziemlich 
schon alles veranlasst hätten, um die Schädigung 
der Gemeinden, die unleugbar bei Stillegung 
der Gruben eintreten würde, wenigstens so viel 
wie möglich zu mildern. Der Herr Regierungs­
präsident in Arnsberg hat dann auch eine Reihe 
von Massregeln genannt, die er schon getroffen 
habe.

Nun haben wir den Herren Regierungs­
präsidenten in Düsseldorf und in Arnsberg eine 
Eingabe überreicht, die ich mir mit Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten vorzulesen gestatte. Die 
Eingabe hat folgenden Wortlaut:

Eine Hohe Königliche Regierung ersuchen 
die ergenst Unterzeichneten Abgeordneten, 
tunlichst bald amtliche Erhebungen anzustellen 
über die soziale W irkung des Ankaufs kleinerer 
Zechen des Ruhrgebiets durch andere gf'össere 
Gesellschaften bezw. Gewerkschaften. Ins­
besondere bitten die Unterzeichneten, diese 
Erhebungen zu veranstalten über folgende 
Fragen:
1. In welchem Masse hat seit Gründung des 

Kohlensyndikats 1893 überhaupt eine Zu­
sammenlegung von Bergwerkseigentum 
stattgefunden ?

2. In welchen Fällen handelt es sich beim An­
kauf um Erhöhung der Beteihgungsziffer 
beim Syndikat für die ankaufenden Gesell­
schaften vermittelst sofortiger oder etappen- 
mässiger gänzlicher oder teilweiser Still­
legung der angekauften Zechen?

3. Inwieweit schweben noch Verhandlungen 
über ähnliche Ankäufe?

4. Welche von den angekauften bezw. noch I 
anzukaufenden Zechen haben bisher mit 
Unterbilanz gearbeitet und während welcher ! 
Zeit?

Wünschenswert wäre beiBeantwortung dieser 
Fragen genaue Mitteilung über Umfang und 
Rentabilität der betreffenden Betriebe, För- 
derungs-, Beteiligungsziffer, Reingewinn im Ver­
hältnis zur Zubusse bezw. Aktienkapital.

5. Welche Gemeinden sind bzw. werden durch 
diese Massnahmen in Mitleidenschaft ge­
zogen und wie gross ist deren Einwohner­
zahl ?

6. Inwieweit hängt die wirtschaftliche Existenz 
der einzelnen Gemeinden von den ange­
kauften bzw. aufzukaufenden Gruben ab?

7. Welche Folgen ergeben sich bzw. haben sich 
ergeben

a) hinsichtlich der Bewertung des Eigentums, 
Leerstehen von Wohnungen, Kündigung 
von Hypotheken usw.,

b) hinsichtlich der Steuerkraft der Ge­
meinden,

c) hinsichtlich der Schädigung der Hand­
werker und Geschäftsleute?

8. Welche steigenden Aufwendungen (Kirchen-, 
Schul-, Wege- usw. Lasten) haben die in 
Betracht kommenden Gemeinden während 
des Bestehens des Kohlensyndikats im Inter­
esse der wachsenden Belegschaft und Be­
völkerung machen müssen?

9. In welchem Umfange haben bisher infolge 
der erwähnten Ankäufe Arbeiterkündigungen 
stattgefunden, bezw. stehen solche für die 
Folge bevor?

10. Wie viele der Gekündigten waren ver­
heiratet?

11. Wie viele besassen Eigentum am Orte, und 
wieviel war auf das Eigentum bereits ab­
gezahlt?

12. Haben die gekündigten Arbeiter auf anderen 
Zechen Arbeit gefunden, eventuell wie lange 
sind dieselben ohne Arbeit geblieben ?

13. Sind bereits von irgend welcher Seite prak­
tische Massnahmen ergriffen oder in Aus­
sicht genommen worden zur möglichsten 
Verhütung der sozialen Schäden im Gefolge 
der Grubenankäufe, und eventuell welche?
Die umgehende Veranstaltung amtlicher 

Erhebungen über alle vorstehenden Fragen 
ist zur Beurteilung der sozialen Folgen der 
Grubenankäufe dringend notwendig. Auf 
Grund des sich ergebenden Materials können 
erst die in Betracht kommenden Faktoren, 
die Staatsbehörden, das Parlament, die Kom­
munen, die öffentliche Meinung praktische 
Vorschläge zur möglichsten Abstellung der 
schädlichen sozialen Folgen der in Betracht 
kommenden Betriebsvereinigungen machen.

Sollte die Königliche Regierung nicht für 
alle gewünschten Erhebungen zuständig sein, 
so bitten wir, beim Staatsministerium die Ver­
anstaltung der Erhebungen zu beantragen. 
Das haben wir den Herren Regierungs­

präsidenten überreicht, und sie haben uns nicht 
im Zweifel darüber gelassen, dass sie ihrerseits 
nicht im Stande seien, über mehrere der be­
treffenden Punkte Erhebungen zu veranstalten, 
weil sie dann in andere amtliche Befugnisse 
eingreifen müssten, was sie unter allen Um­
ständen vermeiden müssten. Ich will noch 
hinzufügen: wir halten es für unerlässlich, dass 
diese Erhebungen veranstaltet werden zur 

! besseren Klärung der Sachlage.
Als wir nun hierher nach Berlin zurück kamen, 

haben wir unseren Freunden in der Fraktion 
die Sache unterbreitet, und unsere Fraktion war 
einstimmig der Meinung, dass wir die Pflicht 
hätten, eine Anfrage an die Regierung hier 
einzubringen. Darauf haben wir diese Inter­
pellation eingebracht, und ich will gleich dazu
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bemerken, dass wir diese Interpellation liier im 
Landtage auch deshalb eingebracht haben, weil 
wir der Ueberzeugung sind: diese Sache gehört i 
vor den preussischen Landtag (sehr richtig! 
rechts und bei den Nationalliberalen) und nicht 
vor einen anderen Ort. (Sehr gut! rechts.)

Denn wenn gesetzliche Massregeln ergriffen 
werden sollen, so kann dies nur von hier aus 
stattfinden. Aber auch wenn von der Ver­
waltung selbst Massnahmen ergriffen werden, 
so sind es doch immer Massnahmen, die von 
der Staatsregierung in Preussen angeordnet 
werden, die wir hier eventuell auch später im 
Landtage zu beraten haben würden. Diese 
Gründe haben uns veranlasst, die Interpellation ! 
hier einzubringen und nicht im Reichstage. 
Nach''unserer Ueberzeugung gehört sie hierher. | 
(Sehr richtig! rechts.) Nun ist mittlerweile die ; 
Erregung im Revier nicht etwa abgeflaut, j 

sondern gestiegen, weil man das baldige Still- j 
legen der angekauften Zechen fürchtet. In  \ 
einem solchen Falle sind die Schädigungen für j 
alle Bewohner eines Ortes sehr gross. Ich bin | 
während der Zeit in einem Dorf gewesen im j 
Kreise Essen, wo man geradezu in Verzweiflung | 
war. Es handelt sich um die Zeche Eiberg. 
Sie ist noch nicht stillgelegt; aber schon als j 

der Beschluss gefasst wurde, sie zu verkaufen, i 
sind die Bodenwerte um 50°/o gefallen. Ich 
habe dort einen Geschäftsmann gesprochen, 
der, weil in dem Ort ein neuer Schacht nieder­
gelegt wird, darauf gerechnet hatte, dass es an 
der Zeit wäre, ein paar Häuser zu bauen. Er 
hat es getan, hat sein Kapital, dass er besass, 
hineingesteckt und sagte mit Tränen in den 
Augen: ich bin um 40000 Mk., die ich ange­
wendet habe, um diese Häuser zu bauen, rein­
weg drum, es sei denn, es träte eine Aenderung 
ein, dass diese Stillegung der Werke inhibiert 
wird. Und das ist nicht der Gedanke eines j 
Mannes, sondern es sind auch die Arbeiter ge- , 
troffen, Handwerker und sämtliche Geschäfts- | 
leute. In  verschiedenen Orten wird eine ganze 
Reihe Häuser leer stehen, die Geschäftsleute j 

müssen wegziehen, um sich anderweitig ihre j 
Existenz zu suchen. Wenn sie mittlerweile im 
bisherigen Wohnort Eigentum erworben haben, 
so ist es noch schlimmer, denn mit dem Eigen- j 
tum, das entwertet wird, ist sehr wenig anzu- I 
fangen.

Nun ist der Einwand erhoben worden, man 
könne es den Leuten nicht übel nehmen, wenn 
Gruben, die sich nicht mehr rentieren,, still­
gelegt würden, und man suche aus der Be- 
teiligungsziffer etwas herauszuziehen. Es wurden 
dann verschiedene Werke angeführt, die nicht 
mehr rentabel seien. Nun, ein Laie kann schwer 
darüber urteilen, er weiss nicht, was unten in 
der Grube noch stecken kann. Anders aber 
steht es mit den Sachverständigen, und da er- j 
laube ich mir, mit Zustimmung des Herrn 
Präsidenten ein Gutachten unseres verehrten j 

Kollegen Hiibck, dem niemand es abstreiten I

wird, dass er ein Sachverständiger ist, über 
die Rentabilität einer Zeche, die jetzt auch ver­
kauft ist und, wie es heisst, in absehbarer Zeit 
oder bald stillgelegt werden soll. Es handelt 
sich um die Rentabilität der im Kreise Hörde 
von der Zeche Bismarck angekauften Grube 
Bickefeld. Ueber die Rentabilität der Zeche 
Bickefeld hat der Abgeordnete Hiibck vor einem 
Jahre, am 8. Februar 1903, ein Gutachten ab­
gegeben, in welchem es sich um eine Anleihe 
von 1200 000 Mk. für die genannte Zeche
handelte. Da heisst es in diesem Gutachten: 

Die alte Berechtsame der Zeche „Bickefeld“ 
setzt sich zusammen aus 5 Geviertfeldern und 
4 Längenfeldern. Neuerdings ist — und dies 
ist von entscheidender Wichtigkeit — im
Westen das Flötz Clarenberg erworben, das 
mit seiner östlichen Markscheide auf fast 
2000 m Ausdehnung an Bickefeld grenzt und 
durchschnittlich breiter als 1000 m ist.

Die nördliche Grenze von Bickefeld gegen 
Landwehr und Mühlenberg und Freie Vogel 
ist durch Verkauf eines kleinen Streifens an 
die letztere Gewerkschaft gradlinig gelegtO O O ö
worden.

Die bekannte Bickefelder Hauptverwerfung 
durchsetzt das grosse Feld von Nordnordost 
nach Südsüdost. Sie verursacht einen Saiger- 
verwurf von 450 m, sodass der westlich ge­
sunkene Teil eine grosse Anzahl hangender, 
zum Teil sehr baulohnender Flöze enthält, die 
im östlichen Teile fehlen. Im letzteren treten 
zu beiden Seiten des in seiner Längsachse 
parallel der nördlichen und südlichen Mark­
scheide verlaufenden grossen Aplerbecker 
Sattels nur die Flöze der liegendston Gruppe 
des Steinkohlengebirges „Neuflöz“, „Wasser­
bank“, „Hauptflöz“ respektive St. Martin 
Nr. 2 auf.

Von diesen Flözen ist auf dem Aplerbecker 
Schachte der Zeche vorzugsweise das Haupt­
flöz gebaut worden; im Sattelnordflügel ist 
es gänzlich verhauen, (Abg. Schmieding 
[Dortmund]: Hört, hört!) dagegen wird es 
im Sattelsüdflügel und in dem folgenden Siid- 
flügel der südlich regelmässig abgelagerten 
Spezialmulde in grösserem Umfange und mit 
gutem Erfolge gebaut.

Der ganze östlich der Hauptverwerfung 
liegende Teil der Berechtsame enthält im 
Hauptflöz etwa noch »eine Million Tonnen 
gewinnbarer Kohlen. Die Ausbeutung 
der beiden Nebenflöze ist seither in berg- 
technisch nicht verantwortlicher Weise ver­
nachlässigt worden. (Abg. Schmieding [Dort­
mund]: Hört, hört!) Sind diese Flügel auch 
nicht an allen Stellen bauwürdig, so hätten 
sie doch näher untersucht werden müssen und 
in ähnlicher Weise wie auf den Nachbar­
zechen „Margarethe“ und „Schürbank“ zur 
Vergrösserung der Produktion beitragen 
können. Jetzt wird deren isolierte Ausrichtung 
und Förderung viel teurer, (Abg. Schmieding



[Dortmund]: Hört, hört!) sodass man einen 
grossen Teil dieser Lagerstätten wird preis­
geben müssen. (Hört, hört! bei den National­
liberalen.) Ich schätze aber die aus jenen 
Flözen über der 360 m-Sohle noch bequem 
zu gewinnenden Kohlenmengen immerhin auf 
500 000 Tonnen und glaube, dass ebenso­
viel im Sattelsüdflügel des Flözes „Wasser­
bank“ unterhalb dieser Sohle mit Vorteil ge­
fördert, werden kann.

Der Hauptbetrieb wird bei diesem ver­
hältnismässig geringen Kohlenvermögen 
(Abg. Schmieding [Dortmund]: Hört, hört!) 
in wenigen Jahren in das westliche Feld ver­
legt werden müssen, das in der 360 m-Sohle 
durch eine doppelspurige im Flöz „Wasser­
bank“ liegende Förderstrecke von 1700 m 
Länge nach Durchführung der Hauptver­
werfung vom Aplerbecker Schachte aus ge­
löst ist.

In  diesem Feldesteile sind durch den 
früheren Bau des Hörder Schachtes in der 
185 m-Sohle und jetzt in der 360 m-Sohle, 
die am Hörder Schachte wegen des An­
steigens der Lösungsstrecke nur noch 350 m 
Teufe einbringt, bisher der Aplerbecker Sattel 
in seinem Nordflügel im Hauptflöz und die 
nach Norden folgenden hangenden Flöze bis j 
„Sonnenschein“ einschliesslich bis in die nörd­
liche Mulde aufgeschlossen worden. Der j 

Muldennordflügel der nördlichen Mulde und j 
der Südflügel des Aplerbecker Sattels sind 
noch grösstenteils unbekannt. (Hört, hört! 
bei den Nationalliberalen). Der Markscheider i  

F u h r  m an  n z u I I  ö r d e ,  dessen Gewissen­
haftigkeit nicht in Zweifel gezogen werden j 
kann, und der kürzlich zum Oberbergamts­
markscheider ernannt ist, stellt die nach­
folgende Berechnung des Kohleninhaltes des 
westlichen Feldes auf. Bei derselben sind 
allerdings eine Anzahl von Flözen berück­
sichtigt, die ich nicht nur für bauwürdig 
halte und die auch seither meines Wissens 
in der Aplerbecker Gegend mit Erfolg nicht 
gebaut sind. (Nun folgt die Einzelberech- 
nung über den Kohlenfund in den einzelnen 
Flözen.) Dann heisst es weiter:

Das ist eine stattliche Zahl von Flözen mit 
zusammen 12,03 m Kohle.

Auf dieser Grundlage ergibt sich für das 
Westfeld von Bickefeld die Summe von 
16 089 000 t bis zu einer Teufe von 1000 m. 
Dazu kommt aber für Clarenberg:

1. Nordflügel der nördlichen Mulde
a) bis 600 m Teufe . . . .  4668000 t
b) unter 600 m bis 1000 m .  2 790000,,

zusammen . . .  7 458 000 t 
berechnet bis zur ersten Bausohle von Olaren- 
berg +  50 N. N.

2." Südflügel der nördlichen Mulde
a) bis 600 m Teufe................  9 587 000 t
b) unter 600 m . . .  . . 2 577 000 „

zusammen . . . 12164 000 t

3. Nordflügel d. südlichen Mulde 1050 000 „ 
Gesamtsumme Bickefeld und

C la r e n b e r g .......................  36 761 000 „

Abzüge für Abbauverluste sind dabei noch 
nicht gemacht Diese werden aber sehr be­
trächtlich sein. Ueber der nördlichen Mulde, 
speziell dem Nordflügel derselben, liegt die 
ganze Stadt Ilörde und das grosse Werk des 
Hörder Bergwerks- und Hüttenvereins, so­
dass man hier nur in grösseren Teufen und 
mit sehr grösser Vorsicht wird bauen können. 
(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.)

Wenn man nun die g a n z e  u n z w e i f e l ­
h a f t  b a u  l o h n  e n d e n  F l ö z e  inhaltlich 
berechnet und den Nordflügel der Mulde gär 
nicht berücksichtigt, so kommt man auf eine 
Kohlenmenge von rund 8 Millionen Tonnen 
bis zu einer Teufe von nur 480 m, d. h. bis 
zur nächsten unter der jetzigen Bausohlc zu 
bildenden Sohle. Dazu kommen noch die
2 Millionen Tonnen des Ostfelds.

Das Baufeld westlich der Hauptverwerfung, 
welches eine Länge von durchschnittlich 
2000 m hat, ist zwar von einer Anzahl klei­
nerer Querverwerftingen durchsetzt, aber 
diese können angemessene natürliche Grenzen 
für die einzelnen zu bildenden Bauabteilungen 
abgeben und werden bei zweckmässiger E in­
teilung des Feldes den Erfolg des Abbaues 
nur unwesentlich beeinträchtigen.

Bei meiner Befahrung halbe die Flöze 
Girondelle, Finefrau und Hauptflöz besichtigt 
und in vorzüglicher Beschaffenheit gefunden. 
Ich muss annehmen, dass nach Niederbringung 
des Hörder Schachtes bis zur 350 m-Sohle 
eine Tagesproduktion von 800 bis 1000 t ent­
sprechend der Beteiligungsziffer beim Syn- 
dikat erzielt werden kann, die sich über 35 
Jahre lang aus einer nur 450 m tiefen Sohle 
beschaffen lässt. Hiernach darf festgestellt 
werden, dass das vorhandene Köhlenver­
mögen gross genug und so günstig abgelagert 
ist, dass es für das projektierte hypothe­
karische Darlehn auch bei langsamer Amorti­
sation desselben die genügende Sicherheit 
bietet.
Das ist das sorgfältige Gutachten eines

I Sachverständigen, (Zuruf bei den National­
liberalen: Aber die Hälfte fehlt!) bei dem es 

j  sich um eine wichtige Angelegenheit handelt, 
j  weil eine Anleihe für die Zeche in Frage stand.
| Das Gutachten ist vor einem Jahre im Februar 

1903 erstattet worden. Nun wird man doch nicht 
einwenden wollen, dass diese Grube, von der 
damals vorausgesagt wurde, dass sie bei 450 m 
Bausohle noch 35 Jahre fördern könne, auf den 
Aussterbeetat gesetzt worden sei. Man be­
kommt schliesslich sonderbare Gedanken, wenn 
man sieht, dass solche Gruben stillgelegt werden 
sollen.

Es wird eingewendet, das Ruhrgebiet sei 
bald ausgebaut, nach und nach müssten die 
Gruben doch stillgelegt werden, denn die Bau­
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Würdigkeit höre auf. Das bestreitet kein 
Mensch, und darin würde man sich auch finden; 
dann würde aber immerhin nur ein allmähliches 
Stilllegen der einen Grube nach der anderen 
folgen, sodass sich die betreffenden Gemeinden, 
die Arbeiter und Geschäftsleute darauf ein­
richten können. (Sehr gut! im Zentrum.) Es 
sind schon früher Gruben stillgelegt worden, 
welche ausgebaut waren, und da hat kein 
Mensch eine Einwendung erhoben.

Dann wird erklärt, man könne es den Ge­
werken doch nicht verdenken, wenn sie ihrer­
seits dafür sorgten, dass sie durch Verkauf der 
Beteiligungsziffer noch etwas für sich heraus- 
schlügen, denn diese Gruben seien doch nicht 
mehr rentabel. Wie rentabel die Gruben sind, | 
die man jetzt als unrentabel bezeichnet, das j 
beweist eine Petition, die von den Bewohnern j 
von Steele und Umgegend an uns gelangt ist. j 
Ich will mich weiter mit der Petition nicht be­
schäftigen. Für die Bewohner von Steele und 
Umgegend ist die Ausserbetriebsetzung der 
Zeche Eiberg von ausserordentlicher Bedeutung. 
Nun legen die Petenten in ihrer Petition den 
Geschäftsbericht der letzten Jahre bei, sodass ] 
sich auch jeder darüber orientieren kann, und 
führen in ihrer Petition aus, dass auf die Zeche 
Eiberg seit der Zeit, wo sie in Betrieb stand, 
also seit 1888, ein Kapital verwendet-worden 
ist, das im ganzen ungefähr 1 Million beträgt. 
Nun ist zusammengerechnet, was in der Zeit 
von 1888 bis jetzt an Ausbeute gewonnen ist, 
und da stellt sich heraus, dass die Zeche Eiberg 
in den letzten 15 Jahren ausgeworfen hat über 
3 Millionen Mark an Ausbeute. Ausserdem 
sind, wenn ich nicht irre — ich kann im Augen­
blick das nicht finden — über 2 Millionen Mark 
verbaut worden, um die Einrichtungen der 
Zeche zu vervollkommnen' und dadurch deren 
Wert zu steigern. Da kann man doch nicht 
sagen, wenn ich 1 Million anlege, und habe in 
15 Jahren 3 Millionen dafür wieder, dass das 
gerade ein schlechtes Geschäft ist. Es wäre 
besser gewesen, die Leute hätten nicht von 
der Unrentabilität gesprochen, dann wäre man 
nicht darauf gekommen, mal nachzusehen, was 
denn wirklich geschehen ist.

Weiter will ich nun ausführen, inwieweit 
die Arbeiter geschädigt werden. Es muss sich 
einem das Herz zusammenkrampfen, wenn man 
daran denkt, dass es sich um Tausende von 
Arbeitern handelt, die ihr Eigentum haben, 
und denen nun ihr Eigentum verloren geht bei 
einer baldigen Stillegung, denn das Eigentum 
der meisten ist belastet.

Das ist so geringfügig nicht, und Sie be­
greifen, dass sowohl in der Arbeiterbevölkerung 
als auch in der Geschäftswelt eine so furcht­
bare Aufregung vorhanden ist. Da wird be­
richtet aus dem Kreise Hörde, dass die Zechen 
des Kreises Hörde eine Belegschaft von 6000 
Mann haben, die in den Aemtern Aplerbeck, 
Wellinghofen, Kirchhörde wohnen. Die Mehr­

zahl dieser Bergleute hat kleine Anwesen, be- 
! stehend aus einem kleinen Hause mit kleinem 

Gemüsegarten und etwas Ackerland, das meist 
angepachtet wird. Alle Anwesen sind belastet 
durch Hypotheken bei den Sparkassen in 
Aplerbeck, Schwerte, Unna, Brakei, Hörde und 
Barop. Davon hat die Sparkasse Aplerbeck 
21;., Millionen Mark, die in Schwerte 2 Millionen, 
Unna l lL Millionen, Brakei 1 Million, Hörde
2 Millionen, Barop 3 Millionen, in Summa 

i 12 Millionen auf ländliche Besitzungen, deren 
Eigentümer Bergleute sind, geliehen. Nun, 
meine Herren, das ist von den Sparkassen ge­
liehen worden; man darf sich aber doch nicht 
verhehlen, dass zu den 12 Millionen doch das­
jenige, was die Leute angezahlt haben oder 
was sie von ihren Vätern ererbt haben, doch 
mindestens auch 1.2 Millionen beträgt. Da kann 
man begreifen, wie die Leute wild werden und 
in Aufregung kommen, wenn sie sich denken, 
sie sollen alles verlieren. (Sehr richtig!) Die 
Werte sind gesunken.

Ich will dabei noch eins bemerken: es 
handelt sich dabei nicht allein um das Wohnen 
der Bergleute in den eigenen Häusern, sondern 
auch um die Einnahme von Mieten. Denn die 
Häuser sind meistens so gebaut, dass die Berg­
leute noch an einen oder zwei Einwohner die 
Wohnung vermieten können und dadurch die 
Hypothekenzinsen herausschlagen; das ist für 
die Leute eine grosse Wohltat. Wie wird es 
nun, wenn die Gruben in der nächsten Nähe 
stillgelegt werden? Es heisst da: ja da müssen 
die Leute einen weiteren Weg machen. Nun,

1 es werden schon die Leute gehen; aber es 
handelt sich doch nicht allein darum, dass sie 
hingehen. Die Einwohner, die eine Wohnung 

| mieten müssen, werden aber nicht da wohnen 
| bleiben, sondern die werden nach dem Norden 
i hin ziehen, wo sie arbeiten, sie werden nicht die 

Kosten anlegen, um noch Fahrgeld zu bezahlen 
bis nach den Gruben, wo sie ferner arbeiten. 
Dadurch werden ebenfalls die Häuser entwertet.

Wie mir mitgeteilt wurde, stehen in dem 
Dorfe Altendorf a. d. Ruhr heute 20 Wohnungen 
leer infolge Stillegung der Zeche Steingatt, die 
vor zwei Jahren stattgefunden hat. Und 
darüber kann gar kein Zweifel sein, dass es 
bei der Stillegung der in Aussicht genommenen 
Zechen schlimmer sein wird.

Ein Bergmann, der bei mir war, der auf das 
Haus, welches er gekauft hatte, 3000 Mk. ein­
gezahlt hatte, sagte: ich gebe alle Hoffnung 
auf, um die 3000 Mk. bin ich drum. Das ist 
keine Kleinigkeit für einen .Menschen, der mit 
seinem sauren Schweisse diese Summe erspart 

I hat, oder dessen Eltern sie erspart haben. In 
einem solchen Manne muss doch das Gefühl 
aufsteigen: du bist aus deinem Heim hinaus­
gesetzt, du hast dich dein Leben lang umsonst 
gequält, du bist umsonst sparsam gewesen! 

i Solchen Zuständen muss unter allen Umständen 
! vorgebeugt werden.



Meine Herren, unter den Handwerkern und j 

Geschäftsleuten ist vielleicht die Aufregung noch j 

grösser wie unter den Arbeitern. Es ist für ; 
einen Geschäftsmann, der am Orte ansässig ist, 
keine Kleinigkeit, wenn er sich sagen muss: 
du musst von liier fort, denn hier kannst dxi 
nicht mehr bestehen! Ein solcher Mann muss 
suchen, anderwärts Unterkunft zu finden, und 
die notwendige Folge davon ist, dass die Häuser 
in einem solchen Orte alle im Preise derartig 
sinken, dass sie nicht mehr die Hypotheken­
zinsen aufbringen, und die Belastung der Häuser 
ist ja in solchen Industrieorten, wo rasch an­
gebaut wird, durchweg sehr gross. Aber auch 
die altangesessene Bevölkerung wird ebenfalls 
dadurch in Mitleidenschaft gezogen. Zwischen 
den Bergleuten wohnen eine Menge kleiner 
Landwirte in diesen Bezirken, namentlich in 
den Kreisen Bochum und Hattingen; deren 
Eigentum wird auch entwertet, und sie werden 
in Zukunft nicht mehr so viel wie bis jetzt aus 
ihrem Lande herauswirtschaften können; denn 
dass sich dort ein Landmann durch Roggen­
oder Weizenbau u.dgl. aufrecht erhalten könne, 
ist vollständig ausgeschlossen. Aus dem Lande 
muss mehr herausgezogen werden, und das 
geht nur bei intensiver Wirtschaft, entweder 
durch Gartenwirtschaft oder durch Milchwirt­
schaft. Wie gesagt, man sieht hier den traurigsten 
Zuständen entgegen.

Man hat nun eirigewendet: bei den Arbeitern 
würde es ja so schlimm nicht sein, denn diese 
könnten ja eventuell nach dem Norden gehen. 
Ja, das gilt für jüngere Arbeiter; wer aber die 
Gruben im Ruhrrevier kennt, wird wissen, dass 
ältere Arbeiter von dort nicht niehr nach dem 
Norden gehen können, weil sie es in den heissen 
Gruben im Norden nicht aushalten können. 
Der Uebergang ist zu schroff, und das halten 
alte Leute nicht aus, während jüngere Leute 
sich daran gewöhnen. Deswegen kann man 
wohl begreifen, dass viele Arbeiter wegen ihres 
Fortkommens für die Zukunft ausserordentlich 
besorgt sind.

Nun handelt es sich darum, welche Mittel 
zur Anwendung gebracht werden können — 
das wollen wir von der Regierung erfahren —, 
um diese Zustände möglichst in geordneteBahnen 
hineinzuleiten und das Stillegen der Gruben 
weiter hinauszuschieben. Da muss es ein Mittel 
geben, um dem Einhalt zu tun. Das ist schon 
aus wirtschaftlichen Gründen notwendig. Man 
kann doch die Kohlenschätze, die dort noch liegen 
— und zwar noch für lange Jahre hinaus kann 
der Abbau noch betrieben werden —, nicht 
in der Erde liegen lassen. Das geht doch nicht. 
Dann aber sage ich nochmals: wir müssen die 
Arbeiter, die sesshaft sind, an ihren alten Plätzen 
bleiben lassen. Meine Herren, vergegenwärtigen 
Sie sich doch einmal, was das. für eine Sozial­
politik ist: Vereine, Kommunen und die gesetz­
gebenden Körperschaften beschäftigen sich seit 
Jahren, Kapitalien zusammenzubringen, damit i

die Arbeiter sich eigene Häuser bauen können. 
Hier werden nun mit einem Schlage — das ist 
ja ein Hohn auf alle Sozialpolitik — die im 
Besitze von Häusern befindlichen. Arbeite so 
zu sagen aus ihrem Besitze hinausgeworfen; 
ihnen wird ihr Eigentum entwertet, sie müssen 
weg aus ihrem Heim. Das sind ja geradezu 
grässliche Zustände, die in Aussicht stehen.

Nun sind ja verschiedene Mittel zur Abhilfe 
vorgeschlagen worden. Unter anderem hat der 
Herr Bergmeister Engel einige Artikel in dem 
„Glückauf“ geschrieben. Diese Artikel sind uns 

| hier zur Verfügung gestellt worden. Ja, alle 
Achtung vor den Vorschlägen, die Herr Engel 
gemacht hat, aber sie können doch erst in einer 
späteren Zeit nur verwertet werden. Herr 
Engel schlägt vor, Strassenbahnen zu bauen. 
So schnell sind aber keine Strassenbahnen ge­
baut; das muss erst in die Wege geleitet werden, 
und darüber vergeht längere Zeit. Herr Engel 
stützt sich darauf, dass die Gesellschaften doch 
auch ein Recht hätten, ihr Eigentum zu ver- 

j kaufen, wie der andere auch ein Recht hat,
| Eigentum zu kaufen. Er sagt ferner: die an­

kaufenden Gesellschaften wollten ja das ihrige 
tun, damit die Sache gemildert wird. Nur das 

| eine rührt Herr Engel nicht an. Das ist die 
moralische Seite der Sache. Herr Engel beweist: 
nach den Gesetzen kann ja jeder kaufen und 
verkaufen, wie er w ill; aber es sollte doch 
denjenigen, die jetzt diese Kaufgeschäfte be­
sorgen, das moralische und soziale Empfinden 
nicht ganz abhanden kommen. (Sehr richtig! 
im Zentrum.) Das ist doch auch zu beachten. 
W ir können uns doch nicht auf den Standpunkt 
stellen, der vor ungefähr 30 Jahren von einem 
Gründer in einem Nachbarlande geltend ge­
macht wurde. Es handelte sich da in einem 
Prozess um eine unfeine Gründung von Eisen­
bahnen. Bei den Verhandlungen wurde schliess­
lich erklärt: das verstiesse gegen alle Moral, 
was da gemacht wäre. Der Hauptgründer er­
klärte kalt lächelnd: mit Moral baut man keine 

I Eisenbahnen. Auf diesen Standpunkt können 
und dürfen wir uns nicht stellen, auch nicht 
das Kohlensyndikat oder die sonstigen Ver­
einigungen; über Tausende von Existenzen 
darf man nicht hinweggehen, nur um einen 
etwas grösseren Gewinn zu erzielen. Und darum 
handelt es sich im vorliegenden Falle.

Meine Herren, es sind nun an manchen 
Stellen die Leute veranlasst worden, sich an das 
Oberbergamt zu wenden, damit dieses auf Grund 
des Paragraphen 65 die Bergwex-ksbesitzer oder 
die Gesellschaften zum Weiterbetrieb veranlasse. 
Es ist bezweifelt worden, ob dieser Paragraph 
des Berggesetzes hier angewendet werden könne. 
Dieser Paragraph lautet:

Der Bergwerksbesitzer ist verpflichtet, das 
Bergwerk zu betreiben, wenn der Unterlassung 
oder Einstellung des Betriebes nach der Ent­
scheidung des Oberbergamts überwiegende
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Gründe des öffentlichen Interesses entgegen­
stehen.

Das Oberbergamt hat in diesem Falle die 
Befugnis, den Eigentümer, nach Vernehmung 
desselben, zur Inbetriebsetzung des Bergwerks 
oder zur Fortsetzung des unterbrochenen Be­
triebes binnen einer Frist von sechs Monaten 
aufzufordern und für den Fall der Nicht­
befolgung dieser Aufforderung die Entziehung 
des Bergwerkseigentums nach Massgabe des 
sechsten Titels anzudrohen.

Die weitere Folge steht ja dann im § 156. 
In  diesem wird amtlich festgestellt:

Wenn ein Bergwerkseigentum er die nach 
Vorschrift des § 65 an ihn ergangene Auf­
forderung zur Inbetriebsetzung des Berg­
werks oder zur Fortsetzung des unter­
brochenen Betriebes nicht befolgt hat, so 
kann das Oberbergamt die Einleitung des 
Verfahrens wegen Entziehung des Berg­
werkseigentums durch einen Beschluss aus­
sprechen.

Der Bergwerkseigentümer ist befugt, 
binnen vier Wochen vom Ablauf des Tages, 
an welchem ihm der Beschluss, bezw. der 
Rekursbescheid (§ 191) zugestellt ist, bei 
dem Gerichte, in dessen Bezirk das Berg­
werk liegt, gegen das Oberbergamt zu 
klagen. Geschieht dies nicht, so ist das 
Einspruchsrecht erloschen.

Es ist nun geltend gemacht worden, dieser 
Paragraph könne in diesem Falle gar nicht 
angewandt werden, derselbe käme nur zur 
Anwendung, wenn durch das Stillegen einer 
Grube es an dem Mineral mangele usw. Die 
„Zeitschrift für das Bergrecht“ stellt sich auf 
den gleichen Standpunkt. In  den Motiven zum 
Berggesetz wird das Mangeln des Minerals 
allerdings als Beispiel angeführt. Meine Herren, 
wenn diejenigen, die damals das Gesetz schufen 
hätten voraussehen können, dass Zustände 
kommen würden, wie die heutigen, dann hatten 
sie wahrscheinlichden § 65 anders gefasst. Ich 
habe die Ueberzeugung, wenn liier, wo es sich 
um Tausende von Existenzen handelt, kein 
öffentliches Interesse vorliegt, dann gibt es 
eben keine Gründe mehr für ein öffentliches 
Intresse.

Unter allen Umständen muss Abhilfe ge­
schaffen werden, und zwar recht baldige Abhilfe; 
die Bevölkerung muss wissen, wohin die Sache 
geht, damit sie sich ihrerseits darauf einrichten 
kann. Es ist ja schon von dem Herrn 
Regierngspräsidenten in Arnsberg so viel wie 
möglich geschehen, um wenigstens die Finanzen 
der Kommunen in etwa aufzubessern und sie 
finanziell in die Lage zu setzen, dass sie für 
die nächste Zeit auskommen. Aber damit ist 
doch den Einwohnern einer Kommune, die 
ihrerseits so stark geschädigt werden, nicht ge­
holfen, und damit ist auch den Tausenden von 
Arbeitern nicht geholfen.

Ich will hier noch zum Schluss anführen: 
es wäre meines Erachtens gut, wenn für Gruben, 
die ausgebaut sind oder stillgelegt werden, 
Bestimmungen getroffen würden, dass die 
Grube im Falle des Stilliegens kaduziert würde, 
d. h. dass dem bisherigen Eigentümer, der sie 
ja nicht weiter betreiben kann, jedwedes Eigen­
tumsrecht entzogen wird, dass, wenn es sich 
um eine Syndikatszeche handelt, dieBeteiligungs- 
ziffer an die gesamte Masse verteilt wird, da­
mit alle beteiligten Gruben ihren angemessenen 
Teil bekämen; aus dem Erlöse dieser Beteili­
gungsziffer köniito man ja die Geschädigten 
so viel wie möglich abfinden. Ich glaube wenn 
der Weg eirigeschlagen würde, dann würde 
nicht mehr ein solches Streben nach den Be- 
teiligungsziffern sein, dann würde man nicht 
versuchen, Gruben stillzulegen, auf denen noch 
auf lange Jahre hinaus reichlich Kohlen vor­
handen sind, und die nun trotz alledem still­
gelegt werden sollen.

Ich hoffe, der Herr Minister wird imstande 
sein, auf unsere Anfrage eine Antwort zu geben, 
die dazu beiträgt, die Bevölkerung im Westen 
zu beruhigen. (Beifall.)

Präsident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Handelsminister.

Möller Minister für Handel und Gewerbe: 
Meine Herren! Die Rede des Herrn Vorredners 
spiegelt die Aufregung wieder, die zweifellos 
in den weiten Distrikten, die von der beab­
sichtigten Stillegung einiger Zechen betroffen 
sind, eingerissen ist. Meine Herren, an sich ist 
der Prozess der Stillegung von Zechen in dem 
südlichen Bezirk des Ruhrgebiets nicht etwas 
Neues, sondern etwas, was sich bereits seit Jahr­
zehnten allmählich vollzogen hat; gewisse Seiten­
täler der Ruhr, die vor vier, fünf und sechs 
Jahrzehnten noch einen für damalige Verhältnisse 
nicht unbedeutenden Bergbau hatten, haben 
heute den Bergbau bereits gänzlich verloren. 
Ich will nur von dem Deital sprechen, welches 
bei Kupferdreh in das Ruhrtal mündet, und 
von dem erheblichen Teil des Sprockhöveler 
Bezirks, bei dem neuerdings wieder eine von 
den Zechen, die auch hier in Frage kommen, 
in Betrieb gekommen ist. Dort haben sich, weil 
die Bewegung eine allmähliche war, die Ver­
hältnisse von selbst zurechtgezogen, und es ist 
in den dortigen Bezirken Beruhigung eingetreten. 
In  manchen derselben ist sogar an Stelle der 
früheren Armut zur Zeit des Bergbaues jetzt 
durch Schaffung neuer Industrien Wohlhabenheit 
entstanden. Ich rekurriere wieder auf den Ort 
Kupferdreh, den ich eben schon genannt habe, 
der vor 50 Jahren, als ich dort als Schulknabe 
zuerst in ein Kohlenbergwerk ein fuhr, nur ein 
armes Bergdorf mit Namen Dilldorf war; heute 
ist es ein wohlhabender Ort mit erheblicher 
Industrie, zum Teil mit einer Industrie, die aus 
den angrenzenden Textilbezirken sich übertragen 
hat. Dasselbe wird sich, wie ich nicht zweifle, 
auch mit den jetzt betroffenen Bezirken voll­



—  9 —

ziehen; aber derartige Dinge vollziehen sich 
nicht auf einmal, sondern das kommt allmählich, 
und es handelt sich für mich nur darum, die 
entsprechenden Massregeln zu treffen, damit 
eine angemessene Uebergangszeit vorhanden 
sein wird.

Die Fortführung von Betrieben, die nicht 
nur zur Zeit, sondern bereits seit längerer Zeit 
unrentabel sind, ist nicht möglich; man kann 
mit keinem Mittel verhindern, dass derartige 
Betriebe allmählich eingehen. Wäre das Kohlen- 
svndikat nicht in den 90er Jahren zustande 
gekommen, hätte das freie Spiel der geschäft­
lichen Kräfte in den letzten 10, 12 Jahren ge­
waltet, so würden wirgrosse Konjunktursprünge 
gehabt haben in den Preisen der Kohlen, in 
den Erträgnissen der Werke, in den Löhnen 
der Arbeiter, und diese Sprünge sind jetzt ver­
mieden ; wir würden dann wahrscheinlich das, 
was jetzt auf einmal ein tritt, schon allmählich 
haben eintreten sehen. Es unterliegt gar keinem 
Zweifel, dass durch diese Preispolitik des Kohlen­
syndikats eine Nivellierung der Preise statt­
gefunden hat: in der Zeit des Aufschwunges, 
in der letzten Hälfte der 90er Jahre, hat das 
Kohlensyndikat verhindert, dass die Preise sein- 
stark und der Konjunktur anderer Länder ent­
sprechend gestiegen sind; nach Ablauf der Frist 
hat das Kohlensyndikat die Preise vielleicht 
etwas höher gehalten, als es sonst der Fall 
gewesen wäre. (Hört, hört!) Durch diese 
nivellierende Tätigkeit des Kohlensyndikats in 
Bezug auf die Preise ist aber auch die Rentabilität 
der Werke, die am Absterben waren, künstlich 
hochgehalten worden (sehr richtig!), und so ist 
die Existenz des Kohlensyndikats meiner Auf­
fassung nach die Ursache gewesen, dass ver­
schiedene der Werke, deren Stillegung jetzt 
in Frage kommt, noch weiter betrieben worden 
sind. Hätte das Kohlensyndikat nicht bestanden, 
so würde in der Mitte der 90er Jahre bei den 
damaligen sehr schlechten Zeiten und unter 
der W irkung der freien Konkurrenz eine solche 
Depression eingetreten sein, dass schon damals 
eine Stillegung dieser Werke erfolgt wäre. 
(Sehr richtig!)

Meine Herren, die Zahlen über die Zechen, 
die stillgelegt werden sollen, und über die Ar­
beiter, die davon betroffen werden, sind meines 
Erachtens in hohem Grade übertrieben. W ir 
wissen wenigstens amtlich nur erst von einer 
erheblich beschränkteren Zahl von Zechen, die 
auch hier von dem Herrn Vorredner genannt 
worden sind, dass sie wirklich verkauft sind, 
und von einer sehr kleinen Zahl nur, dass sie 
wirklich stillgelegt werden sollen. Nach dem 
amtlichen Bericht, der mir von dem Oberberg- 
amt vorgelegt ist, ist gegenwärtig bekannt, dass 
12 Zechen in den letzten Jahren in die Hände 
anderer Zechen übergegangen sind, und dass 
für einen Teil derselben die Stillegung schon 
eingetreten ist, für einen Teil zur Erwägung 
steht. Von diesen Zechen ist eine, die Zeche

Helene Nachtigall, bereits vor sechs oder sieben 
Jahren stillgelegt, kann also meines Erachtens 
hier vollständig ausscheiden aus der Betrachtung. 
Auch eine zweite Zeche, Steingatt, die gerade 
in dem von mir genannten Bezirk von Kupfer­
dreh liegt, ist auch bereits seit beinahe zwei 
Jahren stillgelegt. Ich habe sie aber noch auf­
genommen, weil ich mir Mühe gegeben habe, 
auf Grund der bestehenden Statistiken fest­
zustellen, um wieviele Arbeiter es sich selbst 
bei den jetzt in Frage kommenden Zechen 
überhaupt handelt. Ich habe daher die Zeche 
Steingatt noch aufgenommen, weil sie im Jahre 
1902, dem letzten Jahre, für das ich Zahlen 
habe finden können, noch im Betrieb gewesen 
ist. Im  übrigen sind es ausser diesen beiden 
noch 10 Zechen, bei denen der Verkauf ent­
weder bereits perfekt ist oder bei denen der 
Verkauf als sicher angenommen w ird; bei einem 
Teil derselben schweben noch, soviel ich weiss, 
gegenwärtig die Verhandlungen.

Meine Herren, es handelt sich bei den 11 
Zechen insgesamt um eine Belegschaft von 
12 500 Arbeitern, nicht um 22000 und noch 6000 
weitere, also 28000 Arbeiter. Von diesen 12 500 
Arbeitern sind auf drei Zechen, die bisher noch 
mit Vorteil gearbeitet haben, allein 5864 Mann 
beschäftigt mit einer Gesamtförderung im Jahre
1902 von rund 1200000 t. Dem gegenüber 
stehen die übrigen 8 Zechen, die im Jahre 1902 
insgesamt nur eine Belegschaft von 6614 Mann 
hatten und 1 330000 t rund förderten. Dabei 
haben sich bei diesen 8 Zubussezechen im 
Jahre 1902 Zubussen ergeben von rund 2V4 
Millionen, und bei den Zechen, die noch mit 
Vorteil gearbeitet haben, ist eine Ausbeute von 
insgesamt 623000 Mk. verteilt worden.

Meine Herren, es wäre vermessen, von den 
Zahlen der Ausbeuten und Zubussen direkt 
auf die Rentabilität schliessen zu wollen. Von 
den Zubussen werden gewisse Beträge für die 
Weiterentwickelung der Zechen verwandt; es 
hängt dies von gewissen Zufälligkeiten ab. 
Jedenfalls aber wird dadurch, dass die Zechen 
Zubussen nicht nur in jenem Jahre, sondern 
auch Jahre vorher erfordert haben, bewiesen, 
dass eine Rentabilität nicht vorhanden war, 
und ich glaube doch berechtigt zu sein, aus 
diesen Zubusse- bezsv. Ausbeutezahlen gewisse 
Schlüsse auf die Rentabilität zu ziehen. Nach 
dieser meiner Berechnung ergibt sich für die 
8 Zubussezechen bei der von ihnen genannten 
Förderung eine Zubusse von 1,63 Mk. pro 
Tonne geförderte Kohle im Jahre 1902. (Hört, 
hört! bei den Nationalliberalen.)

Meine Herren, das sind Zahlen, die für sich 
selbst sprechen. Bei solchen Zahlen ist eine 
dauernde Aufrechterhaltung des Betriebes un­
möglich. Bei den drei anderen Zechen ist der 
Arerteilte Ueberschuss auch nur 52 ’/2 Pfg. auf 
die Tonne — bei einer dieser Zechen ist mir 
übrigens nachträglich mitgeteilt, dass keinerlei 
Abschreibungen gemacht sind —, also im Ver-
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gleich zu dem, was in dem wirklich ergiebigen 
Kohlengebiet sonst erzielt wird, ungemein 
massig! (Sehr w ahr! bei den Nationalliberalen.)

Nun handelt es sich aber bei den Zechen, 
die hier in Frage kommen, zum ganz erheb­
lichen Teil um solche, die entweder überhaupt 
noch für eine gewisse Zeit fortbetrieben werden, 
oder bei denen nur gewisse Teile ausgeschaltet 
werden sollen. Nach meinen Informationen 
wird die grösste Gesellschaft, die hier in Frage 
kommt, die Zechen Hamburg und Franziska, 
die beinahe 3000 Arbeiter im Jahre 1902 be­
schäftigt haben, bei einer Förderung- von 
561000 t, nur eine einzige Nebenzeche, die 
Zeche Walfisch, ausser Betrieb setzen. Nach 
den mir gewordenen Informationen soll der 
übrige Betrieb noch für Jahre aufrechterhalten 
werden.

Bei der Zeche Hasenwinkel, die auch eine 
von den Zechen ist, die Ausbeute gegeben 
haben, soll die Förderung von der Nachbar­
zeche, an die sie verkauft ist, aufgenommen 
werden und eventuell nach Wiederherstellung 
eines schadhaft gewordenen Schachts auf dem 
alten Bergwerk auch dort auf dem alten Schacht 
Hasen winkel die Förderung wahrscheinlich auch 
direkt wieder aufgenommen werden. Es sind 
dort überhaupt von den etwa 1800 Arbeitern zur 
Zeit nur 400 Mann entlassen. Das ist notwendig- 
gewesen, um die Ausmauerung des in Holz 
stehenden Schachts auf Hasen winkel ausführen 
zu können. Die Arbeiter, die dort entlassen 
sind, sind nach anderen Nachrichten im wesent­
lichen auf anderen Zechen untergebracht.

Die dritte der Zechen, die Ausbeute verteilt 
haben, ist die Zeche, mit der sich der Herr 
Interpellant länger beschäftigt hat, die Zeche 
Eiberg. Auch hier soll es nach den mir zu­
gekommenen Nachrichten nur beabsichtigt sein, 
den einen neuen Schacht Hermann, der in 
Ueberruhr liegt, und der nur etwa 140 bis 
150 Mann beschäftigt hat, still zu legen. Nach 
mir von unserer Bergwerksverwaltung in Glad- j 
beck zugegangenen Nachrichten sind von diesen 
140 Mann 120 dort bereits angelegt worden.

Meine Herren, bei den übrigen Werken sind 
die Nachrichten über den Weiterbetrieb nicht 
überall zuverlässig, und es wird notwendig 
sein, dass weitere Recherchen angestellt werden. 
Das Oberbergamt, das ich vor Antritt meiner 
Urlaubsreise aufgefordert hatte, mir Bericht zu 
erstatten, hat sich ausdrücklich Vorbehalten, 
mir weitere eingehende Berichte über die 
anderen Zechen zu erteilen.

Im  übrigen haben bereits Verhandlungen an 
verschiedenen Stellen zwischen den Berg­
behörden, den Verwaltungsbehörden und den 
Gemeindevertretern stattgefunden, und es ist an 
mehreren Plätzen bereits zu beruhigenden Ver­
handlungen gekommen. Das zeigt mir den 
Weg, auf dem wir für die nächste Zukunft 
weiter gehen müssen, den Weg, dass wir von 
hier aus eine Kommission von Ministerial-

kommissaren in das Revier schicken, die bei 
jeder einzelnen Zeche die Verhältnisse unter­
suchen und unter Mitwirkung der Verwaltung 
des Ministers des Innern festzustellen sucht, 
wie weit man den Schäden Abhilfe verschaffen 
kann.

Für die Arbeiter in ihrer grossen Mehrzahl 
habe ich keine Sorge; die Arbeiter werden sehr 
bald anderweit Unterkommen finden mit ver­
schwindenden Ausnahmen. Bedauerlich bleibt 
aber die Situation derjenigen Arbeiter, die ein 
eigenes Eigentum ererbten oder erworben 
haben, und der Geschäftsleute, die ihre Existenz 
basiert haben auf die Arbeiter, die ihre Kunden 
waren, und die Kommunen, die teilweise in ihrem 
Haushalt schwer * gestört sind. Aber da ist 
bereits stellenweise seitens der verkaufenden 
oder übernehmenden Zechenverwaltungen schon 
ein Entgegenkommen bewiesen. Mir ist mit­
geteilt, dass bei der Zeche Julius Philipp, die 
die Arenberger Bergwerksgesellschaft gekauft 
hat, ein freiwilliges Angebot der Gesellschaft 
erfolgt ist, die Steuerzahlung an die Gemeinde 
auf 5 Jahre fortzusetzen. (Hört, hört!)

An anderer Stelle hat bei der Zeche Ver­
einigte Bickefeld eine Verhandlung stattgefunden 
unter Mitwirkung der verschiedenen Behörden; 
aber über das Resultat liegt mir ein Bericht 
heute noch nicht vor. Ich habe aber aus Press­
berichten gesehen, dass die Versammlung be­
ruhigt; auseinandergegangen ist; ich nehme also 
an, dass dort verhältnismässig beruhigende E r­
klärungen abgegeben sind. Aus einer grösseren 
ausser Betrieb gesetzten Zeche, Maria Anna und 
Steinbank, die dem Bochumer Verein gehörte, 
ist speziell berichtet, dass die Arbeiter samt und 
sonders Unterkunft gefunden haben, und soweit 
meine Lokalkenntnis reicht, decken sieh im 
wesentlichen die Gemeindebezirke der die 
Arbeiter aufnehmenden Zechen mit dem der still 
zu legenden Zeche Maria Anna und Steinbank. 
Diese Zeche hat seit Jahren mit schweren Ver­
lusten gearbeitet, ihre Kohlenvorräte sind nahezu 
erschöpft, und es ist ein naturgemässer Vorgang 
gewesen, dass diese Zeche ausser Betrieb ge­
stellt wird.

Ueber eine andere Zeche Alstaden, über die 
der Herr Vorredner auch gesprochen hat, soll 
der Abschluss noch nicht perfekt geworden 
sein; man wird aber mit der Tatsache rechnen 
können, dass er sich vollziehen wird. Auch 
dort ist die Nachbarschaft anderer Zechen und 
grösser industrieller Etablissements so gross, 
dass ich glaube, dass dort die Schädigung der 
Eigentümer von Häusern und der Geschäfts­
leute nicht so gross sein wird, weil die Leute 
im wesentlichen in der Gegend bleiben werden.

Wenn ich nun die Liste überschaue, so habe 
i ich die Hoffnung, dass, wenn es sich lediglich 

um diese Zechen handelt, über die mir bereits 
Bericht vorliegt, der Ausgleich der Interessen 
sich verhältnismässig nicht schwer wird finden 
lassen.
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Eine der Fragen, die zur Erörterung durch 
den Herrn Vorredner gestellt ist, muss ich hier 
noch besonders berühren, das ist die Frage: 
inwieweit eventuell der § 65 des Berggesetzes 
Anwendung finden könnte. Meine Herren, 
über den § 65 ist in der Presse mehrfach ge­
schrieben worden, und demselben ist teilweise 
auch aus den Kreisen der Interessenten des 
Kohlenbergbaues meiner Auffassung nach eine 
zu enge Auslegung gegeben worden. Man ist 
nach den Motiven des Gesetzes der Meinung 
gewesen, dass der § 65 nur Anwendung finden 
könnte, wenn die öffentliche Sicherheit gefährdet 
sei oder wenn die allgemeinen Bedürfnisse der 
Konsumenten unter der Einstellung .leiden. 
Meine Herren, ich bin nicht der Auffassung, 
dass der § 65 so eng aufzufassen sei; wenn 
man die Motive weiter liest, so spricht das für 
rpeine Auffassung. Aucb der Wortlaut des § 65 
gibt ja schon ausdrücklich an:

Der Bergwerksbesitzer ist verpflichtet, 
das Bergwerk zu betreiben, wenn der Unter­
lassung oder Einstellung des Betriebes nach 
der Entscheidung des Oberbergamts über­
wiegende Gründe des öffentlichen Interesses 
entgegenstehen.

(Hört! Hört !) Meine Herren, das ist eine erheb­
lich weitere Fassung, und ich nehme an, dass 
auch diese meine Auffassung auf die Dauer 
Geltung gewinnen wird. (Hört, hört!) Sollte 
das nicht der Fall sein, und sollten die Ver­
handlungen mit den Interessenten zu keinem 
genügenden Resultat führen, so würde aller­
dings von seiten der Regierung in Erwägung 
zu ziehen sein, ob eine Klarstellung des be­
treffenden Paragraphen notwendig wäre (bravo!), 
eventuell, ob die §§ 156 u. ff., die die Aus­
führung des in § 65 ausgesprochenen Prinzips 
bedingen, genügend sind, und ob sie vielleicht 
ausgedehnt werden müssen.

Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass 
wir nach dem allgemeinen Interesse diese Frage 
werden entscheiden müssen, und nach meinen 
Erfahrungen in der letzten Zeit haben die 
Zechenbesitzer in Westfalen ihr nobile officium, 
sicli gegenüber auftretenden Kalamitäten an­
ständig zu benehmen und ihre Anstandspflichten 
zu erfüllen, in hohem Grade erfüllt. (Abg. 
Schmieding [Dortmund]: Hört, hört!) Ich er­
innere an "die Ausführungen, die ich hier und 
im Reichstag gemacht habe bezüglich der Wurm­
krankheit und bezüglich der freiwilligen Auf­
lagen, die die grossen Bergwerksgesellschaften 
sich gemacht haben, um diese grosse Kalamität 
zu bekämpfen. So habe ich die sichere Hoffnung, ■ 
dass es auch in diesem Falle leicht gelingen ! 
wird, dass sich die Schwierigkeiten, die nur j 
durch die Plötzlichkeit und den gleichzeitigen ! 
Eintritt der beabsichtigten Stillegungen ein­
getreten sind, werden überwinden lassen.

Meine Herren, dass der ganze Süden des 
westfälischen Kohlenreviers in den nächsten 
Jahrzehnten seiner Erschöpfung entgegengellt

(sehr richtig!), ist für jeden Sachkenner voll­
ständig bekannt, und jeder Sachkenner nimmt 
das an; alle Geschäftsleute und Kommunen 
haben sich verständigerweise darauf einzu­
richten. Aber, meine Herren, es ist mir bisher 
auch noch kein Fall bekannt geworden, dass 
überhaupt grössere Distrikte durch Stillegung 
von Kohlenzechen in den vorigen Jahrzehnten 
irgendwie in dauernde Schwierigkeiten ge­
kommen wären, sondern in den betriebsamen 

j Landesteilen, in denen diese Zechen lagen, sind 
; Gegenden, in denen Arbeitskräfte, die nur 

momentan billiger angeboten werden, sofort 
von anderen Unternehmern aufgesucht worden, 
die dort Neues geschaffen haben. Meine Herren, 
wir befinden uns dort in einer Gegend, die 
nicht mit anderen, wie mit dem Eulengebirge 
in Schlesien, zu vergleichen ist, das nach Jahr­
zehnten es nicht hat fertig bringen können, 
an Stelle seiner untergehenden Handweberei 
in genügendem Masse andere Industrien zu 
stellen. Wenn in jener betriebsamen Gegend, 
wie gesagt, sich Ueberfluss an Arbeitskräften 
geboten hat, so sind noch stets nach kurzer 
Zeit heue Betriebe entstanden, um diese fleissigen 

! Hände aufzunehmen. Und so habe ich auch 
nicht den geringsten Zweifel, dass wenn mit 

i der nötigen Ruhe die ganze Sache behandelt 
wii'd, und wenn nicht künstliche Aufregung 
geschaffen wird, es dann leicht gelingen wird, 
die ganzen Schwierigkeiten zu überwinden.

Meine Herren, die ganze Erscheinung, die 
wir jetzt in den letzten Wochen gesehen höben, 
scheint mir zum Vergleich geeignet mit einer 
Panik, die in einem Theater entsteht, wenn 
Brand gerufen wird. (Abg. Schmieding [Dort­
mund]: Sehr gut!) Nur dadurch, dass man all 
den Gemeinden das grosse Gespenst der Arbeits­
losigkeit und der vollständigen Entwertung an 
die Wand gemalt hat, ist der grosse Schrecken 
entstanden. Ich bin fest überzeugt, wenn wir 
alle mit gutem Willen daran gehen, die Hand 
zur Besserung und zur Ausgleichung zu bieten, 
dass wir in verhältnismässig kurzer Zeit diesen 
Ausgleich auch finden werden. (Bravo!)

Vizepräsident Dr. Krause (Königsberg): Zur Ge­
schäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete 
Dr. Dittrich (Braunsberg).

Dr. Dittrich (Braunsberg), Abgeordneter: Ich 
beantrage die Besprechung der Interpellation.

Vizepräsident Dr. Krause (Königsberg): Die Be­
sprechung kann nach der Geschäftsordnung 
nur stattfinden, wenn mindestens 50 Mitglieder 
des Hauses sie beantragen. Ich bitte daher, 
dass diejenigen Herren aufstehen, welche den 
Antrag des Abgeordneten Dr. Dittrich unter­
stützen wollen. (Geschieht.) Die Unterstützung 
reicht aus: die Besprechung findet statt.

In der B e s p r e c h u n g  hat zunächst das 
Wort der Abgeordnete Hilbck; ich erteile 
es ihm.

Hilbck, Abgeordneter: Meine Herren, wenn
ich Sie bitte, mir heute auf etwas längere Zeit
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Ihre Aufmerksamkeit zu schenken, so recht­
fertigt sich das einesteils durch die aiisseror- 
dentliche Wichtigkeit des Gegenstandes, den wir 
zu besprechen haben, und anderseits aus meinem 
Wunsche, Ihnen die bergmännischen Verhält­
nisse in meiner engeren Heimat, die Ihnen ja 
der Natur der Sache nach manchmal etwas j 

wenig geläufig sind, ein wenig klarzulegen.
Die Ablagerung des Steinkohlengebirges, die 

man gewohnt ist, das Ruhrgebiet zu nennen, 
ist vor langen, langen Jahren, als noch die 
unterirdischen Kräfte walteten, als der Erdball 
noch nicht gefestigt war, durch eine Pressung 
von Norden nach Süden so zusammengedrückt, 
dass das ganze jetzt auf der Oberfläche aus­
sieht wie ein wogendes Meer. Die kurzen, 
wenig tiefen Sturzwellen am Ufer sind in der 
Gegend, wo die Ruhr fliesst, wo das Ufer des 
Steinkohlengebirges wirklich ist, wo es sich auf 
die älteren Schichten, die Kalksandsteinschichten, 
die beispielsweise bei Elberfeld zutage treten, 
auflagert. Die tieferen Wellen finden sich 
weiter nach Norden im sogenannten Münster- 
schen Becken. Jetzt ist die Oberfläche aller­
dings nicht mehr überall sichtbar; denn nörd­
lich der Ruhr ist alles überdeckt durch eine 
gleiclunässige Ablagerung von Kreide, die im 
sogenannten Münstersclien Meerbusen vor sich 
gegangen ist. — Wir nennen beim Bergbau 
diese Wellentäler die Mulden und die Wellen­
berge die Sättel. — Daraus, dass nun die 
Wellentäler nach Norden immer tiefer werden, 
folgt, dass dort auch bei weitem die reichsten 
Ablagerungen sind, dass dort sich eine grosse 
Menge Flöze ablagern konnten, die weiter im 
Süden an der Ruhr nicht mehr vorhanden sind; 
und ferner, dass das Gebirge an der Ruhr des­
halb sehr viel weniger Kohle enthalten und 
sehr viel rascher abgebaut sein muss, wie die 
weiter nördlich liegenden Grubenfelder.

Nun bot die Ruhr von vornherein dem 
Bergbau sehr günstige Angriffspunkte. Die 
Ruhrberge erheben sich durchschnittlich bis zu 
Höhen von 150 bis 200 m über das Niveau des 
Tales. Man könnte vom Tale und von den 
Seitentälern früher horizontal in die Berge hin­
einfahren und die Kohlen fördern, man baute 
sie mit dem sogenannten Stollenbau ab bis 
unter die Taloberfläche. Wenn jemand auf 
seinem Acker ein Kohlenflötz gefunden hatte, 
so liess er sich mit dem Flöz beleihen. Die 
früheren Beleihungen sind deshalb lauter kleine 
sogenannte Längenfelder, die nur auf einige 
wenige Flöze sich erstrecken. Erst später mit 
dem Berggesetz von 1865 sind die grossen 
Beleihungen entstanden, die jetzt existieren, 
die aber für den heutigen Bergbau lange noch 
nicht gross genug sind. Daraus folgt nun, 
dass die kleinen Beleihungen an der Ruhr viel 
zu klein sind und von vornherein viel zu klein 
waren, um einen grossen Bergbau dort zu 
gründen. Für den Stollenbau genügten sie. 
Wollte man einen Tiefbau anlegen, so mussten |

sich meistens viele der kleinen Zechen zu­
sammentun, um gemeinschaftlich einen Tiefbau 
anzulegen. So kam es, dass der Besitz dieser 
kleinen Gruben ein sehr weit verzweigter ist, 
und dass sie sich nicht in Händen von Kapi­
talisten befinden, sondern in Händen von 
früheren kleinen Ackerbürgern, (sehr richtig! 
bei den Nationalliberalen) die auf ihrer Scholle 
Flöze fanden und sich dann bei dem Bergamte 
in Wetter, später in Bochum und Dortmund 
mit den Flözen beleihen liessen. So kommt bei 
allen diesen Ruhrzechen das Grosskapital nicht 
in Frage, sie befinden sich noch in Händen 
von kleinen Leuten im Besitz des kleinen 
Mittelstandes, in den Händen von Ackerbürgern 
der Umgegend und von Bürgern der benach­
barten Städte. Es ist also ein sehr grösser 
Irrtum, wenn man meint, dass dadurch, dass 
die Zechen verkauft werden, besonders die 
Grosskapitalisten Nutzen hätten. Den Nutzen 
haben die kleinen Bürger, die die Kuxen viel­
leicht von ihren Vätern ererbt haben, und die 

j lange genug' zähe ihren Besitz behalten haben 
häufig mit grossen Zubussen, denen sich jetzt 
eine Gelegenheit geboten hat, ihre Kuxen, 
wenn auch ohne jeglichen Nutzen, zu verkaufen.

Weshalb der Bergbau im Ruhrrevier un­
rentabel ist, das ergibt sich zum Teil schon 
aus dem eben Gesagten. Die Mergelschichten, 
die im Norden vor den Einflüssen der 
Atmosphärilien, des Regenwassers und des 
Schnees, schützen, sind an der Ruhr nicht 
mehr vorhanden, dort steht das Steinkohlen­
gebirge zutage. Sobald Regengüsse und Fluten 
eintreten, ist das Grubenwasser bedeutend. 
Die Gruben leiden deshalb ausnahmslos unter 
einer grossen Wassernot, müssen grosse 
Maschinen aufstellen und für die Flutzeiten 
noch grössere Maschinen in Reserve halten, 
um das eindringende Wasser zu pumpen. 
Nachdem sich im Laufe der Jahre die oberen 
Schätze erschöpft haben, ist das Wasserpumpen 
immer schwieriger und teurer geworden; es 
gehört dazu sehr viel Dampf, der mit den 
Kohlen der eigenen Grube in Dampfkesseln 
erzeugt werden muss. Das ist einer der 
Gründe, weshalb die Zechen an der Ruhr ganz 
erheblich teurer arbeiten als anderswo. Ein 
anderer Grund liegt darin, dass nur sehr wenige 
Flöze dort vorhanden sind, und dass die Flöze 
der liegenden Partie, die zutage kommen, ver­
hältnismässig schmal sind. Man rechnet durch­
schnittlich in dieser liegenden Partie das Ver­
hältnis der Kohlen zu dem begleitenden Gestein 
wie 1 : 80, bei den Fettkohlenzechen ist das 
Verhältnis wie 1 : 2q ; d. h. die Fettkohlen- 

: gruben enthalten in der gleichen Flächeneinheit 
mindestens dreimal so viel Kohlen wie die 

! Magerzechen an der Ruhr. Dadurch wird es 
notwendig, dass die letzteren sehr viel rascher 
ihre Schächte vertiefen, dass sie sehr viel mehr 
kostspielige und unproduktive Gesteinsarbeiten 
betreiben müssen im Vergleich zu den anderen.
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Dann kommt ein weiteres hinzu. Früher 
waren die Löhne auf den Ruhrkohlenzechen 
verhältnismässig niedrig, 20 bis 25% niedriger, 
als in anderen Bergrevieren Westfalens. Seit 
Gründung des Kohlensyndikats und seit dem 
Erwachen des Wandertriebes bei den Berg­
leuten hat sich das ganz geändert. Etwas 
billiger sind die Löhne an der Ruhr zwar noch, 
aber nur wenig, und wenn beispielsweise, wie 
es in den letzten Jahren seit Bestehen des 
Kohlensyndikats geschehen ist, die Löhne sich 
um durchschnittlich 1 Mk. für Mann und Schicht 
steigern, so macht das bei einer Leistung von 
einer Tonne, wie wir sie auf den Fettkohlen­
zechen haben, auf die Tonne nur 1 Mk., aber 
bei einer Leistung von °/10 t, wie wir sie auf 
den Magerkohlenzechen wegen der geschilderten 
misslichen Verhältnisse haben, 1,70 Mk. Das 
ist natürlich ein kolossaler Unterschied, sodass 
sich die Steigerung der Löhne bei den Mager­
kohlenzechen sehr viel mehr bemerkbar macht 
wie bei den Fettkohlenzechen.

Dazu kommt — das darf auch nicht verschwie­
gen werden —, dass die Magerkohlenzechen, die 
an sich viel weniger gefährlich sind wie die 1 
Fettkohlenzechen, weil sie keine schädlichen 
Grubengase führen, trotzdem überreichlich mit 
bergpolizeilichen Vorschriften bedacht sind. 
Man hat diese Vorschriften eingerichtet für die 
gefährlichsten Gruben; es sind Ausnahmen zu­
gelassen für die weniger gefährlichen, aber 
diese Ausnahme muss jedesmal von dem Revier­
beamten bewilligt werden, und Sie können sich 
wohl denken, dass der Beamte, wenn er eine 
derartige Ausnahme auf seine eigene Schulter 
nehmen soll, sich sehr bedenkt und sicli sagt: 
lieber lassen wir doch die allgemeinen Vor­
schriften gelten, als dass wir hier eine Aus­
nahme machen, für die wir eventuell verant­
wortlich sein können. (Sehr richtig!) So kommt 
es, dass diesen Magerkohlenzechen ganz be­
deutende Lasten auch durch die Bergpolizei 
aufgebürdet worden sind. (Sehr richtig!) Sie 
müssen zum grossen Teil auch die Berieselung 
einführen; sie haben fast überall die Be­
leuchtung durch Benzinwetterlampen jetzt be­
wirken müssen, während man früher bei 
offenem Lichte arbeitete. Man redet auch da­
von, dass der systematische Grubenausbau ein- 
gefiihrt werden soll. Kurz, meine Herren, das 
sind Erschwernisse, die weiter die Selbskosten 
der Magerkohlenzechen erhöhen. So ist es ge­
kommen, dass auf sehr vielen Gruben die Ver­
kaufspreise die Selbskosten nicht mehr decken. 
Sie würden sie allerdings noch decken, meine 
Herren, wenn nicht das Kohlensyndikat mit 
seiner Preisbildung so ausserordentlich inass­
voll gewesen wäre. Die Besitzer dieser Mager­
kohlenzechen haben in allen Versammlungen 
des Kohlensyndikats gesagt: wir können mit 
den Preisen nicht auskommen; wenn wir 
existieren wollen und existieren sollen, müsst 
ihr uns höhere Preise bewilligen! (Hört, hört!)

Aber die Mehrheit war -- ich sage: Gott sei 
Dank — vernünftiger und setzte das grosse 
Ganze über die Wünsche der einzelnen, auch 
wenn die einzelnen stark darunter leiden 
mussten! (Sehr gut!) Ich glaube, meine Herren, 
Sie sind mit mir einverstanden dahin, dass es 
viel besser ist, es gehen einzelne Gruben zu­
grunde, die anderen prosperieren bei massigen 
Kohlenpreisen, und die gesamten Konsumenten 
haben billige Preise, als dass man die Preise 
so hoch setzt, dass auch die unter ungünstigen 
Umständen arbeitenden Gruben noch Ertrag 
liefern.

Nun, meine Herren, werden Sie mir ferner 
zugeben müssen, dass es unmöglich ist, dauernd 
den Betrieb mit Schaden zu führen. Und es 
ist nur der alten und bekannten westfälischen 
Zähigkeit zu danken, dass dies solange iiber- 

| haupt hat möglich gemacht werden können. 
Wenn ein Gewerke seine Kuxen nicht mehr 
behalten wollte oder konnte, weil ihm die Lasten 
der Zubusse zu gross waren, gab er sie der 
Gewerkschaft zurück und liess sie kaduzieren; 
dann fand sich aber fast immer wieder ein 
anderer, der den Betrieb wieder aufnahm. So 
sind eine Menge Gruben bankerott geworden,

| und doch sind sie immer wieder aufgenommen 
worden.

Von den Gruben nun, um die es sich hier 
handelt, deren Betrieb eingestellt werden soll, 
bauen die meisten Zubussen. Ich bin ge­
zwungen, hier in die Details einzugehen, ob­
gleich das nicht mein Wunsch war, weil Herr 
Kollege Stötzel mich durch Verlesung eines 
Teiles eines von mir geschriebenen Gutachtens 
geradezu provoziert hat. So gestatten Sie mir, 
dass ich gerade die Gruben als Beispiel nehme, 
die in der letzten Zeit stillgelegt worden sind. 
Da ist zunächst die Grube Marianne-Steinbank; 
sie gehörte dem Bochumer Verein für Bergbau 
und Gussstahlfabrikation, der glücklicherweise 
in seinen übrigen Betriebszweigen, in seinen 

| Hüttenbetrieben, so viel Geld verdient, dass er 
damit die Schäden, die er beim Bergbau hatte, 

; ausgleichen kann und ausgeglichen hat. (Sehr 
richtig!) Und wie er sie ausgeglichen hat, 
meine Herren, das zeigt diese Tabelle, die ich 
gleich auf den Tisch des Hauses niedorlegen 
werde. Der Bochumer Verein hat die Grube 
Marianne-Steinbank im Jahre 1874 gekauft für 
einen verhältnismässig geringen Preis; es war 
unter einer Million Mark. Seit dem Jahre 1874 
bis zum Jahre 1893 sind in 3 Jahren Gewinne 
gemacht worden, und zwar 1879/80 57 000 Mk., 
1889/90, 11 Jahre später, 152000 Mk., das sind 
sogar nur 2 Jahre. In allen übrigen Jahren 
hat man mit Schaden gearbeitet, und die Ge- 
samtzubusse, die der Bochumer Verein auf diese 
Zeche verwendet hat, beträgt 10 931770 Mk. 
(Hört, hört!) Da werden Sie zugeben müssen, 
dass, wenn nun dem Bochumer Verein ein Ge­
bot gemacht wird von '¿880000 Mk. für ein 
Objekt, welches ihm jedes Jahr Hundert­
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tausende gekostet hat, — im vorigen Jahre 
259000 Mk., 1901 553000 Mk., 1900 386000 Mk., j 
1899 600000 Mk., sodass in den letzten vier 
Jahren annähernd 500000 Mk. Zuschuss er­
fordert worden sind — so müsste der Bochumer 
Verein geradezu — um einen vulgären Aus­
druck zu gebrauchen — Tinte gesoffen haben, 
um nicht ein derartiges Angebot anzunehmen. 
(Grosse Heiterkeit. Sehr richtig!) Gewiss ist 
der Bochumer Verein sich bewusst gewesen, 
dass dadurch die Bergleute und die Gemeinde 
sehr geschädigt werden; es ist die Gemeinde 
Höntrop. Meine Herren, kann man denn ein 
grösseres Opfer für eine Gemeinde, für Berg­
leute bringen, als dass man Jahre lang einen 
Betrieb führt, der jährlich fast eine halbe 
Million Mark Zubusse fordert? Ich glaube, 
auch der Herr Abgeordnete Stötzel wird diese i 
Zeche und ihre früheren Besitzer exkulpieren, | 
und er wird es ihnen nicht anrechnen, dass sie 
die Grube verkauft haben.

Dann kommt die Zeche Bickefeld. Der Herr 
Abgeordnete Stötzel hat den ersten Teil meines 
Gutachtens verlesen. Ich nehme an, dass er 
den zweiten Teil nicht besitzt; denn nur der 
erste Teil ist in den Zeitungen veröffentlicht 
worden, und ich sah, dass der Herr Abgeordnete 
Stötzel einen Zeitungsbericht verlas. In  dem 
zweiten Teil meines Gutachtens steht aber, dass, 
ehe die Zeche gut sei für eine Schuld von 
1 200 000 Mk., die Gewerke erst noch mindestens 
1 .Million Mark Zubusse aus eigener Tasche 
aufwenden müssten. (Hört, hört!) Das steht 
nicht in dem Teil des Gutachtens, den Herr 
Stötzel verlesen hat. (Hört, hört!) Ich habe 
dort ausgeführt, dass zur Hebung dieser Kohlen­
schätze sehr viel Geld nötig wäre, dass der 
Schacht abgeteuft werden müsste, dass dazu 
Maschinell angeschafft werden müssten, dass 
eine neue Kokerei und Kohlenwäsche, eine 
Brikettfabrik usw. notwendig wären, dass eine 
Menge Land anzukaufen sei, und ich habe den 
Kostenanschlag für diese Dinge der Gewerk­
schaft von Bickefeld mitgeteilt. Dann, meine 
Herren, habe ich in dem Gutachten auch nicht 
einmal behauptet, dass das Kapital, welches die 
Gewerke eingezahlt hätten, sich rentieren werde. 
Nein, ich habe doch nur behauptet, dass eine : 
genügende Sicherheit für die Verzinsung des \ 
Kapitals von 1 200000 Mk. vorhanden sein würde, 
wenn die Gewerke alle diese Dinge ausgeführt 
hätten. Und weshalb wollten die Gewerke das 
Kapital anleihen? Weil ihnen innerhalb der 
Gewerkschaft die Mittel vollständig fehlten, um 
eine weitere Zubusse von 1200000 Mk. zu zahlen. 
Dass sie opferwillig genug gewesen sind, zeigen 
Ihnen folgende Zahlen. Seit dem Bestehen des 
Syndikats, wo sich die Dinge gebessert haben, 
hat die genannte Zeche folgende Zubussen er­
fordert: 1896 250000 Mk., 1897 100000 Mk., 1898 
300000 Mk., 1899 200 000 Mk, 1902 500000 Mk.,
1903 400000 Mk. Für eine Zeche, die auch 
schon vor 1896 ein Dezennium lang immer nur

mit Zubussen betrieben wurde, ist das doch 
keine Kleinigkeit. Sie werden mir zugeben, 
dass es eine grosse Zähigkeit und Opferwilligkeit 
der Gewerke verlangt, wenn sie diese 1800000 

Mk. hineingesteckt haben, daneben noch eine 
Schuld von 1 200000 Mk. zu machen. Nun wurde 
die Zeche vor die Frage gestellt, ob sie nach 
solchen Erfahrungen es noch riskieren sollte, 

i weitere Millionen auf den neuen Schacht zu 
verwenden, um für 30 Jahre einen nach meiner 

| Meinung allerdings rentablen Betrieb zu führen, 
i Ich gebe zu: wenn die Zeche fertig und aus­

gebaut, wenn sie mit den nötigen modernen 
1 Hilfsmitteln versehen ist, so ist sie in der Lage,
: weiter zu existieren. Aber, meine Herren, wollen 
| Sie den Gewerken solche Opfer zumuten an­

gesichts der Möglichkeit, nun für ihre Kuxe 
einen Preis von 2500 Mk. zu bekommen, an­
gesichts der Möglichkeit, dieses sehr verlust­
bringende Eigentum glattweg so zu verkaufen, 
dass man gewissermassen mit blauem Auge 
davon kommt? (Sehr richtig! bei den National- 
liberalen.) Wenn die Gewerke mich im vorigen 
Jahre gefragt hätten: sollen wir weiter bauen 
oder sollen wir unsere Kuxe für 2500 Mk. ver­
kaufen? — ich hätte mich keinen Augenblick 
besonnen, ihnen zu sagen: ihr wäret sehr töricht, 
wenn ihr nicht diesen" sehr brillanten Preis an­
nehmen und verkaufen wolltet. (Sehr richtig! 
bei den Nationalliberalen.)

Dann, meine Herren, komme ich zu einer 
dritten Grube, das ist die Grube Bommerbänker- 
Tiefbaüv die von der Gewerkschaft Mont Cenis 
angekauft ist. Sie ist noch im Betriebe und baut 
jetzt den Rest der Bodenschätze mit Vorteil. 
Die Grube Bommerbänker-Tiefbau hat nur seit 
Beginn des Syndikats, seit 1893, an Zubussen 
und Anleihen 1 160 000 Mk. aufgewendet. Die 
Anleihe ist nicht gemacht worden, um Neubauten 

I auszuführen, sondern lediglich, um Betriebsver- 
! luste zu decken, und neue Wasserhaltungs­

maschinen, die notwendig waren, weil man in 
die Tiefe gehen musste, zu beschaffen. Ausbeute 
hat sie in den ersten vier Jahren geliefert 

; 516 000 Mk, bleibt ein Defizit von 600 000 Mk. 
und man wusste aus dem Defizit nicht heraus­
zukommen; man wäre auch nicht heraus­
gekommen, wenn man ordnungsmässig Weiter- 
gebaut hätte, sodass die Nachhaltigkeit des 
Betriebes gewahrt wäre.

Meine Herren, ich habe auch für die anderen 
Gruben, die eingestellt sind, die Zahlen hier 
liegen. Ich verlese sie aber nicht; denn ich 

I meine, diese drei Beispiele werden Ihnen ge­
nügen. Ich glaube, keiner von Ihnen wird 
sagen dürfen und sagen wollen, dass diejenigen 
Gruben, die dauernd keine Ausbeute weiter 
bauen können oder dauernd keine gebaut 
haben — man kann die Möglichkeit für die 
Zukunft nicht mit erwägen, sondern man muss 
nach den Erfahrungen der Vergangenheit und 
nach dem Stande der Gegenwart rechnen —, 
dass diese Gruben jetzt den Betrieb nicht ein-
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stellen sollen, wo sie in der Lage sind, gut zu 
verkaufen. Anders liegt es mit den Gruben, 
die heute sehr wohl betrieben werden können. 
Von denen ist, glaube ich, ein Beispiel die Zeche 
Eiberg. Sie haben alle, meine Herren, die 
Petition der Eingesessenen von Steele bekommen, 
die die Zeche Eiberg betrifft. Es sind die 
Bilanzen der Grube für eine Reihe von Jahren 
veröffentlicht. Sie haben alle gesehen, dass 
das Kapital, das hineingesteckt worden ist, sich 
gut verzinst hat. Es ist auch nicht abzusehen, 
weshalb, abgesehen Aron  dem neuen Schacht, 
der allerdings einstellungswürdig ist, weil der 
sehr schlechte Verhältnisse angetroffen hat, die 
Grübe eingestellt werden soll. Wenn derartige 
Gruben zur Stillegung gelangten, so würde ich 
das allerdings vom volkswirtschaftlichen Stand­
punkt sehr bedauern; denn so reich unsere 
Bodenschätze sind, so halten sie doch nicht 
ewig, und ich würde es auch ferner nicht nur 
für "unzweckmässig, sondern, um den Ausdruck 
zu gebrauchen, den der Herr Kollege Stötzel 
angewondet hat, mit ihm für gewissenlos halten. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) Da 

' muss man allerdingsdie Interessen derGemeinden 
lind der Bergleute unter allen Umständen wahren.

Meine Herren, wie ist es denn gekommen, 
und wer ist schuld daran, dass nun plötzlich 
diese Verkäufe stattgefunden haben ? Man sagt 
~r in allen Blättern können Sie das lesen —: 
das Kohlensyndikat hat das veranlasst. Meine 
Herren, das Kohlonsyndikat hat sich ja neuer­
dings weiter gebildet auf 10 Jahre — ich nehme 
an zum Nutzen nicht nur des Bergbaues, sondern 
des ganzen Landes. Aber man hat zunächst 
seitens der im Syndikat befindlichen Zechen 
sehr grosse Opfer bringen müssen. Die Outsiders 
lind namentlich die Hüttenzechen haben Be­
teiligungen für sich verlangt, die man nur sehr 
ungern bewilligt hat — viel grösser als die 
Mengen, welche sie bisher förderten. Aber es 
handelte sich darum, alle unter einen Hut zu 
bringen, und man musste in den sauren Apfel 
beissen und den Leuten z. B. der Firma Ilaniel 
Konzessionen machen, die nicht mehr schön 
sind, die aber gemacht werden mussten, weil 
man das ganze zusammenbringen wollte. Dar­
aus ergibt sich nun, dass die Beteiligungs­
ziffern, d. li. die Raten, welche die einzelnen 
Zechen zu fördern berechtigt sind, sehr hoch 
gestiegen sind und bei weitem nicht mehr 
Schritt halten mit dem, was wirklich gefördert 
oder verkauft werden kann.

Man muss nun einen Ausgleich dahin finden, 
dass diese Beteiligungsziffern reduziert werden, 
und augenblicklich sind sie reduziert worden 
um 22 °/ö. Den Schaden davon haben nicht die­
jenigen Mitglieder, die neu eingetreten sind — 
die haben ja ihre Beteiligungsziffern so hoch, 
dass sie vollkommen auskommen können —, 
sondern den Schaden haben die alten grossen 
Zechen, die immer noch das Ganze über ihren | 
eigenen Vorteil gestellt haben, und deshalb

trotzdem dem Syndikat beigetreten sind, die 
aber notwendig sich weiter entwickeln müssen 
und wollen. Ich nenne da wieder nur eine 
Zeche — um Ihnen ein Beispiel zu geben — : 
die Zeche Graf Bismarck. Mit dem Direktor 
dieser Zeche war ich vor zwei Jahren schon 
unterwegs, um das weite Grubenfeld zu be­
gehen und die Plätze für zwei neue Schacht- 

I anlagen auszusuchen. Die Plätze sind ausge­
sucht, das Terrain ist gekauft, und man will 
die Schächte abteufen, um die zweite grosse 
Hälfte des Grubenfeldes abzubauen. Das ist 
ein ganz natürliches Verlangen der Besitzer, 
namentlich weil sie wissen, dass die Aus­
beutung des Feldes, welches sie genau 
kennen gelernt haben, ihnen einen überreichen 
Gewinn bringen wird. Denn keine Zeche 
in ganz Westfalen baut so vorteilhaft — 
die Zechen „Zollverein“ und „Konsolidation“ 
vielleicht ausgenommen —, wie die Zeche Graf 
Bismarck. Wenn nun die Zeche Graf Bismarck 
die Gelegenheit benutzt, ihre Beteiligungsziffern 
zu erhöhen: wollen Sie diese, die vorher das 
grosse Opfer gebracht hat, dass sie dem Syndi­
kat beigetreten ist, und sich daher beschränkt 
hat, deshalb verurteilen V Meine Herren, ich 

j glaube, das geht nicht an, und so meine ich, 
müssen Sie da eine strenge Scheidung machen. 
Sie müssen in der Tat sagen: eine ganze An­
zahl von Zechen sind nicht mehr in der Lage, 
betrieben zu werden, die wären ohnehin zum 
Stilliegen gekommen; der Prozess ist nur durch 
das Syndikat nicht beschleunigt, sondern ver­
langsamt worden, denn ohne das Syndikat 
würden sie in den letzten zehn Jahren über­
haupt schon zugrunde gegangen sein; sie hätten 
die Zeit nicht überdauert. Das Schlimmste im 
ganzen ist nur die Plötzlichkeit, mit der alles 
eintritt, und die daraus folgenden Schädigungen, 
die allerdings anerkannt werden müssen, und 
die ich mit dem Herrn Kollegen Stötzel für 
sehr bedeutend halte, bedaure ich. Namentlich 
beklage ich es ganz ausserordentlich, dass da­
von betroffen werden gerade diejenigen Berg­
leute, die wir zu den allerbesten in ganz West­
falen gerechnet haben und auch heute noch 
rechnen. Diejenigen, deren Väter und Gross­
väter schon auf eigener Scholle an der Ruhr 
als Bergleute sassen und uns geholfen haben, 
den Bergbau gross zu machen; die jetzt auf 
den weiten hügeligen Terrains in der Nähe der 
Zechen, jeder auf seinen eigenen Kotten an­
sässig sind; die ein paar Kühe im Stalle und 
ein Stück Land zu bewirtschaften haben, und 
die im ganzen, im Vergleich zu anderen Ar­
beitern, in einer recht günstigen Lage sind; 
die aber ausserdem auch sehr treue, brave und 
sehr geschickte Bergleute sind.

Das, meine Herren, ist ein Uebelstand, der 
gar nicht hoch genug anzuschlagen ist. Ich 
kann Ihnen sagen: ich bin selbst Vorsitzender 
des Grubenvorstandes einer Ruhrkohlenzeche, 
die glücklicherweise nicht zu denjenigen gehört,
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die zum Erliegen kommen, und es macht mir 
allemal im Frühjahr ein besonderes Vergnügen, 
wenn ich von Witten nach Blankenstein durch 
die Berge gehe und die reinlichen, reizenden 
Gehöfte der Bergleute dort und die blühenden 
Pflaumenbäume sehe, nach denen sie den Spitz­
namen „Prunenkötter“ erhalten haben; — wenn 
ich sehe, wie zufrieden und glücklich man dort 
lebt. Für die übrigen Bergleute, meine ich, 
brauchen wir keine Sorge zu haben; um die 
Arbeitskräfte reissen sich die anderen Zechen 
heute schon. Auf Bickefeld sind, wie ich er­
fahren habe, kürzlich an einem Tage fünf Ober­
steiger von Nachbarzechen gewesen, um die 
Leute zu engagieren, und glücklicherweise 
waren es da die Nachbarzechen, die die Leute 
alle aufnehmen konnten, falls der Betrieb plötz­
lich eingestellt würde. Aber überall würden 
das die Nachbarzechen nicht können, und es 
werden gewisse Verschiebungen in den Arbeits­
stätten unter keinen Umständen ausbleiben.

Ich glaube aber doch, dass noch schlimmer 
als die Bergleute die Gemeinden daran sind, 
die auf der Existenz des in ihrer Nähe ge­
legenen Bergwerks manchmal ihren eigenen 
Haushalt fast vollständig aufgebaut haben. 
Die Gemeinden sind, wie zuzugeben ist, durch 
den Bergbau zu ausserordentlichen Lasten 
veranlasst worden durch die zahlreichen Berg­
leute, die in die Gemeinden gezogen sind; das 
ist ganz ohne Frage, und das auszusprechen, 
sollte sich überhaupt niemand scheuen; man 
hat ausserordentlich viel für Schulbauten tun 
müssen; wenn Sie, meine Herren, nach West­
falen kommen, so sehen Sie überall neue Scliul- 
häuser, alles grosse achtklassige Schulen, — 
es sind auch die angemessenen Lehrpersonen 
dazu bestellt. Die Regierungen in Arnsberg 
und Düsseldorf drücken mit einer fast über­
mässigen Macht darauf, dass gerade die Schul- 
verhältnisse in der allerbesten Weise geordnet 
sind und werden, und wenn die Gemeinden so 
eine melkende Kuh, wie ein Bergwerk, in ihrer 
Nähe liegen hatten, haben sie sich ja auch gar 
nicht gesträubt; sie sind vielleicht manchmal 
viel zu opulent gewesen.

Es hat z. B. die Gemeinde Höntrop, in der 
die Zeche Marianne liegt, einen Jahresetat 
von etwa 50 000 Mk. Von diesen zahlte die 
Zeche Marianne-Steinbanlc, die, wie ich Ihnen 
nachgewiesen habe, jährlich eine halbe Million 
Zubusse baute, 36000 Mk. Das kommt daher, 
meine Herren, weil zunächst eine Kopfsteuer 
von 15 Mk. für jeden Kopf der auf Marianne 
und Steinbank beschäftigten Arbeiter — mögen 
sie nun in der Gemeinde wohnen oder nicht — 
von der Zeche erhoben wird, und dass dann 
Marianne-Steinbank der Steuerertrag aus dem 
ganzen Gewinn des Bochumer Vereins in 
aliquote Teile geht, die nach Massgabe der 
von diesem im ganzen beschäftigten Leute auf 
die einzelnen Gemeinden verteilt werden. Dass 
diese Gemeinde mm natürlich einen sehr

grossen Steuerausfall haben würde, wenn die 
sämtlichen Leute wegziehen, dass sie einen 
solchen auch schon hat, weil die Zeche 
Marianne und Steinbank stillgelegt ist, das ist 
klar. Glücklicherweise steht es so schlimm bei 
weitem in anderen Gemeinden nicht; misslich 
genug aber bleibt es immer für zahlreiche Ge­
meinden; denn ich nehme an, und ich will das 
auch noch hier aussprechen, dass den Gruben, 
die bisher eingegangen si'nd, noch eine gewisse 
Anzahl anderer Gruben folgen werden; ich 
weiss noch einige, die auch nicht existenzfähig 
sind, bei denen Verkaufsverhandlungen 
schweben, und die in nächster Zeit verkauft 
werden.

Meine Herren, wenn wir so die Schäden in 
ihrem ganzen Umfange messen, so wird das 
erste sein, dass wir nach einem Mittel suchen, 
diese Schäden nach Möglichkeit, wenn nicht zu 
beseitigen, so doch zu m ildern; und da ist mir 
doch die Erklärung des Herrn Ministers von 
ausserordentlich hohem Wert gewesen. Ich 
habe mich gefreut, daraus zunächst zu sehen, 
welche Fürsorge jetzt schon der Herr Minister 
durch das Dortmunder Oberbergamt der ganzen 
Sache widmet, wie sehr sich schon die Regierung 
um diese Verhältnisse bekümmert, wie man be­
müht ist, alles statistische MateriaL zusammen­
zutragen, wie man schön jetzt überall mit den 
einzelnen Gemeinden, mit dem Verein für die 
bergbaulichen Interessen, mit den interessierten 
Gruben verhandelt, und wie man bemüht ist, 
eben dadurch das, was sich mildern lässt, auch 
zu mildern. Ich glaube, meine Herren, der 
Weg, den der Herr Minister betreten will, wird 
wohl am besten zum Ziele führen; die anderen 
Wege scheinen mir im ganzen wenig praktikabel 
zu sein.

Da das einmal hier berührt ist, so möchte 
ich auf § 65 des Berggesetzes und seine Folgen 
etwas näher eingehen. Gewiss, ich erkenne an, 
der § 65 soll nicht nur dann gültig sein, wenn 
es sich etwa um fehlendes Material, um fehlende 
Kohlen handelt, sondern es fällt eine Kalamität, 
wie sie durch das Stilliegen einer Grube er­
folgen kann — sie schädigt doch auch in hohem 
Masse die öffentliche Wohlfahrt —, nach meiner 
Meinung, und ich glaube, auch nach der Auf­
fassung des ganzen Hauses und der meisten 
Bergbautreibenden in Westfalen unter den § 65. 
Aber dieser § 65 ist nur eine sehr stumpfe 
Waffe. Bedenken Sie zunächst die Fristen! 
Ein halbes Jahr kann der Bergwerksbesitzer 
das Bergwerk stillegen, ehe das Oberbergamt 
den Beschluss fasst, dass er seines Bergbau­
eigentums verlustig erklärt werden soll. Dass 
die Befugnis dazu existieren muss; finde ich — 
nebenbei bemerkt — ganz in der Ordnung;

| denn das Bergbaueigentum und das Grund- 
| eigentum sind ganz verschieden. Das Bergbau­

eigentum wird vom Staat zur Nutzniessung 
I verliehen, und er hat die Berechtigung, es 
I zurückzufordern, wenn diese Nutzniessung gegen
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seinen Willen nicht stattfindet. Wenn aber die 
sechs Monate verstrichen sind, wenn das Ober­
bergamt den Beschluss gefasst hat, den Bei'g- 
bautreibenden seines Eigentums zu entäussern, 
dann wird dieser zunächst die Rekursinstanz 
anrufen. Vier Wochen gehen hin, bis die Re­
kursinstanz, bis der Minister entschieden hat 
lind der Bergwerkseigentümer den Bescheid 
bekommt. Dann steht es ihm frei, die ordentlichen 
Gerichte wegen des Beschlusses anzurufen. 
Durch 3 Instanzen kann der Bergbautreibende 
den Prozess führen, und dass ein solcher Prozess 
nicht zu den einfachen gehört, dass man ihn, 
wenn man will, sehr in die Länge ziehen kann, 
das ist, glaube ich, allen klar. Wenn der Prozess 
dann zu seinen Ungunsten entschieden ist, dann 
kommen erst die Fristen, die notwendig sind, 
um die Rechte der Ilypothekengläubiger zu 
sichern; dann muss im Amtsblatt bekannt 
gemacht werden, dass das Bergwerk zur Sub- 
hastation kommt, oder dass das Bergwerks­
eigentum erlöschen soll; dann können sich die 
Hypothekengläubiger während 3 Monate melden 
und auf Subhastation antragen. Kurz, es dauert 
etwa 3 Jahre, bis das Verfahren beendet sein 
wird. In  diesen 3 Jahren müssen die Bergleute, 
die an der Stelle gesessen haben und darauf 
hoffen, dass sie in dem Werk wieder Arbeit 
finden, längst andere Arbeit gefunden haben; j 
denn leider sind unsere Arbeiter nicht so ge­
stellt, dass sie 3 Jahre warten und von ihren 
Renten leben können.

Was bekommt der Staat aber, wenn er das 
Bergwerk zurücknimmt? In dem 6. Titel, der 
von der Entziehung des Bergwerkseigentums 
spricht, heisst es in § 163:

Bei jeder Aufhebung des Bergwerkseigentums 
hat der bisherige Eigentümer die Zimmerung 
und Mauerung des Grubengebäudes nur 
soweit wegzunehmen, als nach der Entschei­
dung der Bergbehörde nicht polizeiliche 
Gründe entgegenstehen.

Der Eigentümer darf also in der Grube sogar 
das Holz und die Mauerung wegnehmen. Da 
werden Sie ihm nicht wehren können, sein 
oberirdisches Eigentum, was mit dem Werk 
gar nicht so eng zusammenhängt, wegzunehmen. 
Wird er nicht in den 3 Jahren Zeit haben, die 
Maschinen zu verkaufen, die Dampfkessel zu 
veräussern, Grund und Boden und alles, was 
dazu gehört, wegzugeben, so gut und so 
schlecht es ihm möglich ist? Dann hat der 
Fiskus das nackte Bergwerkseigentum, aber er 
hat keine fertige Betriebsstätte mehr; die müsste 
erst wieder neu geschaffen werden. Und, meine 
Herren, wenn sich eine Grube entschlossen hat
— sei es auch gegen einen hohen Kaufpreis—,zu 
verkaufen, und wenn darauf hin der Käufer 
die Grube stillegt, dann können Sie sich darauf 
verlassen: die beste Grube ist das nicht. Wenn 
man wieder von neuem anfängt und alles mo­
dern und neu wieder einrichtet, dann kann

man vielleicht wieder Erfolge erzielen; aber es 
ist doch zum mindesten sehr zweifelhaft.

Also, meine Herren, auf diesen Weg gebe 
ich, offen gestanden, nicht viel. Ich meine, es 
bleibt doch im Grunde genommen nur übrig, 
dass zunächst die Nachbarzechen willig gemacht 
werden, alle eingesessenen Bergleute weiter zu 
beschäftigen und lieber diejenigen zu ent­
lassen, die von fremd hergezogen sind, die im 
Norden sehr viel bessere und lukrativere Be­
triebsstätten finden werden. Denn die nörd­
lichen und allernördlichsten Gruben sind wegen 
ihrer Tiefe und wegen der Wärme schwieriger 
zu bebauen, und das findet natürlich im Lohn 
Ausdruck. Einem zugezogenen, zur Miete 
wohnenden Bergmann macht es nicht zu viel 
aus, wenn er seine I-Iabseligkeiten aufnehmen 
und transportieren lässt nach einer neuen Be­
rufsstelle, wo er voraussichtlich eine viel bessere 
Wohnung bekommt, und wo ausserdem, wie 
das in den letzten Jahren fast immer geschehen 
ist, der Bergwerkseigentümer, dem die Berg­
leute fehlen, ihm die Kosten des Umzuges voll­
ständig ersetzt.

Nun hat eben der Herr Minister schon aus­
geführt, und dass das nobile officium, dasman den 
Bergwerksbesitzern zumuten müsse, bisher in 
hohem Grade auch von ihnen erfüllt sei, und 

i dass die Erwartungen, die man darauf setze, 
dass die Bergwerkseigentümer alles tun würden, 
was möglich wäre, um die Not der Bergleute 
zu lindern, sich jedenfalls erfüllen werden. 
Meine Herren, wenn von allen den Leuten, die 
bisher entlassen sind, noch ein einziger ohne 
Arbeit wäre, — ich glaube, der Herr Kollege 
Stötzel hätte das gewusst, und er hätte uns 
eben die Zahl angegeben; er hätte uns gesagt, 
welche Leute noch ohne Arbeit sind, (sehr gu t! 
links) wo die sitzen, und weshalb sie keine Ar­
beit haben bekommen können.

Als der Betrieb auf der Zeche Marianne- 
Steinbank eingestellt wurde, hat man, ehe er 
eingestellt und den Bergleuten gekündigt wurde, 
folgende Bekanntmachung erlassen:

Der Betrieb unserer Zeche Marianne hat 
uns seit vielen Jahren Verluste gebracht, die 
in den letzten Jahren so erheblich gewesen 
sind, dass wir schon seit längerer Zeit er­
wogen haben, den Betrieb dieser Zeche einzu- 
stellen.

Nachdem sich nun kürzlich eine Gelegen­
heit geboten hat, den Gesamtbesitz unserer 
Zeche Marianne zu veräussern, und die Ver­
waltung es nicht verantworten konnte, dieses 
Kaufgebot abzulohnen, haben wir uns erit- 
schliessen müssen, bei der Ende dieses Monats 
stattfindenden ausserordentlichen General­
versammlung unserer Aktionäre die Zu­
stimmung zum Verkauf zu beantragen.

Es wird beabsichtigt, unter gleichzeitiger 
Kündigung des dabei entbehrlich werdenden 
Teiles der Belegschaft am 1. April mit der

3
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regelmässigen Kohlenförderung aus dieser 
Zeche aufzuhören.

W ir haben nun Vorkehrungen getroffen, 
dass ein grösser Teil unserer Belegschaft eine 
anderweitige Arbeitsgelegenheit finden kann. 
Es können am 1. April angelegt werden a\if 
den Zechen:
1. E n g e ls b u rg ....................... zirka 100 Mann
2. Carolinenglück...................„ 215 „
3. Mathias Stinnes(beiCarnap) „ 200 „
4. ViktoriaMatlnas(beiEssen), 

wo zirka 100 Wohnungen
zur Verfügung stehen . . „ 200 „

5. Wiesche und Rosenblumen­
delle .....................................  „ 100 „

6. Roland (bei Oberhausen). „ 200 „
Die einzige Arbeitsstelle, die weit entfernt

davon liegt, ist Roland bei Oberhausen; die 
ändern sind alle so nahe, dass sie von den 
Leuten erreicht werden können. Da sind sofort 
715 Leute der Belegschaft untergebracht. 
Weiter aber:

Weitere Arbeitsgelegenheiten können noch 
nachgewiesen werden. Auch wird sich in 
unserer Gusstahlfabrik für etwa 150 Tages­
und Werkstättenarbeiter Beschäftigungs­
gelegenheit bieten.

Es ist vorgesehen, dass die hier ansässigen 
Bergleute in erster Linie auf Engelsburg und 
Carolinenglück Berücksichtigung finden sollen.

Es liegt im Interesse unserer Belegschaft, 
sich unverzüglich bei dem Betriebsführer zu 
melden, wo Ueberweisungszettel für die ein­
zelnen Zechen ausgestellt werden. 

(Abgeordneter Di'. H ahn : Wie viel Kilometer 
Abstand?} — Ich habe gesagt: nur die Zeche 
Roland ist soweit entfernt, dass sie nicht von 
den Wohnstätten der Leute aus erreicht 
werden kann.

Nun ist das nicht ein Unikum ; ich bin über­
zeugt, so werden alle Zechen in Westfalen 
handeln. Jede wird bemüht sein, das Los der 
Leute, das, wie man anerkennen muss, schwere 
Los, in das die Leute geraten sind, und das für 
sie manche Unbequemlichkeiten mit sich bringen 
wird, zu erleichtern.

Aber ich glaube, wir werden es dahin 
bringen, dass alle ihre Wohnstätte behalten 
können, die sie jetzt haben, wenn die vor­
handenen Verkehrsmittel ausgenutzt werden, 
und wenn man auch auf einiges Entgegen­
kommen bei den Königlichen Eisenbahndirek­
tionen in der Einlegung von Arbeiterzügen 
wird rechnen können. Augenblicklich sind fast 
sämtliche Arbeiterzüge eingegangen, weil das 
Bedürfnis danach erloschen ist. Früher fuhr 
ein Arbeiterzug von Sprockhövel über die 
RüKr hinüber und brachte eine Menge Arbeiter 
über das Ruhrtal hinweg. Der kann später 
wieder eingerichtet werden, wenn die Not­
wendigkeit sich herausstellt Ich glaube, es 
wird kaum nötig sein, dass einer der Leute so 
weit seine Arbeitsstätte zu suchen hat, wie es

beispielsweise die Mehrzahl der in Berlin be­
schäftigten Arbeiter muss, (sein- richtig! bei 
den Nationalliberalen) die ja doch alle draussen 
wohnen und von hier nach draussen müssen, 
die auf den Vorortbahnen viel, viel weitere 
Wege zurückzulegen haben, als sie unsere 
Bergleute in Zukunft werden zurücklegen 
müssen. Wenn beispielsweise Vororttarife ein­
geführt würden, wenn die Tarife noch billiger 
gestellt würden, — meine Herren, ich kann 
Sie versichern: die Bergwerksbesitzer werden 
auch sehr gern Opfer bringen. Ich kenne eine 
Gesellschaft, deren Repräsentant heute zufällig 
hier im Hause ist, die jährlich 30 000 Mark für 
eine elektrische Eisenbahn zahlt und die von 
Dortmund nach der Zeche fahren soll (sehr 
richtig! bei den Nationalliberalen), damit die 

! Leute es bequem haben, zur Zeche hinüber- 
| zukommen. So werden die meisten anderen 

Gruben auch verfahren; denn den meisten 
Werken liegt sehr daran, ihre Arbeiterzahl zu 
vermehren, und es wird namentlich den Hütten­
zechen, die ja freies Spiel haben, mehr fördern 
zu können, ganz bestimmt gelingen, die Leute 
aus dem Ruhrtal heranzuziehen.

Ich wiederhole: wir müssen dafür sorgen, 
dass gerade unsere heutige Belegschaft an Ort 
und Stelle, wo sie angesiedelt ist, wohnen 

I bleiben kann. Dann, glaube ich, wird auch die 
Frage, wie die Gemeinden zu behandeln sind, 
viel leichter zu regeln sein. Es handelt sich 

( dann nur um die Mieter, die fortziehen, die ja 
den Gemeinden immer mehr kosten, als sie ein- 
bringen; diese Kosten werden fortfallen, man 
wird nicht so viel Schulklassen einzurichten 
brauchen; und wenn cs nötig ist, noch etwas 
höhere Lasten aufzuerlegen, so lässt sich das 

| eben nicht ändern. Sie haben eben schon ge­
hört, dass die Arenberger Bergbaugesellschaft 

| wegen der Zeche, die sie in Bochum gekauft 
| hat, Julius Philipp, den betreffenden Gemeinden 

zugesichert hat, dass sie für fünf Jahre die 
Steuern zahlen wolle, die bisher die Zeche 
Julius Philipp gezahlt hat. Glauben Sie nicht, 
meine Herren, dass die westfälischen Kohlen­
barone so hartherzig sind, wie das mancher 
liier denkt; glauben Sie nur, dass uns allen das 
Wohl unserer Bergleute und Gemeinden ebenso 
am Herzen liegt wie irgend einem anderen! 
Aber, meine Herren, wir haben die Sache nicht 
so aufgebauscht; und darin, dass sie so auf- 
gebausclit wurde, wie das jetzt geschehen ist, 
dass man an allen Ecken und Kanten Ver­
sammlungen abhält, dass die Bürgermeister, die 
Pfarrer in diesen Versammlungen den Vorsitz 
führen, dass sich die Sozialdemokraten natürlich 
der Sache bemächtigt haben, dass der Herr 
Kollege Brust diese Versammlungen abgehalten 
h a t —,‘meine Herren, darin finden wir einen 
grossen Teil des Uebels. Wie kann man über­
haupt den Realkredit mehr schädigen, als wenn 
man der Bevölkerung die Sache viel schlimmer 
hinstellt, als sie wirklich ist! Wenn die Ilypo-
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theken .wackelig werden, wenn die Gläubiger I 
ihre zweiten Hypotheken zurückgezahlt haben 
wollen, so liegt das daran, dass ein so grösser j 
Spektakel gemacht worden ist über eine Sache, Í 
die bei weitem nicht die Ausdehnung hat, wie 
es angegeben wird, die bei weitem nicht die 
schlimmen Folgen haben wird, die man ihr jetzt 
zuspricht. Ohne irgend welche nachteilige 
Folgen kommt ja eine derartige wirtschaftliche 
Umwandlung niemals weg. Der Bergbau in 
Westfalen wird dauernd in einer langsamen 
Wanderung begriffen bleiben. Er wird von 
der Ruhr ab allmählich immer weiter nach 
Norden wandern; das ist unabweisbar, meine 
Herren, vollständig unabweisbar. Jetzt liegt 
der Schwerpunkt schon nördlich des Emscher- 
fales, (lebhafte Rufe: Hört, hört! rechts) der vor 
25 Jahren noch an der Ruhr lag. Nach längerer 
Zeit wird der Schwerpunkt an die Lippe (er­
neute lebhafte Rufe: hört, hört! rechts; Abge­
ordneter Dr. Hahn: Lippekanal!) und vielleicht 
später noch weiter nördlich kommen; das ist 
gar keine Frage. Die Betriebsstätten werden 
wechseln; nach 100 Jahren wird es anders aus- 
selien als jetzt. Aber, meine Herren, das sind 
spätere Sorgen, die wir uns jetzt nicht zu 
machen haben.

Die Schäden, die existieren, sind gross — 
ich will nicht einmal sagen, „nicht unbeträchtlich“, 
sondern: sind gross — ; aber ich glaube, ein 
Einverständnis besteht darin, dass der gute 
Wille’ vorhanden ist, sie zu heilen und zu 
lindern, und dass es zweckmässiger ist, kaltes 
Blut zu behalten, mit Ruhe an die Sache heran­
zutreten als sie aufzubauschen und gleich zu 
tun, als wenn die Welt unterginge. (Lebhafter 
Beifall links.)

Vizepräsident Dr. Krause (Königsberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete Schulze-Pelkum.

Schulze-Pelkum, Abgeordneter: Meine Herren, 
im Gegensatz zum Herrn Vorredner werde ich 
mich bemühen, recht kurz zu sein, und mit 
wenigen Worten den Standpunkt meiner 
politischen Freunde klarlegen. Ich kann den 
Herrn Interpellanten aus eigener Anschauung 
bestätigen, dass in der Tat nicht nur unter den 
Bergarbeitern, unter den Gemeinden und 
anderen Interessenten, die durch die Stillegung 
der Zechen betroffen sind, eine grosse E r­
regung bestellt, sondern auch in weiteren 
Kreisen, und ich kann Sie versichern, dass 
wir den Vorgängen, die zu dieser Erregung 
und Beunruhigung geführt haben, die ernsteste 
Aufmerksamkeit widmen, und ich bin ausdrück­
lich beauftragt, das hinzuzufügen, dass Sie uns 
immer auf dem Platz finden werden, wenn es 
gilt, Massregeln zu ergreifen, die geeignet sind, 
die Schäden, die der Allgemeinheit, den Berg­
arbeitern und anderen Interessenten aus diesen 
Vorgängen drohen, abzuwenden.

Nun ist, wie schon von Herrn Ililbck hervor­
gehoben ist, diese Beunruhigung zum Teil 
künstlich in die Bevölkerung hineingetragen,

und ich bin mit Herrn Hilbck vollständig darin 
einverstanden: je grösser die Agitation, je 
grösser die Beunruhigung ist, desto mehr 
haben wir die Verpflichtung, die Vorgänge, 
die sich im Ruhrkohlenrevier abspielen, ruhig 
und sachlich zu prüfen. Es wird sich zunächst 
um folgende Fragen handeln: ist aus den
gegenwärtigen Vorgängen, die sich abgespielt 
liaben, ein Grund zu einer Beunruhigung zu 
entnehmen, ergeben sich Besorgnisse für die 
Zukunft, und welche Mittel werden zu ergreifen 
sein, um den Schäden, die sich aus der Still- 

; legung der Zechen ergeben, künftig vorzu­
beugen ¥ Nun haben wir aus den Ausführungen 
des Herrn Ministers entnommen, dass in der 
Tat 8 Zechen stillgelegt worden sind, bei 
denen ein Betrieb sich nicht mehr lohnen 
würde. Gegen eine Stillegung von Zechen, 
deren Betrieb nicht mehr wirtschaftlich ist, 
wird man nichts einwenden können, und inso­
fern ist also ein berechtigter Grund zur Be­
unruhigung nach unserer Ansicht nicht vor­
handen.

Aber wir haben auch aus den Ausführungen 
des Herrn Ministers entnommen, dass in 3 Fällen 
Zechen von grösseren angekauft sind und still­
gelegt worden sind oder werden sollen, in denen 
noch ein lohnender Betrieb möglich war, und 
diese Tatsache in Verbindung mit den ver­
änderten Bestimmungen, auf denen das Kohlen- 
Syndikat jetzt beruht, erfüllen uns mit ernster 
Sorge. (Sehr richtig! rechts.) Es ist ja richtig, 
dass das Kohlensyndikat an diesen Vorgängen 
selbst keinen Anteil hat, und dass die Syndikats­
leitung dabei gänzlich unbeteiligt ist. Ich bin 
auch gern bereit zuzugestehen, dass das Kohlen­
syndikat die Macht, die ihm aus den Ver­
hältnissen geworden ist, bisher sehr sparsam an­
gewendet hat, und dass bisher Ausschreitungen 
des Kohlensyndikats als solche nicht zu be­
klagen gewesen sind, und ich habe auch das 
Vertrauen, dass die gegenwärtigen Leiter des 
Kohlensyndikats sich der Pflichten, die ihnen 
aus der Macht, die ihnen fugewachsen ist, zu­
stehen, voll bewusst sind, und dass sie bestrebt 
sein werden, jedem Missbrauch A’orzubeugen. 
Aber die Personen wechseln, und die Ver­
hältnisse sind oft stärker als die Menschen, 
(sehr richtig! rechts) und wir wissen nicht, ob 
die Leiter des Kohlensyndikats den erforder­
lichen Einfluss auf die Zechen haben werden, 
um Missbrauche abzuwenden. Hinter diesen 
grossen Zechen nämlich stehen die Grossbanken, 
und wie die Grossbanken sich zusammenge­
schlossen hatten, so müssen wir befürchten, 
dass ebenso sie versuchen werden, auch diese 
grossen Zechen zu vereinigen, sodass schliesslich 
der ganze Kohlenbergbau von einigen wenigen 
Gesellschaften und Banken abhängig sein würde. 
(Hört, hört! rechts.)

Meine Herren, nun ist die Kohle, das ist gar 
keine Frage, eins der wichtigsten Verbrauchs- 

j  mittel; sie kommt gleich nach den Nahrungs-
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mitteln.Ich meine deshalb mit meinen politischen 
Freunden, dass für die Gewinnung und den 
Vertrieb der Kohle nur rein nationale Rück­
sichten massgebend sein dürfen und nicht die 
Dividendenpolitik dieser grossen Banken. 
(Bravo! rechts.) Ich sagte schon: gegen die
Stillegung von Zechen, die nicht mehr betrieben 
werden können, weil der Betrieb unrentabel 
ist, wird man vernünftigerweise nichts einwenden 
können ; aber ich bin doch mit meinen politischen 
Freunden der Ansicht, dass es unwirtschaftlich 
und vom national-wirtschaftlichen Gesichts­
punkte durchaus verwerflich ist, kleinere Zechen, 
die noch rentabel sind, aufzukaufen und ihr 
Förderquantum den grossen Zechen zuzulegen, 
nur damit die Dividenden dieser Aktiengesell­
schaften wachsen. W ir meinen, dass gegenüber 
solchen die allergrösste Aufmerksamkeit ge­
boten ist, und ich habe zu meinem Bedauern 
in den Erklärungen des Herrn Ministers eine 
nach unserer Ansicht hinreichende Berück­
sichtigung dieses Punktes vermisst. (Sehr 
richtig! rechts.)

Es handelt sich weiter um die Frage: was 
für Mittel sind erforderlich, um derartigen Miss­
brauchen entgegenzutreten ? Nun ist wiederholt 
von dem § 65 des Berggesetzes die Rede ge­
wesen. Der Herr Minister hat ja in dankens­
werter Weise in Aussicht gestellt, dass diesem 
Paragraphen eine weitere Auslegung, als sie 
bisher für möglich gehalten worden war, gegeben 
werden solle. Meine Herren, ich halte, selbst 
wenn das der Fall sein sollte, diesen § 65 doch 
für eine ausserordentlich stumpfe Waffe, und 
wir würden doch zunächst einmal abzuwarten 
haben, was denn bei dieser schärferen Aus­
legung, die der Herr Minister für möglich hielt, 
herauskommen wird. Ich glaube deshalb, des 
Einverständnisses meiner politischen Freunde 
sicher zu sein, wenn ich erkläre, dass wir eine 
Abänderung des Berggesetzes, insbesondere 
des § 65 notwendig haben dahin, dass die Berg­
behörde berechtigt ist, den Weiterbetrieb der 
kleineren Zechen unter allen Umständen zu 
verlangen, solange der Betrieb noch rentabel 
ist. (Bravo! rechts.)

Was im übrigen zu geschehen hat, um die 
Schäden, die der Allgemeinheit und die ins­
besondere den betroffenen Bergarbeitern, den 
betroffenen Gemeinden und den betroffenen 
Interessenten erwachsen sind oder erwachsen 
können, abzuwenden — ja, das ist ausser­
ordentlich schwierig, und, ich möchte sagen, 
nicht aus dem Handgelenk zu entscheiden. Es 
sind ja nun verschiedene Mittel vorgeschlagen, 
um von den Gemeinden und von den Berg­
arbeitern diese Schäden abzu wenden. Ich muss 
offen gestehen, dass ich zu diesen Mitteln, die 
vorgeschlagen sind, ausserordentlich wenig Ver­
trauen habe. Es ist z. B. gesagt, es sollten für 
die Bergarbeiter Bahnen gebaut werden. Ja, 
das ist ja sehr schön gesagt; aber wer soll die 
Bahnen bauen? Sollen die Aktiengesellschaften

die Bahnen bauen, die Zechen stillgelegt haben? 
Sollen etwa die armen Gemeinden bauen oder 
soll der Staat bauen? Meine Herren, darüber 
fehlt uns jede Auskunft. Also, ich glaube, dass 
die Frage, wie diese Schäden in einzelnen von 
den betroffenen Gemeinden und von den be­
troffenen Interessenten abgewendet werden 
können, lediglich in jedem einzelnen Falle ge­
prüft werden muss, und ich habe das Ver­
trauen, dass die Behörden, sowohl die staatlichen 
wie die Kommunalbehörden, dass auch ferner 
die Aktiengesellschaften oder Bergwerksgesell­
schaften, die diese Zechen stillgelegt haben, 
bemüht sein werden, diese Schäden, die aus 
der plötzlichen Stillegung der Zechen ent­
standen sind, soweit wie möglich zu mindern. 
Meine Herren, ich scliliesse mit der Hoffnung, 
dass die heutige Verhandlung dazu beitragen 
wird, die grosse Erregung, die tatsächlich in 
weiten Kreisen der Bevölkerung besteht, nach 
Möglichkeit zu mildern. (Bravo! rechts und im 
Zentrum.)

Vizepräsident Dr. Krause (Königsberg): Das
Wort hat der Abgeordnete Oesei\

Oeser, Abgeordneter: Meine Herren, es ist 
uns heute von verschiedenen Seiten der Mut 
der Kaltblütigkeit gerühmt worden; beruhigend 
zu wirken, sei die Aufgabe dieser Debatte, und 
man solle nur ja mit rechter Ruhe und Ueber- 
legung an die Sache lierangehen. Das ist voll­
ständig richtig; aber ich meine doch, meine 
Herren, es fällt schwer, ruhig zu bleiben, wenn 
man die s o z i a l e n  F o l g e n  d e r  P o l i t i k  
g r ö s s e r  U n t e r n e h m e r v e r b ä n d e  e i n ­
m a l  h a n d g r e i f l i c h  v o r  s i c h  h a t ;  es 
fällt schwer, immer die richtigen ruhigen Worte 
zu finden in der Beschreibung der Folgen 
dieser Politik. Ich glaube, meine Herren, es 
muss schon gestattet sein, die Frage doch noch 
etwas weitergehend aufzufassen, als es bisher 
geschehen ist.

Auch in der Antwort, die der Herr Minister 
den Interpellanten erteilt hat, liegt die Auffor­
derung zu grösserer Ruhe und Mässigung. 
Gewiss hat das praktisch etwas für sich; man 
darf derartige Fragen nicht zu sehr übertreiben, 
es kann durch die Uebertreibung vielleicht auch 
der schon vorhandene wirtschaftliche Missstand 
noch verschärft werden. Aber, meine Herren, 
es lässt sich doch andererseits nicht in Abrede 
stellen, dass gerade durch die ö f f e n t l i c h e  
E r ö r t e r u n g  dieser Angelegenheit, gerade 
dadurch, dass man etwas schärfer in den E r­
örterungen vorgegangen ist, dass man einmal 
die Verhältnisse so, wie sie lagen und erschienen, 
genau geschildert hat, e in  s t a r k e r  E i n ­
f l u s s  ausgeübt worden ist auf diejenigen, die 
diese Zustände hervorgerufen haben. Meine 
Herreih, ich habe keineswegs die Absicht, den 
Herren Bergwerksbesitzern zu nahe zu treten; 
aber ich glaube, die Bereitwilligkeit, die sie in 
den letzten 14 Tagen gezeigt haben, mildernd 
vorzugehen und wenigstens etwas von den
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Schäden hinweg zu nehmen, ist doch wesent­
lich mit eine Folge der öffentlichen Erörter­
ungen, vielleicht auch eine Folge davon, dass 
die Parlamente sich der Sache angenommen 
haben.

Meine Herren, in der Antwort des Herrn 
Ministers sind drei Gesichtspunkte vertreten 
gewesen. Der eine Gesichtspunkt: es ist ja 
nicht so schlimm; was bisher geschehen ist, 
ist noch recht bescheidener Natur. Der Herr 
Minister hat sich mit der notwendigen Reserve 
ausgedrückt, es ist in seinen Worten vielfach 
der Grandton mitgeklungen, dass man die Ver­
hältnisse noch nicht genau unterscheiden kann; 
„soviel ich informiert bin“, hat er wiederholt 
gesagt, werden die Verhältnisse so sein. — Es 
ist deshalb begrüssenswert, dass der Herr Mi­
nister auch positive Vorschläge gemacht hat, 
dass er entschlossen ist, eine U n t e r s u  ch u n gs - j 
k o m m i s s i o n  in die Gebiete zu senden. Ich ! 
freue mich darüber, und ich möchte an den 
Herrn Minister jetzt schon die Bitte richten, 
dass er uns die E rgebn i s se  d i e s e r  
U n t e r s u c h u n g  soba ld  als mög l i c h  m i t ­
te i l t ;  ich glaube, das wird sehr nützlich sein.

Dann, meine Herren, ist am wertvollsten 
an der Ausführung des Herrn Ministers zwei­
fellos die Stellungnahme zu dem § 65 des 
B e rg gese t ze s .  Es ist erfreulich, dass der 
Minister sich für die weitere Auslegung dieses 
Paragraphen ausgesprochen hat. Das scheint 
vorläufig wohl das Wichtigste zu sein; denn 
meine Herren, die Ironie, die der Herr Abge­
ordnete Ililbck hier über den § 65 des Berg­
gesetzes ausgeschüttet hat und über die j 
Wirkungen, die ein Zugreifen nach diesem 
Paragraphen erst in drei Jahren hervorrufen 
würde, trifft doch nicht ganz das Richtige. ! 
Schon der W i l l e ,  von dem § 65 unter Um­
ständen auch G e b r a u c h  zu m a c h e n ,  wird 
seinen Einfluss auf die Bergwerksbesitzer nicht j 
verfehlen. (Sehr richtig!) Ich glaube deshalb, ' 
meine Herren, dass damit schon immerhin eine 
Kleinigkeit gewonnen ist. Man sieht wenigstens, 
dass ein starker Ernst vorhanden ist, nicht
nur in der Oeffentlichkeit, sondern dass auch 
an den entscheidenden Stellen wenigstens unter 
Umständen der Wille zu einem Einschreiten 
vorhanden ist. Das ist unter allen Umständen 
nützlich.

Nun, meine Herren, sieht man sich ja ver­
anlasst, wenn man zu Unternehmerverbänden 
spricht, immer zuerst seine p r i n z i p i e l l e  
Stellung darzulegen, damit die Leute wissen, 
woran sie sind. Meine politischen Freunde
sind keine Gegner dieser Verbände. W ir er­
kennen an, dass sie sich herausgebildet haben 
aus wirtschaftlichen Notwendigkeiten. W ir ver­
kennen auch keineswegs, dass sie gewisse Fort­
schritte in sich tragen, und dass vor allen
Dingen das eine Moment für sie spricht: dass
wir durch derartige Verbände aus der 1 
A n a r c h i e  der  P r o d u k t i o n  herauskommen I

können — ein Moment, das für die Zukunft 
noch ausserordentlich viel wertvoller werden 
kann, als für die Gegenwart.

Was das K o h 1 e n s y n d i k a t anbetrifft, 
so unterliegt es keinem Zweifel, dass es bisher 
zu den am ruhigsten und vorsichtigsten ge­
leiteten Syndikaten gehört hat. Und es ist ihm 
unvergessen, dass es im Jahre 1900, als die 
bekannte Kohlenangst ausbrach, es sich ver­
sagt hat, diese Verhältnisse sich zunutze zu 

: machen, dass es damals im hellleuchtenden 
1 Gegensatz zu anderen Syndikaten, wie z. B.
! zu dem • Kokssyndikat, trotzdem festgehalten 
I hat an den einmal abgeschlossenen Verträgen 
I und nicht die Preise erhöht hat, obgleich es 
| danach zweifellos weit höhere Preise hätte 
; erhalten können. (Hört! hört! links.)

Also, meine Herren, ich sehe gar keinen 
Grund ein, das nicht von unserem Standpunkt 
aus anzuerkennen und offen auszusprechen. 
Dadurch hat das Kohlensyndikat zweifellos eine 
Agitation zugunsten der Syndikate ausgeübt; 
indem es in jenen kritischen Tagen Ruhe und 
Besonnenheit bewahrte, hat es Stimmung ge­
macht für die Bildung weiterer Syndikate.

Nun fragt es sich aber doch, ob die Ver­
hältnisse inzwischen nicht eine Wandlung er­
fahren haben, ob nicht heute das Kohlen­
syndikat unter dem Einfluss gewisser Schwierig­
keiten schon zu Massregeln gedrängt worden 
ist, die vielleicht die ruhige, vorsichtige Leitung, 
wenn sie unbeeinflusst gewesen wäre, nicht 
getroffen hätte. Ich erinnere in erster Linie 
an das K o h l e n k o n t o r  i n  M ü l h e i m ,  das 
vor kurzem in Kraft getreten ist und das dem 
Syndikat von den grossen Rhedereien, Wie ich 
glaube, mehr oder weniger abgerungen worden 
ist. Die W irkung dieses Kohlenkontors kann 
ich einstweilen nicht als günstig ansehen. Ab­
gesehen davon, dass mit der Gründung des 
Kohlenkontors eine abermalige E r h ö h u n g 
d e r  P r e i s e  eingetreten ist, die verhältnis­
mässig namhaft ist, 15 bis 20 Pfg. für die 
einzelnen Sorten, hat das Kohlenkontor gleich 
Scharfe Stellung gegen den Kohlenhandel ein­
genommen und den Grosshandel in sich ein­
verleibt. Die Folge wird sein, dass die k 1 e i n e n 
H a n d l e  r schwer geschädigt werden. Bei uns 
in Frankfurt fürchten die Kleinhändler, dass 
sie über kurz oder lang aus dem Geschäft 
herausgedrängt werden, dass 90 °/0 der Klein­
händler aus dem Geschäft herausfliegen werden, 
und dass nur etwa 10" „ dasselbe fortsetzen 
können. Das wird nun von dem Syndikat be- 

1 stritten, indem man darauf hin weist, dass das 
Syndikat auch im Handel Ruhe und Ordnung 

i schaffen wolle; allein ich fürchte, dass die 
; pessimistische Auffassung recht behalten wird, 

dass der Drang nach monopolistischen Gründ­
ungen immer stärker werden wird. Es liegt 
vom Standpunkt des Syndikats sehr nahe, dass 
es sagt: ich brauche den Zwischenhandel nicht 
mehr, ich bin so fest gefügt, die Leute sind



gezwungen, zu mir zu kommen, folglich kann 
ich auf den Zwischenhandel verzichten.

Nun muss man es aussprechen, dass gewisse 
wirtschaftliche Grundgesetze unter der Wirkung 
der fortschreitenden Syndizierung eine Um­
wandlung erfahren, dass das, was bei dem fre ien  
Spie l  der Krä f te  richtig war, falsch wird, so­
bald monopolistische Gründungen vorhanden 
sind. Es wurde bisher behauptet, dass die 
Ausschaltung von Zwischenhändlern wirtschaft­
lich nützlich wäre, dass, wenn wir Produzenten 
und Konsumenten direkt miteinander in Ver­
bindung setzen, wir dadurch einen wirtschaft­
lichen Fortschritt erzielen, weil der Konsument 
billiger seine Ware bekommt, und der Produzent 
gleichwohl bessere Preise erlangt, ein Prinzip, 
das ja auch in der Landwirtschaft stark ver­
treten wird. Hier sehen wir, dass dieses Prinzip 
nicht mehr zutreffend ist unter der Einwirkung 
von Monopolen. Der Händler hat bisher 
wenigstens noch einigermaßen den freien Markt 
aufrecht erhalten, er hat den Konsumenten ver­
sorgt und konnte sich unter Umständen ander­
wärts decken als bei dem Syndikat, er konnte 
in dieser Beziehung die Preise gestalten, er ! 
hat den Konsumenten einigermassen unabhängig 
vom Syndikat erhalten. Mit der Ausschaltung i 

dieses Zwischenhandels geht nun nicht etwa j 
eine V e rb ill ig u n g  der Preise Hand in Iiand, 
sondernestritt sofort e ineE rhöhung  der Preise 
ein. Es zeigt sich auch an diesem Beispiel 
wieder, dass die Ausschaltung des Zwischen­
handels nicht unter allen Umständen wirtschaftlich 
nützlich wirkt. Ich fürchte sehr, dass die Auf­
fassung über den Handel, die unter der W irkung 
von Syndikaten und Monopolen gang und gäbe 1 
geworden ist, unserem Lande noch zum Schaden i 
gereichen wird. Denn der Handel schafft 
Konsum,er bringt die Waren unter den günstigsten 
Umständen an den Verbraucher heran. Schalten 
wir den Handel mehr und mehr aus, so werden 
wir schliesslich auch international dadurch 
Schaden erleiden. Wenn wir unseren Handel 
verlieren, verlieren wir auch den, der unsere 
Waren  auf  dem W e ltm a rk t v e rtre iben  
soll. Es sind also die Befürchtungen nicht | 
abzuweisen, dass unter der W irkung derartiger 
monopolistischer Bildungen unsere wirtschaft­
lichen Verhältnisse teil weise eine Verschlechterung 
erfahren.

Nun, meine Herren, will ich nur nebenbei 
die Frage streifen, ob die Syndikate überhaupt 
wirtschaftlich, in bezug auf Konsum und 
Produktion, die Erwartungen erfüllt haben, 
die man an sie stellen konnte. Ich glaube, dass 
das bisher noch sehr wenig der Fall gewesen 
ist. W ir sehen ja das auch aus den Schilderungen, j 

die uns heute hier von dem Kohlensyndikat j  

gegeben worden sind, dass die Preisgestaltung ! 
vielfach sich richten muss nach den unrentablen j  

Zechen, um diese mitzuschleppen, dass eine I 
starke Verteurung der Preise stattfindet, dass j 

nicht eine Verbesserung der Produktion in i

einem Masse erfolgt, wie es bei einer so grossen 
und mächtigen Organisation der Fall sein könnte.

Nun, meine Herren, die Tatsachen, die der 
Interpellation zugrunde liegen, sind heute sehr 
eingehend bereits dargelegt worden; ich brauche 
auf die einzelnen Fälle also nicht mehr zurück­
zukommen. Es scheint mir aber auch aus dem 
Verlaufe der Debatte vollständig hervorzugehen, 
dass Stillegungen von Zechen, die noch wirt­
schaftlich betrieben werden könnten, erfolgt 
sind. Dass dadurch schwere Rückwirkungen 
auf die ganzen Gegenden hervorgehen, unterliegt 
gar keinem Zweifel, und alle Mittel zur Abhilfe, 

j die heute vorgeschlagen worden sind, sind 
! meines Erachtens durchaus nicht imstande, 

diese wirtschaftlichen Folgen wieder wett zu 
machen.

Meine Herren, auch in diesem Vorgänge, 
den man ja eigentlich an sich einen wirtschaft­
lich richtigen nennen könnte, dass nämlich 
minderleistungsfähige Werke stillgelegt werden, 
zeigt sich aber doch, dass diese Stillegung 
nicht, etwa erfolgt in einem allgemeinen Interesse, 
nicht etwa im Interesse des Konsums, der Ver­
billigung und Hebung der Produktion, der Er­
leichterung der Konsumtion usw., sondern der 
ganze Vorgang ist rein diktiert von dem 
Interesse der einzelnen Werke, denen ich ja 
daraus keinen Vorwurf machen kann. Dass 
das Kapital die beste Anlage für sich sucht, 
ist ein selbstverständlicher Vorgang, den wir 
überall finden; ob dabei das Kapital grösser 
Banken im Hintergründe steht oder nicht, ist 
vollständig gleichgültig; ob das Kapital im Be­
sitz einer Bank oder im Besitz von Privaten 
ist, bildet kein Hemmnis in dem Bestreben 
nach der besten Ausnutzung dieses Kapitals. 
Aber, meine Herren, dieser Vorgang selbst, 
das Ankäufen der Zechen, ist insofern durchaus 
e in  re in k a p i t a l i s t i s ch e r ,  weil es sich 
nicht darum handelt, etwa für die Allgemein­
heit etwas damit zu erreichen, sondern es 
handelt sich ausschl iess l i ch  um das I n ­
teresse der e i nze l nen  Zechen ,  die sich 
dadurch ihre eigene Produktion verbilligen 
wollen, aber von dieser Verbesserung ihrer 
Position in den Syndikatspreisen der Allge­
meinheit auch nicht den geringsten Anteil zu- 
fhessen lassen. Meine Herren, wenn die Vor­
gänge im Ruhrrevier ein so ausserordentliches 
Aufsehen erregt haben und man kann doch 
gar nicht bestreiten, dass das der Fall ge­
wesen ist —, so haben dazu eine ganze Reihe 

j  von Ursachen mitgewirkt. Es hat einmal mit­
gewirkt die Aufmerksamkeit, die wir notge­
drungen jedem Vorgänge in den grossen 
Syndikaten widmen müssen. Auch wenn wir 
das Kohlensyndikat wegen seiner bisherigen 
Mässigung preisen, so ist das doch mehr ein 
rein intellektueller Vorgang. W ir haben eine 
gewisse Bewunderung für das Kohlensyndikat 
ungefähr wie für einen schönen Löwen in der 
Menagerie. Wir sagen, dieser Löwe ist ein
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sehr schönes Tier, er ist ausserordentlich schön, 
er ist sehr kräftig, er ist bewundernswert, 
aber Gott sei Dank, dass er h i n t e r  festen 
S t ä b e n  ist, denn, „wehe, wenn er losgelassen!“ 
(Heiterkeit.) Einen ähnlichen Eindruck haben 
wir auch immer bei den Syndikaten: es ist 
sehr schön, wie sich das Kohiensyndikat bisher 
gehalten hat; aber wenn es einmal beginnt, 
seine monopolistische Stellung auszubeuten, 
dann wehe dem Konsumenten, denn er ist dem 
Syndikat auf Gnade oder Ungnade überant­
wortet. Und, meine Herren, wie das Kohlen­
syndikat auch bisher diese Stellung ausgenutzt 
hat, geht aus den L i e f e r u n g s b e d i n g u n g e n  
hervor, die es aufstellt. Allerdings sind 
diese Bedingungen nicht neuesten Datums: 
sie haben sich im Lauf® der letzten Jahre 
herausgebildet. Aber dass nun das Kohlen­
syndikat unter teilweiser Ausschaltung des 
Handels, unter Einbeziehung der Handels­
organisationen in sein eigenes Bereich diese 
Bedingungen auferlegt, indem es zugleich be­
stimmt, dass keine Kohlen von anderen Produ­
zenten bezogen werden dürfen, das erschwert 
diese Bedingungen, weil eben die Macht des 
Syndikats viel grösser geworden ist, und es 
dem einfachen Konsumenten dadurch nahezu 
unmöglich wird, sich ausserhalb zu versorgen. 
Diese Lieferungsbedingungen gehen im wesent­
lichen dahin, dass der Bezieher der Kohle, die 
doch sein freies Eigentum werden sollte, die Kohle 
hur in seinem eigenen Betrieb verwenden darf. 
Es wird auch zugleich ausgesprochen, dass 
Nachlieferungen usw. unter Umständen nicht 
erfolgen können. Der Verbrauchei' soll also 
frühzeitig disponieren über die Kohle, die er 
bezieht, und wenn er sie bestellt hat, muss er 
sie beziehen und bezahlen. Hat er sich aber 
in seiner Kalkulation verhauen, hat er mehr 
bestellt, als er verbrauchen kann, so wird ihm 
die Weiterverwertung einfach verboten; er 
darf nur vom Syndikat beziehen; tut er das 
nicht, so wird er bestraft mit einem Zuschlag 
zur Kohle. Früher hiess es sogar, dass er 
dann überhaupt keine Kohle mehr beziehen 
könne. Welche Mengen und Sorten das Syndi­
kat liefert, steht seinem Ermessen anheim.

Dann kommen die Bestimmungen, dass jede 
Betriebsstörung den Vertrag aufhebt, ob das 
nun durch höhere Macht erfolgt, durch E in­
schränkung des Betriebs oder durch Arbeits­
einstellungen, und es ist dabei gleichgültig, ob 
diese berechtigt gewesen sind oder nicht, ln  
dem Moment, wo das Syndikat sagt, es liegt 
eine Betriebsstörung vor, sind die Zechen nicht 
mehr zur Lieferung verpflichtet, und der Kon­
sument, der in dieser Beziehung das Vertrauen 
gehabt hat, kann sehen, wo er bleibt, denn es 
ist ihm verboten, von anderer Seite Kohle zu 
beziehen.

Das Rigoroseste dabei ist, dass die K ö n i g ­
l i c h  e B erg  we rksd  i rek  ti on S a a rb r ücken  
diese Bedingungen genau so akzeptiert hat,

dass sie in dieser Beziehung nicht um ein Haar 
besser ist als das Kohlensyndikat; im Gegen­
teil, die Bezieher von Saarbrücker Kohle be­
haupten sogar, dass die dortigen Bedingungen 
noch viel rigoroser sind. Für die Königliche 
Bergwerksdirektion kommen nämlich nur die 
Förderungsverhältnisse in Betracht, die Ver­
hältnisse der Industrie werden dabei absolut 
nicht berücksichtigt. Die Bergwerksdirektion 
behält sich sogar vor, in den Sommermonaten, 
wo Kohle am wenigsten gebraucht wird, mehr 
als in den Wintermonaten zu liefern, wo ver­
hältnismässig mehr Kohle gebraucht wird. Bei 
der Berechnung wird darauf nicht Rücksicht 
genommen; die Kohlen müssen in der festge­
setzten Zeit bezahlt werden. Ebenso wie das 
Kohlensyndikat verweigert auch die Bergwerks­
direktion Saarbrücken die Lieferung bestimmter 
Sorten; es behält sich frei, die Lieferungen 
durch Zechen „mit ähnlichen Sorten“ besorgen 
zu lassen, und jeder Fabrikant weiss, zu welch 
ausserordentlichem Verdruss es führt, wenn 
man nicht die Kohle erhält, an die der Betrieb 
gewöhnt ist.

Die Bedingung, dass Syndikatsabnehmer 
nur vom Syndikat kaufen dürfen, ausserdem 
die Lieferungsbedingungen, wie ich sie eben 
kurz skizziert habe, legen doch den Gedanken 
nahe, ob nicht schon hier ein Eingreifen der 
Gesetzgebung erörtert werden muss, in dein 
Sinne, dass derartige mächtige Syndikate und 
Monopole v e r p f l i c h t e t  sein müssen, zu den 
aufgestellten Lieferungsbedingungen an jeder­
mann zu verkaufen. Eine solche Bestimmung 
würde wesentlich dazu beitragen, um dem 
.Monopolcharakter wenigstens eine Seite seiner 
Gefahr zu nehmen.

Was die S t i l l e g u n g  de r  Zechen  im Ruhr- 
; revier betrifft, so ist heute das wesentliche 

Ergebniss das : es wird stillgelegt werden, es 
wird nur im Tempo der Stillegungen etwas 

I Rücksicht auf die öffentliche Meinung ge­
nommen. Ja, meine Herren, ich kann es ja 
verstehen, dass, wenn eine Zeche nicht mehr 
rentabel ist, der Eigentümer dieser Zeche ver­
sucht, sie möglichst gut los zu werden. Hier 
haben wir wiederum die Erscheinung, dass 
unter der W irkung des Kohlensyndikats neue 
Rea l ge rech t same  sich herausgebildet haben. 
Heute hat die Beteiligungsziffer im Kohlen­
syndikat Geldwert. Man kann diese Betei­
ligungsziffer auf den Markt bringen; sie wird 
einen Kurs haben, sie kann verkauft werden; 
das ist etwas, was das Syndikat für die Besitzer 

1 neu geschaffen hat. Das lässt sich ungefähr 
vergleichen dem Kontingent der Spiritus- 

! brennereien, das allerdings nicht Private, son- 
; dern der Staat geschaffen hat. Hier hat aber 

eine private Vereinigung neue Realgerechtsame 
hervorgerufen.

Meine Herren, fraglich ist mir nur, ob die 
Rechnungen, die heute aufgemacht werden, in­
sofern stimmen, dass der Betrieb an  s i eh  uh-
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rentabel ist. Ich kann mir vorstellen, dass die 
investierten Werte, die Einrichtungen usw. un­
rentabel geworden sind. Ob aber der Betrieb, 
der ohne Rücksicht auf das investierte Kapital, 
das einmal hineingesteckt ist, an sich unren­
tabel ist, ist mir nicht ganz klar. Ist das aber 
der Fall, so würde der § 65 des Berggesetzes 
hier unter allen Umständen einzugreifen haben; 
denn, meine Herren, der Herr Minister Möller 
hat ganz richtig im Jahre 1902 bei Beratung 
der Verstaatlichung einiger Bergwerke liier ge­
sagt: Kohle ist das Brot der Industrie; Kohle 
muss ganz anders behandelt werden wie jeder 
andere Artikel; Kohle ist die Grundlage jeder 
Industrie; jeder Industrielle muss Kohle haben; 
deshalb hat derjenige, der die Kohle in der 
Hand hat, die Macht im Staate. Es ist sogar 
schon im Scherz gesagt worden, dass der Chef 
des Kohlensyndikats der mächtigste Mann sei, 
weil er der Industrie seine Bedingungen dik­
tieren kann, mächtiger als der Herr Handels­
minister. Meine Herren, es liegt etwas Wahres 
darin, dass der Einfluss gerade dieses Syndikats, 
das den Urstoff, aus dem die Produktion erst 
hervorwachsen muss, besitzt, viel stärker ist, 
als der jeder anderen Organisation. Deshalb 
müssen wir diese Fragen mit viel grösserem 
Ernst und Nachdruck behandeln, weil sie wich­
tig für die Allgemeinheit sind.

Meine Herren, ich bin überzeugt: der Syn­
dikatsleitung sind die letzten Vorgänge äusserst 
unangenehm gekommen, und insbesondere die 
Erörterungen, die sich daran geknüpft haben, 
werden den Herren vom Syndikat sehr wenig 
erwünscht gewesen sein. Das Syndikat legt 
keine Zechen still, aber die Syndikatspolitik 
treibt mit Notwendigkeit zu dieser Stillegung 
der Zechen.

Bis zum Jahi’e 1903, bis zu dem neuen 
Syndikatsvertrage, wurde für jeden neuen Schacht 
die Beteiligungsziffer automatisch erhöht um 
100 000 t. Man hat gefunden, dass diese Mass- 
regel wesentlich zur Stärkung der neuen, 
jungen kapitalkräftigen Zechen führte, während 
dadurch die übrigen Mitglieder des Syndikats 
mit ihrer Beteiligungsziffer zurückblieben. 
Man hat also jetzt den neuen Modus geschaffen: 
die Niederbringung eines neuen Schachtes bringt 
noch keine Erhöhung der Beteiligungsziffer 
mit sich; die Erhöhung muss erst aus dem 
wachsenden Bedarf herauskommen.

Jetzt ist es nun ein naturnotwendiger Vor­
gang, dass die Zechen, die über grosse Kohlen­
vorräte verfügen, die diese Vorräte vorteilhafter 
abbauen können, als man das im südlichen 
Ruhrrevier kann, nach Mitteln und Wegen suchen, 
um ihre Gestehungskosten sich zu verbilligen. 
Da ihre Produktion durch das Syndikat fest­
gelegt ist, da sie nicht nach Belieben mehr er­
zeugen dürfen, obwohl sie dazu in der Lage 
wären, obwohl sie bei einer Mehrproduktion 
viel wirtschaftlicher arbeiten würden, obgleich 
sie dann viel weniger Generalunkosten hätten,

so müssen sie nach einem Ausweg suchen; da 
bietet er sich von selbst, dass sie minder ren­
table Zechen ankaufen und dann deren Be­
teiligungsziffer nehmen. Das kann man geschäft­
lich durchaus verstehen. An und für sich ist 
den Herren kein Vorwurf daraus zu 
machen; es ist nichts Ehrenrühriges, wenn 
Zechen so vergehen, weil der Leiter der Zeche 
sich sagt: ich bin dafür verantwortlich, dass 
die Zeche rentiert; ich kann es nur innerhalb 
des Zwanges des Syndikats tun, folglich kaufe 
ich an und lege still.

Aber das Aufsehen, das der ganze Vorgang 
erregt hat, resultiert nicht nur aus der Stellung 
zu dem Syndikat, sondern auch daraus, dass 
man hier einmal an einem konkreten Beispiele 
sehen kann, welche grosse Gefahr diese Ent­
wicklung in sich bergen kann, w ie h i e r  die 
Synd ik a tspo l i t i k  h inwegschre i te t  über  
das W oh l u nd  Wehe ganzer  Gegenden, wie 
sie, ohne es zu wollen — es ist gar nicht ihre 
Absicht —, doch dahin führt, dass diese Gegenden 
verarmen, dass ehrenhafte Leute um ihr sauer 
verdientes und erspartes Geld kommen, dass 
Leute, die sich sagen konnten: ich habe einen 
gewissen Wohlstand, ich werde für den Rest 
meines Lebens ohne Sorge bestehen können, 
plötzlich finden: mein Vermögen ist heute min­
destens um 50°/o oder mehr entwertet.

Meine Herren, die Mittel, die hiergegen vor­
geschlagen werden, sind meines Erachtens viel 
zu klein, um wirksam zu sein. Das beste ist 
vielleicht noch die Schaffung von Verbindungs­
wegen; aber auch mit der Schaffung neuer 
Verbindungswege wird das Uebel nicht an der 
Wurzel angegriffen. Denn ganz selbstverständ­
lich wird der junge Arbeiter, der noch keinen 
Besitz hat, oder der zugezogene Arbeiter, etwa 
der Pole, der da jetzt namentlich eine grosse 
Rolle spielt, sich seine Wohnung in möglichster 
Nähe der Betriebsstätte suchen. Nun ist ja be­
kannt, dass ein grösser Teil dieser Bergarbeiter 
Häuschen besitzt, in denen sie noch eine oder 
zwei Wohnungen vermieten können. Dass diese 
Wohnungen in Zukunft leer stehen, erscheint 
mir ganz selbstverständlich; ihre Eigentümer 
werden unter allen Umständen immer den 
Schaden zu tragen haben. Wenn man nun sagt: 
ohne die Syndikatspolitik würde die Folge 
schon früher eingetreten sein —, dann meine 
ich: das ist ein schlechter und dürftiger Trost; 
das Syndikat hat eben mit der einen Hand ge­
geben und mit zwei Händen nimmt es wieder. 
W ir wissen ja nicht, wie sich ohne die Syndikats­
politik die Verhältnisse gestaltet hätten; es wäre 
möglich, dass die Zechen ohne Syndikatspolitik 
in Schwung geblieben wären. Aber dass nun 
gerade durch diese Syndikatspolitik jene Folge 
so plötzlich eingetreten ist, das ist es, was sehr 
viele erstarren und erschrecken macht.

Nun hat der Herr Vorredner Schulze-Pelkum 
bereits gefragt: wer soll denn diese Bahnen 
bauen? Soll der Staat sie etwa bauen? Es
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ist ja selbstverständlich, dass diese Bahnen 
nicht rentabel sein würden. Sie stellen den 
Verkehr zwischen den Wohn- und Arbeits­
stätten he r; das 'ist ein Verkehr, der sich nur 
zwei oder dreimal am Tage abspielen kann. 
W ird das dazu beitragen, diese Bahnen lebens­
fähig zu erhalten? Ich bezweifle das sehr. 
Und soll man nun den Gemeinden auferlegen, 
dass sie sie bauen, um wieder gut zu machen, 
was die Syn d i k a t s po l i t i k  verbrochen hat? 
Ich fürchte, für eine solche Aufgabe werden 
sich die Gemeinden sehr bedanken.

Nun hat der Herr Minister an das nobile 
officium der Zechenbesitzer erinnert. Ich er­
kenne gern an, dass die Herren sich bereit er­
klären, mitzuwirken, um die Folgen dieser Vor­
gänge, die sie beschleunigt haben, wieder 
einigermassen gut zu machen. Das ist sehr 
hübsch; aber es fragt sich nur, bis zu welchem 
Grade es gehen wird. Ob die Zechenbesitzer 
diese Bahn von sich aus bauen, ist absolut 
nicht sicher; ich hätte ein solches Zugeständnis 
gern gehört, aber ich vermisse es bis jetzt noch.

Eine Entwertung des Grundbesitzes wird 
also unter allen Umständen eintreten, und bis 
es gelingt, dort wieder neue Industrien hervor­
zuzaubern, kann es noch lange dauern. Jeden­
falls, bis dieser Prozess zum Abschluss gekommen 
ist, bis wieder neue Arbeitsgelegenheiten auf­
getaucht sind, haben wir damit zu rechnen, 
dass eine Entwertung des Grundbesitzes vor­
handen ist. Soweit grössere Entfernungen in 
Frage kommen, wird natürlich die Bahnver­
bindung von selbst schon hinfällig; denn das 
erfordert sehr viel Zeit und Kosten.

Was die Steuervergütung anlangt, so ist 
auch da nur ein verhältnismässig kleiner Be­
helf. Es ist gewiss anerkennenswert, wenn die 
Zechenbesitzer sich bereit erklären, auf 5 Jahre 
hinaus die Steuern zu zahlen; aber nach diesen 
Jahren stehen wir wieder auf dem alten Fleck; 
da sind die Gemeinden genau in derselben 
Lage wie vorher. Die andere Verteilung der 
Kreisabgaben, die ebenfalls von zechenfreund­
licher Seite angeregt ist, scheint mir auch nicht 
durchführbar zu sein; man kann doch die 
anderen Mitglieder des Kreises nicht verant­
wortlich machen für das, was durch die Syndikats­
politik geschehen ist.

Die Frage ist nun das Einschreiten auf 
Grund des § 65 des Berggesetzes, die ja wieder­
holt hier erwähnt worden ist. Die Nebenfrage 
ist die: wer soll dann die Zeche ausbeuten, 
wenn der Staat das Eigentum aberkannt hat? 
Soll das der Staat oder die Gemeinde tun ? 
Es würde jedenfalls auch der Weg denkbar 
sein, dass in solchem Falle die B e legschaft 
a ls solche eine Genossenschaft bildet und die 
Zeche so lange ausbeutet, als die Ausbeutung 
noch rentabel ist. Das wäre ein Weg, die 
Arbeiterschaft selbst an der Sache mit z\i 
interessieren; es würde manche Härte eher 
beseitigen.

Aber, meine Herren, dass das Vorgehen auf 
Grund des § 65 grosse sachliche Schwierig­
keiten hat, hat der Herr Kollege Ililbck dar­
gelegt; in dieser Beziehung kann man ihm 
vollständig beistimmen. Es haben die Zechen­
besitzer viel Handhaben, um ein Endergebnis 
aus § 65 zu verzögern. Dass § 65 anwendbar 
ist, ist heute eigentlich von keiner Seite be­
stritten worden. In der Oeffentlichkeit hat man 
allerdings gesagt: aus der ganzen Entstehungs­
geschichte dieses Paragraphen geht hervor, 
dass er nur anwendbar sei, wenn z. B. Kohlen­
not vorhanden sei. Da man nun nicht be- 

i haupten könne, dass eine Kohlennot existiere, 
i könne man den § 65 auch nicht anwenden. 

Nun, meine Herren, ist der ganze Stand­
punkt unserer Gesetzgebung in derartigen 
Fragen heute ein wesentlich anderer als beim 
Erlass des Berggesetzes. Inzwischen haben 
wir das Bürgerliche Gesetzbuch bekommen, in 
dem der Gedanke der Beschränkung des Eigen­
tums viel weiter geführt ist, als in dem Berg­
gesetz, und der § 904 des Bürgerlichen Gesetz­
buchs, der die Enteignung behandelt, könnte 

j  unter Umständen mit herangezogen werden. 
Aber, meine Herren, die Hauptsache ist 

natürlich, dass man bereit ist, an dem Berg- 
j gesetz selbst zu rühren, und ich freue mich, 

dass der Herr Vertreter der konservativen 
Fraktion die Bereitwilligkeit seiner Fraktion 
erklärt hat, zu einer Aenderung mitzuwirken. 
Wenn der Herr Kollego Hilbck ironisch gesagt 

i  hat, es dauere mindestens drei Jahre, bis wir 
auf Grund des § 65 zu einem Resultat gelangten, 
so kann man ihm schon erwidern: es w i r d  
k e i n e  d r e i  J a h r e  d a u e r n ,  wenn  wi r  
h i e r d u r c h  e in  Geso t z  d ie  M i s s s t ä n d e ,  
die w i r  a n e r k e n n e n ,  be se i t i g en .  Das 
würde wohl die Konsequenz der Ausführungen 
sein, die Herr Kollege Hilbck hier gemacht 
hat. Aber, meine Herren, nicht § 65 des Berg­
gesetzes allein erfordert meines Erachtens Be­
rücksichtigung, sondern d a s  g a n z e  B e r g ­
g e s e t z  und d i e  T e n d e n z  d i e s e s  G e ­
se t z e s  sollte neuerdings erörtert werden: ob 
das Gesetz mit den neuen Verhältnissen, die 
inzwischen eingetreten sind, noch zu verein­
baren ist oder nicht

W ir hatten ursprünglich in Deutschland das 
Bergregal. Danach war es dem Landesherrn 
überlassen, ob er eine Konzession verleihen 
wolle oder nicht. Dem Grundeigentümer stand, 
abgesehen von gewissen Ausnahmen, ein Recht 
an den Mineralien, die in seinem Boden ent­
halten sind, nicht zu. Mitte des vorigen Jahr­
hunderts, insbesondere von 1851 bis 1865, hat 
man nun begonnen, den Bei'gbau von den 
Fesseln früherer Verhältnisse zu befreien und, 
das Berggesetz vom 24. Juni 1865 ist die Folge 
dieses Befreiungsprozesses. Es enthält die 
konsequente Durchführung der Befreiung des 
Bergbaues und der Bevorrechtung des Berg­
baues gegenüber dem Grundbesitz. Ich bin

4
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überzeugt, dass dieses Gesetz ausserordentlich 
gut gewirkt hat; es war eine Notwendigkeit. 
W ir wollten den Bergbau entwickeln, wir mussten 
ihm gesetzlich freies Feld schaffen, und, meine 
Herren, der Bergbau hat sich dieses Gesetz zu­
nutze gemacht; er hat eine wahrhaft glänzende 
Entwickelung inzwischen durchgemacht. Aber, 
meine Herren, heute liegen die Verhältnisse in­
sofern anders, als es sich nicht mehr darum 
handelte, den Bergbau zu befreien von den 
Fesseln des Regals oder früherer Vorschriften, 
sondern heute haben wir damit zu rechnen, dass 
der Be rgb au  selbst  n ic h t mehr  f re i  ist, 
sondern z u sammengesch l o s sen ,  ist 
wenigstens in Rheinland und Westfalen — in 
immer wachsendem Masse — jetzt fast voll­
kommen — zu einem grossen, monopo l a r t i g en  
Ve rb änd e .  Die Voraussetzung des Bergge­
setzes ist d i e f r e i e Ko n ku r r en z  gewesen, und 
die freie Konkurrenz ist durch das Kohlen­
syndikat beseitigt. Nach dem Berggesetz ist i 
das Schürfen auf Mineralien jedermann gestattet, 
und jedermann, der fündig geworden ist und 
das nach weisen kann, hat einen Anspruch 
auf Verleihung des innerhalb der gesetzlichen 
Vorschrift liegenden Maximalfeldes von 
2189000 qm, die er bekommt gegenüber einem 
Stempel von 1,50 Mk.

Nun, meine Herren, haben wir ja hier im 
Jahre 1902 den erfreulichen Vorgang gehabt, 
dass die Königliche Staatsregierung vorge- 
gangen ist, auch in Rheinland und Westfalen 
einen eigenen Bergwerksbetrieb zu errichten. 
Es ist uns das damals begründet worden mit 
dem eigenen Bedarf der Staatsregierung für 
ihre Eisenbahnen, mit dem Bedarf der Marine, 
und der Herr Handelsminister hat auch — zwar 
sehr zart und leise — angedeutet, dass 
auch die Notwendigkeit ein treten könnte, der 
Gewalt des Monopols des Kohlensyndikats in 
der Preisstellung entgegenzutreten. Damals 
ist hier die Auffassung vertreten worden, dass 
ein eigenes Schürfen des Staats sich nicht 
mehr rentieren würde, dass gewissermassen die 
abbauwürdigen Felder bereits sämtlich vergeben 
sind, und dass bergfreies Feld nicht mehr vor­
handen sei. Meine Herren, es ist doch be­
achtenswert, dass inzwischen von privater Seite 
noch sehr stark geschürft worden ist, und zwar 
mit sehr gutem Erfolg. Insbesondere ist zu 
erinnern an die I n t e r n a t i o n a l e  Boh rgese l l ­
schaf t  in Erke lenz ,  die mit dem verhältnis- 
massig kleinen Kapital von 1 Million arbeitet 
und die inzwischen 18 Bohrungen für eigene j 

und 37 Bohrungen für fremde Rechnung aus- j 

geführt hat. Es ist noch kürzlich mitgeteilt 
worden, dass das Koh l ensyud i k a t  mit dieser 
Internationalen Bohrgesellschaft in Erkelenz 
in Verhandlungen steht, um die Fe lder  
d ieser  Gese l l scha f t  anzukaufen .  Das ! 
Kohlensyndikat hat in dem letzten Vertrag 
auch bereits Aenderungen vorgenommen, wo­
nach der Geschäftsbereich des Syndikats

ausgedehnt wird, indem es berechtigt ist, 
Berggerechtsame anzukaufen und den Berg- 

| bau selbst auszuüben. Es ist ausgesprochen, 
dass die Leiter 3 °/t> der Jahresrechnung — das 
sind 12 bis 15 Millionen — dafür verwenden 
können, ohne die Zechenversammlung ein­
berufen zu müssen. Gleichzeitig enthält auch 
der Syndikatsvertrag die Bestimmung, dass 
kein Syndikatsmitglied berechtigt ist, sein 
Eigentum an ein Nichtsyndikatsmitglied zu 
verkaufen, es sei denn, dass das Syndikat zu- 
stimmt. Vergegenwärtigen Sie sich die Richtung 
dieser Entwickelung, so sehen Sie, dass hier 
der Zug zur Alleinherrschaft im Kohlenbergbau 
ganz frappant hervortritt, dass das Kohlen­
syndikat bereits Berggerechtsame ankauft, dass 
ausserdem kein fremdes Element in das Syndikat 
mehr hinein soll, ausser wenn das Syndikat 
zustimmt.

Es ist zweifelhaft, ob das Syndikat die Ab­
sicht hat, diese Felder sofort auszubeuten, oder 
ob es damit warten will, bis die übrigen Gruben 
das Schicksal der Gruben im südlichen Ruhr- 

i gebiet erleiden werden. Nicht zweifelhaft aber 
kann der Zweck der ganzen Aktion sein, 
nämlich der Zweck, das Monopol zu einem 
möglichst vollständigen zu machen. Da meine 
ich, dass liier auch für die Gesetzgebung und 
die Königliche Staatsregierung die sehr ernste 
Frage auftaucht, ob es a n g ä n g i g  ist, dass 
wi r  unter  A n w e n d u n g  des Berggesetzes 
gestat ten ,  dass dieses Monopo l  derar t  zu 
einem vo l l k ommenen  wird,  dass kein  
f remdes E lemen t  mehr  in den K o h l e n ­
be rgbau  h m  ein kann ,  ob wir unter dem 

: Zwang, Mutungen zu verleihen, wo geschürft 
ist, nun auch zugestehen dürfen, dass diese 
Mutungen so lange liegen, bis es dem Syndikat 
öder den Eigentümern beliebt, sie auszubeuten, 
ob wir mit einem unentbehrlichen Gut — und 
ein solches ist die Kohle — in einer derartigen 
Weise wirtschaften lassen dürfen.

Es ist heute schon gesagt worden, dass das 
j  Kohleneigentum ein ganz besonderes ist. Es 
I wird n u r  v e r l i e h e n ,  und schon in diesem 

Ausdruck „verliehen“ ist doch enthalten, dass 
man etwas, was verliehen ist, wieder zurück- 

j fordern kann. Soll nun der Staat zusehen, 
wenn durch die zu ganz anderen wirtschaft­
lichen Zwecken, eben zur Befreiung des Kohlen­
bergbaues getroffenen Bestimmungen des Berg­
gesetzes ein vollständiges Bergmonopol ge­
schaffen wird, wenn nun der Bergbau so voll­
ständig durch Gesetzeszwang in bestimmte 
Hände hinein kommt, dass eine Konkurrenz 
gegen das Syndikat in keiner Weise mehr 
möglich ist?

Es ist also die Frage, meine Herren, die, 
wie ich meine, hier wenigstens einer ernsten 
Erörterung und der Beachtung wert ist, ob 
das Berggesetz von 1865 noch im Einklang 
mit den Verhältnissen von 1904 steht, und meine
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Fraktion wäre bereit, in eine R e v i s i o n  
d ieses Berggesetzes  mi te  in zut reten.

Die weitere Frage ist die, ob der Kohlen­
bergbau als solcher v e r s t a a t l i c h t  werden 
soll. Zu dieser Frage hat meine Fraktion 
nicht Stellung genommen. W ir haben allerdings 
im Jahre 1902 dem schon erwähnten Gesetz 
zugestimmt. Meine persönliche Stellung in ! 
dieser Beziehung ist eine weitergehende; ich 
würde auch vor einer Verstaatlichung des 
Bergbaues nffhtzurückschrecken. Allerdings, j 
meine Herren, verkenne ich nicht die Schwierig­
keiten, die einer vollständigen Verstaatlichung 
heute] wo die Kohlengruben so ausserordentlich 
im Werte gestiegen sind, entgegenstehen. Aber, 
meine Herren, in bezug auf die Felder, die heute 
noch nicht in Angriff genommen werden, ist 
die Frage meines Erachtens vollständig berech­
tigt: sollen wir hier an den Prinzipien von 
1865 festhalten oder zurückkehren zu dem | 
Bergregal, das dem Staat wenigstens die Mög­
lichkeit gibt, unter Umständen auch die Ver­
leihung einer Mutung zu versagen, eben dann, 
wenn überwiegende Interessen des öffentlichen 
Wohles einer derartigen Verleihung entgegen­
stehen ?

Ich will auch nicht eingehen auf die Zwecke, 
die mit einer Verstaatlichung erreichbar sind 
in bezug auf den Betrieb, die Arbeiterverhält­
nisse Usw. usw. Man hat früher die Verstaat­
lichung aus ganz anderen Rücksichten verlangt 
als wir sie heute verlangen. Früher hat man 
geglaubt, aus t e chn i s chen  Gründen die Ver­
staatlichung des Bergbaues fordern zu müssen, 
weil der Staat leistungsfähiger sei als Private. 
Derartige Rücksichten können nicht mehr ins 
Feld geführt werden; unser privater Bergbau 1 
steht so auf der Höhe, dass man ihm in dieser j 
Beziehung keine Vorwürfe machen kann. ' Die j 

Gründe, die heute für ein Einschreiten sprechen, 
sind w ir  t s cha f t l i c h  - soz i  aler Natur .  Auch 
die Arbeiterschaft hat vielleicht grössere 
Sicherheit bei einem Staatsbetriebe; wenigstens 
ist eine parlamentarische Kontrolle möglich.

Ob, meine Herren, die A r b e i t e r v e r h ä l t ­
nisse im R u h r  re v i er  so befriedigend liegen, 
wie heute bemerkt worden ist, bezweifle ich 
nach den mir gewordenen Informationen. Ich 
bezweifle auch, ob es gelungen ist, sämtliche 
abgekehrten Bergleute wieder anzustellen. Ich 
glaube, meine Herren, dass die Beschwerden, 
die hier in der Arbeiterpresse geltend gemacht 
worden sind, wohl Berücksichtigung verdienen. 
Es ist behauptet worden, dass Arbeiter wesent­
lich deshalb abgekehrt wurden, weil sie agita­
torisch irgendwie hervorgetreten sind, weil sie 1 
ihren Verbänden angehört haben. Vielleicht ! 
hören wir über diese Seite der Sache, die doch ! 
gewiss zum Ganzen gehört, heute noch etwas 
mehr. Dass aber innerhalb der Arbeiterschaft 
Beschwerden vorhanden sind, dass altange­
sessene Arbeiter zurück gesetzt worden sind 
gegenüber neu hinzuziehenden, insbesondere

gegenüber Polen, das ist meines Erachtens 
auch seitens des Syndikats vollständig zuge­
geben worden. So sagt der Bergrat Engel in 
einer Veröffentlichung, ich glaube über die 
Zeche Hasenwinkel, es sind Fehler vorge­
kommen, man hat die alteingesessenen Arbeiter 
abgekehrt im Interesse der neu hinzugezogenen 
—, und es ist versprochen worden, dies neu 
zu regeln.

.Meine Anregung ist wesentlich die: wenn 
wir befriedigende Verhältnisse schaffen wollen, 
müssen wir uns nicht an die Stillegung der 
Ruhrzechen allein halten, sondern wir müssen 
die Sache prinzipiell zu erfassen suchen. W ir 
wollen dem Kohlensyndikat als solchem gewiss 
vollständig die Entwickelungsfreiheit gewähr­
leisten, soweit es nicht in Konflikt mit öffent­
lichen Interessen kommt; wir betrachten es 
aber als eine Pflicht der Gesetzgebung und 
der Staatsregierung, da, wo ein Konflikt 
zwischen den allgemeinen Interessen und denen 
der privaten Verbände auftritt, die allgemeinen 
Interessen zu wahren, und insbesondere mit 

! uns dahin zu wirken, dass es nicht möglich 
ist, dass das Kohlensyndikat ein vollständiges 
Monopol erhält, dass es die Hände auf Kohlen­
schätze logt, die vielleicht erst in vielen, vielen 
Jahren einmal abgebaut werden sollen. Da 
halte ich dafür, dass wir das Gesetz von 1865 
wenigstens im Geiste wiederherstellen, indem 
wir dem Bergbau die Freiheit, die ihm ver­
loren gegangen ist, wiederzuschaffen suchen. 
(Bravo links und im Zentrum.)

Präsident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab­
geordnete Dr. Stockmann.

Dr. Stockmann (Segeberg), Abgeordneter: Meine 
Herren, es ist nicht meine Absicht, dem Herrn 
Vorredner auf dem breiten Wege der E r­
örterungen über die Bedeutung der Syndikate 
zu folgen, obgleich einzelne seiner Behauptungen 
mir eine sehr geeignete Handhabe zu weiteren 
Auseinandersetzungen bieten würden. Wenn 

! ich z. B. nur denke, was der Herr Vorredner 
uns über die Schaffung eines Monopols für das 
Syndikat der Bergwerksbesitzer hier ausgeführt 
hat, und damit vergleiche, wie er und seine 

| Partei über das Monopol denken, das die 
Warenhäuser sich für den Vertrieb ihrer Waren 

j schaffen, (Lachen bei den Freisinnigen) da 
| scheint mir doch ein grösser Gegensatz vor- 
i handen zu sein. Im übrigen bin ich mit dem 

Herrn Vorredner der Ansicht, dass die heutigen 
i  Verhandlungen ihres Eindrucks auf die Berg­

werksbesitzer nicht entbehren werde. Aber 
mit dem Eindruck dieser Verhandlungen allein 
wird es nicht genug sein können.

Von dem Herrn Abgeordneten Schulze- 
Pelkum ist gemeint worden, dass die Aufregung, 
die augenblicklich unter der Bergwerksbe­
völkerung in Westfalen und Rheinland bestellt, 
künstlich hineingetragen sei. Ich glaube nicht, 
meine Herren, dass dies mit Recht angenommen 
werden kann, und das wird uns klar werden,
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wenn wir uns die tatsächlichen Verhältnisse 
noch einmal vergegenwärtigen: In  dem Kohlen­
syndikat sind gegenwärtig fast alle Zechen des : 
rheinisch-westfälischen Kohlenbeckens, welche ' 
Yerkaufskohlén produzieren, vereinigt. Die 
Zechen verfolgen damit die Absicht, einmal 
den Preis der Kohle auf einer ihnen richtig 
erscheinenden Höhe zu halten, damit aber auch 
zugleich zu erreichen, die Löhne ihrer Arbeiter 
ebenfalls auf entsprechender Höhe halten zu 
können.

Meine Herren, diese letzteren Bestrebungen 
wird man nur durchaus anerkennen können, 
und man wird auch den Zechen nicht versagen 
wollen, um dies durchzuführen, gleichzeitig für 
angemessene Kohlenpreise zu sorgen, sofern 
sie eine übertriebene Höhe der Kohlenpreise 
dadurch nicht herbeiführen. Um nun diese 
beiden Ziele aber erreichen zu können, hat das ■ 
Kohlensyndikat sieh gezwungen gesehen, jeder : 
bei dem Syndikat beteiligten Zeche ein be­
stimmtes Förderquantum für das Jahr zuzu­
teilen. Die Folge hiervon ist jetzt gewesen, 
dass einige grössere Zechen anfangen, kleinere 
Zechen aufzukaufen mit der Absicht, sie still- 
zulegen und das Förderquantum dieser Zechen 
ihren eigenen Zechen zuzuwenden, weil auf 1 
ihren Zechen mit grösserem Nutzen produziert 
werden kann als auf den anderen.

Meine Herren, was das Stillegon der Zechen 
nun betrifft, so wird man unbedingt zugeben 
müssen, dass abgebaute Zechen und solche 
Zechen, auf denen wegen übermässiger Kosten 
mit Nutzen überhaupt nicht mehr gefördert 
werden kann, stillgelegt werden müssen.- Daran 
lässt sich nichts ändern; das ist ein wirtschaft­
licher Vorgang, der in der Industrie überall in 
derselben Weise vorkommt, und gegen den es 
keine Mittel gibt. Etwas anderes ist es aber, 
wenn die grösseren Zechen dazu übergehen 
sollten, auch Zechen stillzulegen, die an sich 
noch mit Nutzen, wenn auch mit geringem 
Nutzen betrieben werden können; und es ist 
durch die ¡Verhandlung nicht klargestellt worden, 
dass solche Absicht nicht besteht.

Meine Herren, welche Folgen hat die Still­
legung einer Zeche? Ich will an das Beispiel 
anknüpfen, welches der Herr Handelsminister 
uns hier angeführt hat. E r nannte eine Zeche, 
die 3000 Arbeiter beschäftigt. Meine Herren, 
8000 Arbeiter bedeuten der Seelenzahl nach 
mit ihren Familien eine Bergarbeiterbevöl­
kerung von mindestens 10000 Seelen. Wo 
die angesiedelt sind für den Betrieb der Zeche, 
kommen aber dann eine Reihe anderer Gewerbe­
treibender, Kaufleute, eine grössere Anzahl von 
Handwerkern mit ihren Familien dazu, die 
wieder von den Bergarbeitern leben; es müssen 
die nötigen Schulsysteme geschaffen werden für 
die Kinder dieser grossen Bevölkerung; es 
müssen die kirchlichen Einrichtungen getroffen 
werden; und alles dies wird aufgebaut auf dem 
Vorhandensein und der Steuerkraft der Arbeiter

der Zeche und des Betriebes der Zeche. W ird 
nun eine solche Zeche stillgelegt, haben die 
Arbeiter keine Beschäftigung mehr, so sind die 
Arbeiter gezwungen, anderswo Arbeit zu suchen, 
und finden sie sie nicht in erreichbarer Nähe, 
fortzuwandern von ihrer bisherigen Heimat. Das 
ist für diejenigen Arbeiter, die Mietswohnungen 
haben, verhältnismässig einfach, zumal der 
Bedarf von Bergarbeitern immer ein grösser 

i ist, sodass es ihnen nicht schwer fällt, Arbeit 
wieder zu finden. Anders ist es für diejenigen 
Arbeiter, die, wie es in Westfalen und Rhein­
land vielfach vorkommt, ein eigenes kleines 
Haus besitzen; dies Haus ist für sie einfach 
wertlos geworden; denn bei dem Zustand, der 
infolge der Stillegung der Zechen in ihren 
Gemeinden eintritt, wird sich kaum ein Käufer 
finden. Noch schlimmer sind die Gewerbetreiben­
den daran, die ihre Existenz aufgebaut haben 
auf den Einnahmen, die sie von der Berg­
arbeiterbevölkerung ziehen wollten. Diese sind 
mehr oder weniger in ihrer Existenz vollkommen 
ruiniert, zumal auch sie gewöhnlich eigene 
kleine Häuser besitzen.

Nun ist vom Herrn Kollegen Hilbck ausgeführt, 
dass für die Arbeiter Arbeit geschaffen wäre, 
und dass eventuell durch Anlegung von Bahnen 
Aushilfe geschaffen werden könnte, um sie an 
neue Arbeitsstätten zu befördern. Wie steht 
aber die Sache mit der Gemeinde, der die 
Arbeiter angehört haben und mit den übrigen 
Gewerbetreibenden ? Es ist vom Herrn Kollegen 
Hilbck ein Beispiel angeführt, das sehr illustrativ 
w irkt; er nannte Uns die Zeche Marianne-Stein- 
bank, die zu den Koinmunalstouern dieser Ge­
meinde, die insgesamt 50000 Mk. betragen, 
35000 Mk. beiträgt. Wenn nun plötzlich die 
Zeche stillgelegt wird, die 35000 Mk., die die 
Zeche von den 50000 Mk. Kommunalsteuern 
getragen hat, wegfallen, wie mag da die Existenz 
der Gemeinde weitergehen ? Das bedeutet für 
die Uebrigbleibenden eine ungeheure Steuerlast 
und den wirtschaftlichen Ruin dieser Leute. 
Nun könnte man sagen: der § 53 des Kom­
munalsteuergesetzes bietet eine genügende 
Handhabe, um die auswärtigen Zechen, deren 
Arbeiter in der bisherigen Gemeinde wohnen 
bleiben, zu den Kommunallasten heran­
zuziehen. Nach § 53 kann diese Heranziehung 
nur geschehen zu Schul- und Armenlasten, 
und von diesen bleibt für westfälische Ver­
hältnisse nur die Armenlast übrig; denn zu 
den Schullasten kann eine Heranziehung nicht 
stattfinden, weil sie in Westfalen grösstenteils 
keine Gemeindelast ist, sondern auf dem Haus­
väterverband beruht, und damit ist es aus­
geschlossen, die auswärtigen Gemeinden zu 
einer Beihilfe zu diesen Lasten heranzuziehen.

Fragen wir uns nun, ob es ein anderes 
Mittel gibt, um in Fällen der Stillegung abbau­
würdiger Zechen für die entstehenden Nöte 
Abhilfe zu schaffen. Wenn wir uns das ver­
gegenwärtigen. was ich eben ausführte, dann
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können wir nicht zweifeln, dass liier ein weit­
gehendes öffentliches Interesse vorliegt, das ein 
Eintreten des Staates erfordert. Dann sind 
aber auch unzweifelhaft die Voraussetzungen 
des § 65 des Berggesetzes gegeben, und ich 
habe mich gefreut, dass auch der Herr Handels­
minister auf dem Standpunkt steht, dass bei 
derartigen öffentlichen Interessen der § 65 des 
Berggesetzes zur Anwendung kommen kann. 
Sollte nun aber die Anwendung dieses Para­
graphen — und in gewissem Grade muss man 
das ja beinahe befürchten, namentlich nach den 
Ausführungen, die der Herr Kollege Hilbck uns 
hier gegeben hat — nicht ausreichen, um eine 
genügende Abhilfe zu schaffen, dann, meine 
Herren, würde eventuell immerhin noch die j 

Erwägung bleiben, die ja auch von dem Herrn 
Vorredner schon angestellt ist, ob nicht der 
Staat der Frage näher '¿u treten hätte, durch 
Ankauf weiterer Zechen von seiner Seite einen j 

derartigen Einfluss dem Syndikat gegenüber j 

zu gewinnen, dass er durch die Macht und die 
Grösse seiner Zechen seinerseits bestimmend 
auf die Preise und Verhältnisse einwirken und 
den Bestrebungen des Syndikats hemmend 
gegenübertreten kann.

Meine Herren, alle die Fragen, die hier heute 
angerührt sind, und die ohne weiteres aus der 
Befürchtung der Stillegung noch abbauwürdiger 
Zechen auftauchen, sind nach meiner Ueber- 
zeugung von so ausserordentlicher Bedeutung 
und von so grösser Wichtigkeit auch für das 
Staatsinteresse, dass wir uns bei der heutigen 
Verhandlung allein nicht werden beruhigen 
dürfen. Nun ist es ja nach unserer Geschäfts­
ordnung leider nicht zulässig, mit einer Inter­
pellation Anträge zu verbinden; es ist aber 
nach dem § 34 der Geschäftsordnung jedem 
Mitgliede des Hauses überlassen, den Gegen­
stand in Form eines Antrages weiter zu ver­
folgen, und da höre ich zu meiner Freude, dass 
von seiten der Herren Interpellanten beabsichtigt 
wird, die Sache in einem Anträge weiter zu j 
verfolgen. Ich habe namens meiner politischen ! 
Freunde die Zustimmung dazu auszusprechen, j 

dass dieses geschehen soll; denn wir wünschen 
dringend, dass die Sache in einer Kommission 
demnächst auf das gründlichste nochmals ge­
prüft und erörtert wird. (Bravo! rechts und 
im Zentrum.)

Präsident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab­
geordnete Brust.

Brust, Abgeordneter: Meine Herren, es ist 
heute von den verschiedensten Rednern darzu­
legen versucht worden, die Unruhe, die im 
Ruhrkohlengebiet über die Vorgänge bestände, 
sei wesentlich hineingetragen worden. Der 
Herr Abgeordnete Hilbck hat angeführt, dass 
Bürgermeister und Pfarrer sich an Versamm- 
lungen beteiligten. Ich meine, meine Herren, | 
es liegt den Herren Bürgermeistern und auch j 

den Pfarrern nichts näher, als sich um die 
wirtschaftlichen Angelegenheiten der Gemeinde

und der Pfarrangehörigen zu bekümmern. Der 
Herr Abgeordnete Hilbck hat auch meine 
Wenigkeit angeführt, die an Versammlungen 
teilgenommen hätte; leider muss ich das be­
streiten. Ich war nicht in der Lage, an 
solchen Versammlungen teilzunehmen, obschon 
ich es mir als Ehre anrechne, an solchen 
Versammlungen teilnehmen zu können, um das 
Interesse meiner Kameraden, der Bergarbeiter, 
zu wahren. Dass, meine Herren, die Aufregung 
berechtigt ist, das hat ihnen meines Erachtens 
mein Fraktionskollege Herr Stötzel schon dar­
gelegt. Er hat im allgemeinen die wirtschaft­
lichen und sozialen Schäden dargelegt, die aus 
der bisherigen Stillegung der angekauften 
Gruben entstanden sind, und die noch in 
grösserem Masse entstehen werden, wenn noch 
weitere Stillegungen von Gruben erfolgen. Ge­
statten Sie mir, meine Herren, diese Dar­
legungen in etwas zu ergänzen, und darüber 
etwas Zahlenmaterial beizubringen.

Ich habe mich nämlich verpflichtet gefühlt, 
einen Fragebogen aufzustellen, um solches 
Material zu erlangen, habe meine Vertrauens­
leute mit diesen Fragebögen von Haus zu Haus 
geschickt, um Erhebungen darüber anzustellen,

I welche Schäden durch die Stillegungen der 
Gruben herbeigeführt würden. Ich muss be- 

| merken, dass die Erhebungen sich nur auf dio 
I stillgelegten Gruben von Steingatt, Maria Anna 

und Steinbank und auf dio Kündigung der 
400 Bergleute auf Zeche Hasen winkel beschrän­
ken. Aus der von 196 Bergleuten erfolgten 

: Beantwortung der Fragebogen ging für die 
j Gemeinde K u p f e r  d r eh  hervor, dass von 

diesen 196 Arbeitern 167 verheiratet waren 
! oder Familienangehörige zu ernähren hatten, 
j  also einer Haushaltung vorstanden. 130 dieser 

Bergleute berichteten,dass sie durch dieS tillegung 
der Zeche Steingatt monatlich einen Lohn­
ausfall von 10 bis 25 Mk. erlitten, weil auf den 
übrigen Werken, durch das Mehrangebot von 
Arbeitskräften, die Löhne natürlicherweise 
heruntergedrückt wurden. 43 Bergleute müssen 
zu auswärtigen Arbeitsstätten mit der Bahn fahren 
und dafür monatlich 4, 5 und 6 Mk. ausgeben. 
23 der Bergleute müssen täglich 2 bis 3 Stunden 
Fussweges zur Arbeitsstätte machen, weil sie 

| diese nicht mittels der Bahn erreichen. 20 dieser 
Bergleute haben Eigentum, das durch die Still­
legung der Zeche Steingatt um V.-, im Werte 
gefallen ist, je nach der Grösse des Eigentums 

i um 1000 bis 6000 Mk. Nach Schätzungen ist 
! der Wert des Gesamteigentums der angegebenen 
! 20 Bergleute um rund 50 000 Mk. verringert. 

Von diesen 20 Eigentümern hatten 12 das 
Eigentum von den Eltern geerbt, und es muss 
ja dann an die Geschwister eine Abfindung 
gezahlt werden. Die 8 übrig bleibenden Eigen­
tümer hatten das Anwesen gekauft und durch­
schnittlich 1000 bis 2000 Mk. darauf abgezahlt. 
Diese Gelder sind den Leuten ohne weiteres 
verlustig. Vier Bergleute von denen, die Eigen­
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tum besitzen, haben noch eine Wohnung leer- 
stehen im Werte von 120 bis 200 Mk. im Jahr.
7 Bergleute von den oben aufgeführten 196 
waren längere Zeit ohne Arbeit und hatten 
einen Lohnausfall von in Summa 1200 Mk. 
Zwei der Bergleute mit Eigentum, die je 1000 
Mark abgezahlt hatten, berichten noch, dass 
sie bei der Stillegung weiterer Gruben das 
Eigentum überhaupt nicht mehr halten könnten, ! 
weil sie die Zinsen dann nicht mehr aufzu­
bringen in der Lage sind. Es sind noch in 
der Nähe von Kupferdreh auf der Zeche Rich- 
radt Kündigungen vorgekommen. Ich weiss 
noch nicht genau, ob diese Leute vielleicht auf 
den anderen benachbarten Zechen Arbeit finden 
werden.

Meine Herren, diese Schäden der Stillegung 
von Steingatt treffen also nur 196 Bergleute in 
Kupferdreh, weil es bei der Kürze der Zeit 
nicht möglich war, so rasch alle Ziffern fest- 
zustelleri. Beschäftigt waren aber bekanntlich 
auf der Zeche Steingatt 450 Bergleute, als die 
Grübe stillgelegt wurde. Es sind hierbei die 
Gemeinden Byfang, Ueberruhr, Dumberg, Alten­
dorf a. d. Ruhr, Niederwenigern und Xieder- 
bonsfeld in Mitleidenschaft gezogen. Auch j  

darüber, meine Herren, habe ich Material; ich 
will es Ihnen aber heute nicht vortragen, um 
Sie nicht zu sehr damit zu ermüden. Ich be­
merke nur, dass dieses Material betreffs der 
anderen Gemeinden dasselbe Bild ergibt, wie 
das in der Gemeinde Kupferdreh, welches ich 
eben vorgetragen habe.

Ein weiteres Bild ergibt sich auch aus der Ge­
samtzahl der leerstehenden Wohnungen in den \ 
Gemeinden. Nach von mir eingezogenen E r­
kundigungen stehen in Kupfer dreh, Byfang, 
Dilldorf und Rottberg — es ist das ein Kom­
munalverband — 149 Wohnungen leer. Meine 
Herren, die Zahl ist an und für sich k le in; es 
sind aber kleinere Ortschaften, sodass eigent­
lich diese Zahl eine immens grosse ist. Da auf 
der benachbarten Zeche Richradt auch noch 
Kündigungen stattgefunden haben, so fürchtet 
man, dass noch mehr Bergleute von Kupfer­
dreh verziehen müssen, die zur Zeit auf Zeche 
Richradt beschäftigt sind. Dann stehen in 
Niederwenigern, Dumberg und Niederbonsfeld 
zusammen 35 Wohnungen leer, von Ueberruhr 
sind 48 Familien verzogen, und stehen auch 
ebensoviel Wohnungen leer. Von Altendorf 
und Dumberg kommt mir die Nachricht, dass 
dort zusammen 140 Wohnungen leer stehen. 
Dieses ist das alleinige Ergebnis der Stillegung 
der Zeche Steingatt. Nun ist noch die Zeche 
Marianne-Steinbank mit einer Belegschaft von 
über 1100 Mann stillgelegt. Von den dadurch 
herbeigeführten Schäden, die auf Grund der 
Fragebogen festgestellt sind, sei erwähnt, dass 
vom 1. bis 9. d. M. von Höntrop allein 78, von 
Eppendorf 48, von Westenfeld 56 und von 
Sevinghausen 16 Bergleute verzogen sind. Der 
Hauptabzug der Bergleute wird aber erst vom

I 1. Oktober ab erfolgen können, weil dort 
meistens Land bei den Wohnungen ist, das 
teilweise schon bestellt wurde. Es besteht des­
halb dort halbjährliche Kündigungszeit, sodass 
die Leute meist erst im Herbst abwandern 
werden. Dann sei mitgeteilt, dass infolge Kün­
digung auf Zeche Hasenwinkel die Leute zahl­
reich abwandern. Es fanden an einem Tage 
schon 98 Abmeldungen von Bergleuten statt..

Die auf Zeche Hasenwinkel und Marianne 
Steinbank entlassenen 1400 Bergleute sind neben 
der Tragung der anderen Schäden auch noch 
wieder gezwungen, die Kosten zu tragen für 
die Beschaffung eines ärztlichen Attestes über 
Wurmfreiheit. Da hat denn ein Kamerad von 
mir kürzlich sich mit einem Schreiben an das 
Königliche Oberbergamt in Dortmund gewandt 
bezüglich der Tragung der Kosten für das 
Attest. E r erhielt unter dem 4. d. M. kurz fol­
gende Antwort:

Zum Schreiben vom 12. März 1904. Durch 
die geltenden Bestimmungen sind die Berg­
werksbesitzer nicht verpflichtet, den von 
ihnen gekündigten Arbeitern die Kosten für 
die nach § 6 der Bergpolizeiverordnung vom 
13. Ju li 1903, betreffend Massregeln gegen 
die Wurmkrankheit der Bergleute, beizu­
bringenden ärztlichen Atteste zu bezahlen. 
Materiell konnte die Antwort nicht anders 

ausfallen; aber Ich meine, diesen Schwer be­
troffenen Bergleuten gegenüber hätte man doch 
einen etwas anderen Ton finden können, als 
diesen kalten Polizeiton, der meines Erachtens 
doch nicht immer angewandt zu werden braucht.

W ir sehen aus dem bisher Gesagten, welche 
unheilvollen Schäden der Ankauf und die Still­
legung der Gruben zur Folge hat. Wo soll es 
hinaus, wenn noch weitere Ankäufe und Ausser­
betriebsetzungen von Gruben erfolgen? Zwar 
sucht man jetzt, wo die Erregung gross ist, 
zu beschwichtigen; man gibt Erklärungen ab, 
den Betrieb nicht stillzulegen. Ich höre die 
Botschaft, aber mir fehlt wirklich der Glaube. 
Die Frankfurter Zeitung hatte die irrige Nach­
richt gebracht, auf Zeche Eiberg seien 300 Mann 
entlassen. Darauf brachte gestern die Rheinisch- 
Westfälische Zeitung in Essen eine Erklärung 
des Grubenvorstandes, Eiberg denke nicht da­
ran, Arbeiter zu kündigen, im Gegenteil, die 
Verwaltung beabsichtige neue Arbeiter zu 
engagieren. Wie liegen aber die Verhältnisse 
wirklich? Entlassungen im eigentlichen Sinne 
des Wortes sind allerdings nicht vorgekommen, 
aber zahlreiche Abkehrungen, und die Frank­
furter Zeitung hat ungefähr das Richtige ge­
sagt. Aus sicherster Quelle weiss ich, dass in 
der Zeit vom 20. März bis zum 13. April, also 
in wenigen Tagen, aus der Gemeinde Eiberg 
34, aus der Gemeinde Freisenbruch 28, Horst- 
Ruhr 31 und Königssteele 15 Bergleute abge­
zogen sind. Das sind in der kurzen Zeit 111 
Bergleute, die abzogen. Es ist mir tatsächlich 
versichert, dass noch eine bedeutend grössere
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Anzahl von Arbeitern auf Zeche Eiberg von 
selbst gekündigt haben. Das, meine Herren, 
ist doch leicht erklärlich. Sobald die Nachricht 
kommt, eine Grube würde stillgelegt, kündigt 
eine grosse Zahl von Leuten schon von selbst, 
denn sie befürchten, bei späterer allgemeiner 
Entlassung überhaupt keine Arbeitzu bekommen. 
Jeder will da vor dem anderen sich sichern 
und sieht sich frühzeitig nach anderer Grube 
um und geht nach Ablauf der Kündigungszeit 
zu dieser ab. Meine Herren, Sie sehen aus 
diesem Vorgang, dass es eigentlich leicht ist, 
eine Grube stillzulegen: man braucht nur stark 
von Stillegen, der Grube zu sprechen, und die 
Arbeiter kehren schliesslich von selbst ab, aus 
natürlichen Gründen, und dann kann eine 
Grubenverwaltung — wie dies auch hier von 
dem Grubenvorstand der Zeche Eiberg ge­
schehen ist — leicht erklären: wir denken gar 
nicht daran, Arbeiter zu entlassen, im Gegenteil, 
die Verwaltung will neue Arbeiter engagieren.

W ir glauben ja schliesslich auch gern, dass 
man von heute auf morgen keine weiteren 
Gruben stillegen w ill; aber stillgelegt wird 
Zeche Eiberg jedenfalls in einigen Jahren, 
wenn nicht energisch gegen die falsche Syn­
dikatspolitik Front gemacht wird. Dass die 
von der Gewerkschaft Bismarck angekaufte 
Grube Bickefeld bald stillgeiegt wird, das hat 
ja der Grubendirektor — wenn ich nicht irre, 
war es Herr Kleine — selbst schon erklärt. Ja, 
meine Herren, von uns glaubt wirklich keiner, 
dass die grossen Bergwerksgesellschaften aus 
lauter Uneigennützigkeit die kleinen Gruben 
angekauft haben, um sie weiterzubauen bis zur 
Erschöpfung. Im Gegenteil, man kaufte die 
Gruben nur der höheren Quote am Kohlen­
syndikat wegen, um eine grössere Ausbeute 
durch Förderung wertvollerer Kohlen in den 
nördlichen Bezirken zu erzielen. Sobald auf 
Grund der etwa eingeschlafenen öffentlichen 
Meinung und etwaiger Teilnahmslosigkeit der 
Staatsregierung es möglich sein wird, werden 
die Herren Grubenbesitzer wahrscheinlich 
weitere Gruben ausser Betrieb setzen, und wenn 
schliesslich auch Millionen von Staatsvermögen 
verloren gehen. Dass es so kommen wird und 
so kommen kann, meine Herren, das ist meine 
feste Ueberzeugung. Daher erscheint es mir 
notwendig, dass dieser falschen Syndikatspolitik 
entschieden Einhalt getan wird.

Meine Herren, ich möchte hier betonen, dass 
ich durchaus kein Gegner des Kohlensyndikats 
bin; im Gegenteil, ich habe dessen Gründung 
mit Freuden begrüsst, wenn ich demselben auch 
bezüglich seiner Einwirkung auf die Lohnver­
hältnisse der Arbeiter nicht das Lob spenden 
kann, das einige Ueberfreunde des Syndikats 
so gern singen. Darauf komme ich gleich 
vielleicht noch zurück. Entschieden müssen wir 
aber die Syndikatspolitik verurteilen, durch 
welche auf Grund des Ankaufs und der Still­
legung dieser Zechen jetzt so viel Unheil für

die Bewohner und die Gemeinden des engeren 
Ruhrgebiets herbeigeführt wird. Gestatten Sie 
mir bezüglich des Kohlensyndikats — oder der 
Syndikate, Kartelle und Konventionen überhaupt
— noch einige Gesichtspunkte prinzipieller 
Natur hier vorzutragen.

Meine Herren, wir haben es bei den Syndi­
katen, Kartellen und Konventionen mit einer 
neuen Entwickelung der Volkswirtschaft zu tun,' 
insbesondere handelt es sich um eine konzen­
trierende Bewegung in der Produktion, die mit 
den gesetzgeberischen Massregeln nicht aufzu­
halten ist, zumal die beteiligten Kreise der 
Gesetzgebung vorzugreifen wissen und die Ent­
wickelung bereits eingeleitet ist, ehe die Gesetz­
gebung zur Frage schlüssig werden kann. Es 
lässt sich nicht verkennen, dass allerliaÜd 
Windungen und Wendungen in diesen Dingen 
gesetzlich leicht möglich sind. Wir haben es 
hier ferner mit Neuerungen zu tun, die über 
den Rahmen der Privatwirtschaft weit hinaus 
laufen, bei denen das öffentliche Interesse von 
Tag zu Tag mehr in Frage kommt. Die gegen­
wärtigen Verhältnisse des rheinisch-westfälischen 
Kohlensyndikats sind Aron weittragendster Be­
deutung für die meisten Stände, nicht nur für 
die unmittelbar Beteiligten; die Existenz ganzer 
Gemeinden hängt davon ab. Unter diesen Um­
ständen kann dem Kartell nicht dieselbe Be­
wegungsfreiheit gelassen werden wie einfachen 
Privatbetrieben, sondern es ist eine einschlägige 
Gesetzgebung unbedingt notwendig. Die staat­
liche Macht muss, unberührt von dem Einfluss 
der neuen Faktoren des Wirtschaftslebens, über 
diesen stehen, sie muss ihre Autorität auch der 
stärksten wirtschaftlichen und geschäftlichen 
Macht gegenüber aufrecht erhalten. Das gilt 
gegenwärtig mehr denn je. Was wir insbesondere 
vom Staate verlangen müssen, ist dies: die 
sozialen Wirkungen der gegenwärtigen Kapitals­
und Betriebsführung müssen offen und klar 
unter Anhörung aller Beteiligten untersucht, 
und das Resultat dieser Untersuchungen muss 
Parlament und Oeffentlichkeit zugänglich ge­
macht werden. Das hat auch der Herr Handels­
minister hier in Aussicht gestellt. Augenblicklich 
ist die öffentliche Kontrolle eines der wirk­
samsten Mittel gegenüber einer schädlichen 
Entwickelung der'Taktik der Syndikate. Gerade 
um die Offenlegung der sozialen Schäden, die 
durch das Kohlensyndikat herbeigeführt werden, 
winden sich die leitenden Männer anscheinend 
herum. Gewiss stehen wir hier vor einer neuen 
Frage; trotzdem aber kann der Kartellenquete 
der Vorwurf; nicht erspart werden, dass manches 
besser untersucht werden konnte, und sie nach 
dieser Seite allzu wenig Material geliefert hat. 
Auch diese indirekten Fragen konnten und 
mussten genauer untersucht werden. Wie 
dringend das ist, zeigt ja die neueste Ent-, 

j  Wickelung der Dinge. In der Kartellenquete 
wurde unter anderm die Frage 12 gestellt:

Hat das Kartell einen Einfluss ausgeübt
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a) auf die Konzentration der Betriebe durch 
Ausschaltung minder leistungsfähiger 
Betriebe?

b) auf die Konzentration der Betriebe durch 
Zusammenfassung der verschiedenen Sta­
dien des Prodiditionsprozesses dienenden 
Betriebe in einer Hand?

Meine Herren, die ganze Antwort des Herrn 
Generaldirektors, Geheimen Kommerzienrats 
Kirdorf in Gelsenkirchen, lautet, wie folgt — 
ich bitte das mit Erlaubnis des Herrn Präsi­
denten verlesen zu dürfen — :

Die Frage des Herrn Gotliein bezieht sich 
auf denselben Fall, der schon in der Vor­
verhandlung erwähnt ist. Der indirekte E in­
fluss des Syndikats auf die Konzentration 
der einzelnen Betriebe ist darin zu suchen, 
dass die Bestimmung des Syndikats lautet: 
alle diejenigen Beteiligten des Syndikats, die 
mehrere Schachtanlagen besitzen, können 
diese als ein Ganzes rechnen. Also die Quote, 
die Gelsenkirchen mit annähernd 7 Millionen 
auf 15 Anlagen fördert, kann sie, wenn sie 
■will, auch bloss auf 7 fördern; das ist ihre 
Sache. Dadurch ist es gekommen, dass die 
Bergbaugesellschaft Concordia die Zeche 
Steingatt an der Ruhr schon gekauft hat, 
als diese nicht mehr leistungsfähig war, bei 
den jetzigen Preisen nicht mehr bestehen 
konnte. Die Gewerke wollten sie gern los 
sein und waren froh, dass die Gesellschaft 
Concordia ihnen noch einen Preis dafür 
zahlte. Concordia hat diesen Preis natürlich 
nur für die Beteiligungsziffer gezahlt. E in 
anderer Fall ist bisher nicht eingetreten. 
Wohl sind Vereinigungen in Syndikate 
während der Dauer des Syndikats vorge­
kommen. In  einer Produktion ist zum Bei­
spiel Gelsenkirchen von 4 auf 7 Millionen ge­
stiegen, nicht bloss durch die Entwickelung, 
sondern dadurch, dass es Zechen, die im 
Syndikat waren, angekauft hat. Nur eine 
Zeche stand ausserhalb. Sie ist durch den 
Ankauf Syndikatszeche geworden.
Siehe diese Nachricht in den kontradik­

torischen Verhandlungen über die deutschen 
Kartelle, Berlin 1903 bei Franz Siemenrotli.

Diese Ausführungen wurden am 26. und 
27. Februar 1903 gemacht. Heute nach einem 
Jahr stehen wir inmitten der bekannten Ent­
wickelung. Sollten die Herren an der Spitze 
des Syndikats von dem, was sich anbahnte 
und jetzt Vollzieht, damals noch keine Ahnung 
gehabt haben? Oder fällt etwa dieses auch 
unter die „Geschäftsgeheimnisse“, die man bei 
den Enqueteverhandlungen zu verschweigen 
hätte und nicht preisgeben dürfe? Hat auch 
dio Regierung — muss man schliesslich fragen
—  von dem, was heute geschieht, damals keine 
Ahnung gehabt? Man kann kaum glauben, 
dass die heutige Entwickelung so plötzlich 
hereingebrochen sei. Der Fall mit Steingatt 
sollte — darüber sind die Herren sich klar ge-

| wesen — jedenfalls keine Ausnahme sein; 
denn dass man nicht früher noch derartige An­
käufe gemacht hat, scheint darauf zurückzu­
führen sein, dass man vorerst den definitiven 
Abschluss des neuen Syndikatsvertrages ab- 
warten wollte. Es muss aber verlangt werden, 
dass die bisher versäumten amtlichen E r­
hebungen, die uns ja, wie vorhin schon gesagt, 
in Aussicht gestellt sind, möglichst bald nach­
geholt werden. Was weiter durch die Gesetz­
gebung zu geschehen hat, das kann meines 
Erachtens im heutigen Augenblick noch nicht 
abgeurteilt werden. Jedenfalls aber ist die Be­
schaffung des nötigen Materials auch eine un­
abwendbare Vorbedingung zu etwa notwendigen 
gesetzlichen Massnahmen.

Was über den Mangel der Syndikatsenquete 
in dieser Hinsicht oben gesagt ist, das gilt 
auch bezüglich der in der Enquete behandelten 
anderen Frage:

1. soll das Kartell (das Syndikat oder die 
Konvention) auf dio Arbeiter und Lohn­
verhältnisse der syndizierten Betriebe 
Einfluss haben?

Das Verhältnis, meine Herren, in dem die 
Bewegung der Löhne zu der Bewegung der 
Preise der Kohlen sowie auch dem Erlös des 
Syndikats und dem Unternehmergewinn steht, 
ist jedenfalls durchaus nicht näher untersucht 
worden. Eine Verweisung auf die Lohnstatistik 
des Königlichen Oberbergamts kann nach 
meinem Dafürhalten nach dieser Richtung hin 
durchaus nicht als genügend betrachtet werden. 
Wäre man der Sache näher auf den Grund 
gegangen, so würde sich herausgestellt haben, 
dass von einer merklichen Besserung der Lage 
der Bergarbeiter bedeutend viel später die 
Rede ist, als von den Segnungen des Syndikats. 
Eine merkliche Aufbesserung der Löhne der 
Arbeiter erfolgte frühestens im Jahre 1897. 
Auf der anderen Seite gingen die Löhne aber 
bereits früher zurück, als das Ergebnis des 
Syndikats solches gefordert hätte. Vom
4. Quartal 1900 bis zum 4. Quartal 1901 ging 
der Hauerlohn — er betrifft über 50 °/0 der 
gesamten Belegschaft im Ruhi'kohlengebiet —• 
annähernd um 7 °/0 zurück. Dagegen stieg der 
Gesamterlös für die vom Syndikat versandten 
Kohlen von 384 Millionen im Jahre 1900 auf 
396 Millionen in 1901; pro Tonne von 10,46 Mk. 
auf 11 Mk. Dabei war im Jahre 1901 gegen 
das Vorjahr nur eine sehr geringe, fast ver­
schwindende Verminderung der Förderung 
und des Absatzes zu verzeichnen. Auch 
darüber geben die kontradiktorischen Verhand­
lungen über die deutschen Kartelle Bd. I, 
Seite 279 Auskunft. Es unterliegt auch keinem 
Zweifel, dass dio Unternehmergewinne unter 
der Einwirkung des Syndikats eine ganz andere 
Entwickelung erfahren haben als die Löhne 
der Bergarbeiter. Selbst zur Zeit der beginnen­
den Krisis sind auch noch neue Arbeiter in 
das Kohlenrevier hereingezogen worden, wo­
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durch dann die Löhne schliesslich noch weiter 
herabgedrückt wurden. Alles -dies sei hier er­
wähnt, um zu zeigen, wie gerade inbezug auf 
die allerdings nur indirekten sozialen Folgen 
der Syndikatspolitik die Enquete nicht die 
nötige Klarheit geschaffen hat.

Es ist nun vielfach in der Presse darüber 
geschrieben worden, was im gegenwärtigen 
Augenblicke zu tun sei, um der Außerbetrieb­
setzung der angekauften Zechen im sozialen 
Interesse zu begegnen. Dabei ist auf den 
§ 65 des preussischen Berggesetzes hinge­
wiesen worden, der auch schon von einer 
Reihe von Vorrednern erwähnt wurde. Ich 
freue mich über die Erklärung des Herrn 
Handelsministers, dass er diesem Gesetzes­
paragraphen doch wohl eine andere Auslegung 
gibt, als es der Herr Bergmeister Engel im 
„Glückaul'“-Essen und in dem uns vorliegenden 
Schriftsatz des „Vereins für die bergbaulichen 
Interessen“ getan hat.

Ich stehe auch auf dem Standpunkte, dass 
der § 65 des allgemeinen Berggesetzes zunächst 
wohl mal anwendbar ist bei Gruben, die noch 
rentabel sind; aber ich meine, wir könnten 
auch weiter gehen und ihn vielleicht auch an­
wenden bei nichtrentablen Gruben, um eben 
der falschen Syndikatspolitik zu begegnen. 
Durch die Aberkennung des Bergwerkseigen­
tums würde auch zweifellos die Förderquote 
den Grubengesellschaften entzogen werden, 
und man würde dann für die Folge sich nicht 
so leichtfertig zu solchen Ankäufen herbei­
lassen.

Herr Bergmeister Engel legt den Ausdruck 
„überwiegende Gründe des öffentlichen In ­
teresses“ also anders aus als wir. Er hat in 
einem Artikel des „Glückauf“ es so dargestellt, 
die Anwendbarkeit des § 65 des Berggesetzes 
sei ein Eingriff in die gewährleistete Unver­
letzlichkeit des Eigentums an sich, wie er im 
Bebelschen Zukunftsstaat, aber nicht unter der 
heutigen Rechtsordnung möglich sei.

Da kann man doch gut anderer Ansicht 
sein als Herr Bergmeister Engel. Wenn ein 
Kohlenhändler von nichtsyndizierten Gruben 
die Kohle aus dem Revier kauft, bekommt er 
vom Syndikat die zu benötigenden Kohlen nur 
gegen Preisaufschlag. Meine Herren, das scheint 
mir gegenüber dem Kohlenhändler und den 
Nichtsyndikatszechen auch etwas Terrorismus 
zu sein, den man sonst immer bei den Ar­
beitern beklagt.

Nichtsyndiziorte Zechen werden also hier 
gleichsam bevormundet; sie sollen mit Gewalt 
dem Kohlensyndikat beitreten. Dieser Terro­
rismus kann auch als ein Eingriff in das Recht 
der Kohlenhändler und Nichtsyndikatsgruben 
bezeichnet werden, wie er im Bebelschen Zu- 
kuftsstaat wohl Vorkommen könnte, aber nicht 
unter unserer heutigen Rechtsordnung. Weiter 
will ich mich auf die Darlegungen des Herrn 
Bergmeistors Engel jetzt nicht einlassen, denen

i

| ich überhaupt im allgemeinen nicht beipflichten 
kann.

Ich möchte nun zum Schluss noch einige 
wenige Darlegungen darüber machen, dass die 
Unruhe in dem Industriebezirk nicht künstlich 
hineingetragen ist, sondern wirklich berechtigt 
ist. Z. B. war die Unruhe darüber berechtigt, 
dass verlautete, eine noch gut rentable Zeche 
Eiberg würde stillgelegt. Und es war auch 
sehr merkwürdig, meine Herren, dass der Herr 
Vorsitzende der Generalversammlung der Ge­
werkschaft Eiberg gleich einleitend erklärte, 
bei dem Verkauf hätten sie überhaupt keine 
Provision zu erwarten. Meine Herren, danach 
hatte noch niemand gefragt; und jedenfalls 

| berührt es dann merkwürdig, dass dieses von 
vornherein gesagt wird. Wie lange die Zeche 
Eiberg noch rentabel ist, das geht ja aus dem 
uns gewordenen Bericht hervor.

Dann, meine Herren, ist auch gesagt worden: 
wenn das Kohlensyndikat nicht gewesen wäre, 
dann würde eine Reihe von Zechen schon 
länger stillgelegt worden sein. Meine Herren, 
darüber kann man auch getrennter Meinung 
sein. Wenn man freie Konkurrenz gewährt 
hätte, hätten vielleicht auch noch eine Reihe 
von Zechen sich gehalten, die nicht so sehr 
rentabel waren. Herr Kollege Ililbck hat 
richtig ausgeführt, dass die älteren Gruben­
besitzer des Ruhrkohlengebietes rocht zähe 
Leute waren, die gerne an ihrem Bergwerks­
eigentum festhielten, und ich füge dem an, dass 
die auch schon gerne sich mit etwas weniger 
Gewinn begnügten, als die meisten neueren 

| Bergwerksbesitzer. Das Kohlensyndikat war 
aber auch absolut notwendig, um eine Ver- 

| Schleuderung der Kohle zu verhindern, wie es 
[ in den 80er Jahren geschehen ist, und da 

hatten die grösseren Werke, um die Wirksam- 
i keit des Syndikats zu erhöhen, die kleineren 
| unrentablen Gruben schliesslich notwendig; sie 

konnten ohne diese nicht fertig werden. Hätten 
1 sie ohne diese das Syndikat geschlossen, dann 

wären zweifellos im freien Wettbewerb auch 
diese kleinen unrentablen Gruben auch noch 
eine Zeitlang lebensfähig geblieben und hätten 
auch Ausbeute gemacht.
. Dann ist gesagt worden, die Zeche Stoin- 

gatt sei auch nur stillgelegt worden, weil sie 
unrentabel wäre. Das muss ich bestreiten nach 
einem Gutachten eines Bergwerksdirektors. Ich 
will nur wenige, mir mitgeteilte Angaben daraus 
machen. .Es heisst da:

Die Zeche Steingatt hatte im Jahre 1900
— da ist das Gutachten abgegeben — 

in der Esskohlenpartie noch 10‘/2 Millionen 
Tonnen abbauwürdiger Kohle anstehen. In  
der letzten Zeit förderte Steingatt täglich 
600 bis 700 t. Nach Massgabe dieser För­
derung hätte der Kohlen verrat der Esskohlen­
partie noch 58 Jahre vorgehalten. Unter der 
Esskohlen- und Flammkohlenpartie liegt aber 
noch die Mager- und Anthrazitkohlenpartie.

5
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Erstere wurde auf der vierten Sohle im Nord- 
fliigel aufgeschlossen und in edler Beschaffen­
heit und gesundem Flözverhalten vorgefunden, i 
Die Anthrazitkohle ist in der Altendorfer 
Mulde überhaupt noch nicht aufgeschlossen. 
Hielt also die Flammkohle noch über 50 Jahre 
vor, so kann man bei Hinzurechnung der 
beiden darunter lagernden Partien dem Berg­
werk eine Betriebsdauer von über 100 Jahren 
nachweisen, selbst wenn die Tagesförderung 
auf das Doppelte, auf 1400 t erhöht würde. 
Bei der Magerkohlenpartie kommen nament­
lich die von Steingatt angekauften Kohlen­
felder Prinz Wilhelm, Henriette, Vereinigung 
und Sandbank mit in Betracht, deren Ess­
kohlenvorräte, die zum Teil verhauen, andern-
teils auch nicht mehr zugängig s in d ,...........
überhaupt noch nicht enthalten. Die Kohlen- , 
lager sind in der Gemeinde Altendorf in 
zwei Mulden gruppiert. Steingatt baut, inner­
halb der nördlichen Mulde. Bis aut' eine j 
Geteilte von 160 m sind, durch eine Wendung 
im Flöz „Sonnenschein“ - Südflügel beide 
Mulden verbunden, und zwar einmal im 
Felde von Steingatt, dann auch in derselben 
Art im Felde der Zeche Altendorf. In  der 
nördlichen Mulde ist Steingatt mit Altendorf 
durchsbhlägig im Flöz Sonnenschein - Nord­
flügel, sodass die in der genannten Mulde 
auf Zeche Altendorf-Norden noch anstehenden, 
eine Förderung auf 20 Jahre gestattenden 
Flammkohlenmengen infolge des Stillegens 
von Steingatt total verloren sind.
Daraus, meine Herren, geht doch hervor, 

dass, namentlich wo die gute Anthrazitkohle 
noch nicht erschlossen ist, die Zeche Steingatt 
durchaus noch nicht unrentabel ist.

Hier möchte ich noch auf eins aufmerksam 
machen. Man hat von der Stillegung der Zeche | 
Altendorf gesprochen, durch welche andere 
Zechen in Mitleidenschaft gezogen werden, weil 
schliesslich die Wasser überhand nehmen. Ich 1 
bin der Ansicht, dass auf Grund des § 65 des 
Allgemeinen Berggesetzes die Aufsichtsbehörde 
vor allen Dingen verlangen kann, dass auf 
stillgelegten Werken mindestens die Wasser- j 

haltung aufrecht erhalten wird, dass das Wasser 
gehoben wird, damit schliesslich nicht andere 
Gruben ersaufen. So fürchtet man schliesslich 
auch von der beabsichtigten Stillegung des 
Schachtes Hermann in Ueberruhr, dass noch 
andere Zechen in Mitleidenschaft gezogen würden.

Ich habe eben schon angeführt, dass infolge 
der Stillegung der Zeche Steingatt und des 
Abzuges der Steingatter Belegschaft 140 
Wohnungen in Dumberg und Altendorf leer- 
stelien. Es sind in der Altendorfer Gemeinde 1 
nur 312 Wohngebäude vorhanden, von welchen 
200 für das Vermieten von Wohnungen bestimmt 
sind. Dann kommt in Frage, dass die Gemeinde 
Byfang schon seit Jahren 400 °/0 Einkommen­
steuer zahlen muss. Tn Altendorf beträgt die 
Einkommensteuer 220 °.„ und die Grund- und

Gebäudesteuer 265 °/0. Durch den Abzug der 
Bergarbeiter gehen schliesslich den Gemeinden 
die Steuerzahler verloren, und dann wird die 
Steuerlast auf diejenigen abgewälzt, die not­
gedrungen an die Scholle gebunden sind und 
nicht abwandern können.

Der Bergmeister Engel hat aber noch eins 
vorgeschlagen, was ich nicht unerwähnt lassen 
möchte; er hat vorgeschlagen, Eisenbahnen 
oder Strassenbahnen zu bauen. E r wendete 

1 sich aber nicht an die richtige Adresse, nicht 
an die Grubenbesitzer, die sie doch schliesslich 
notwendig haben, um die Arbeiter nach dem 
Norden zu fahren. Man glaubt, schliesslich 
müsse der Staat eingreifen. Es ist ausgeschlossen, 
dass Strassenbahnen rentabel werden; denn 

i wenn Morgens, Mittags und Abends nur die 
Bergarbeiter fahren, so wird dadurch keine 
elektrische Bahn rentabel. Im Ruhrgebiet 
werden sogar schon Klagen über die Unrenta­
bilität der elektrischen Bahnen laut, und man 
ist in Essen schon dazu übergegangen, die 
Fahrpreise zu erhöhen, und zwar für Monats­
karten sogar ganz enorm zu erhöhen, weil die 
Anlagen, wie das auch von der Aufsichtsbehörde 
anerkannt ist, nicht genügend rentabel seien.

Meine Herren, was die Arbeiter und, Wie 
ich glaube, auch andere Kreise noch beunruhigt, 
ist die Gefahr, die überhaupt in der Konzentration 
des Kapitals im Ruhrkohlengebiet in den letzten 
Jahren zutage getreten ist. Wenn das so 
weitergeht, dann bin ich der Ueberzeugung, 

! dass wir in 10 Jahren nur noch mit 5 grösseren 
j Gesellschaften zu rechnen haben werden, und 

es wird dann die Gefahr gross sein, dass diese 
ohne Rücksicht auf die Interessen anderer 
Leute die Ausbeutung betreiben werden; das 
liegt meines Erachtens klar auf der Hand und 
ist bedenklich.

Es ist eben auch von einem Redner hervor­
gehoben worden, die Unruhe der Bergleute sei 
zum Teil darauf zurückzuführen, dass Ent­
lassungen von Arbeitern um der Organisation 
willen stattfanden. Ich pflichte dem bei; man 
hat Arbeiter der Organisation wegen entlassen, 
und mir hat man sogar gesagt, dass der Ab­
ordnung der Belegschaft von Zeche Hasenwinkel 
die bei der Firma Stinnes vorstellig wurde um 
Abwendung der Uebel, auf die Vorhaltung, 
man hätte fast nur organisierte Bergleute ent­
lassen, gesagt wurde, man müsste doch froh 
sein, wenn man die los werde. Meine Herren, 
dass eine derartige Behandlung der organi­
sierten Arbeiter Unruhe hervomifen muss, das 
ist meines Erachtens allzu natürlich.

Auch noch ein weiteres Moment! Zeche 
Eiberg hat in den letzten Jahren noch be­
deutendes Eigentum an Grund und Boden er­
worben, und es wird die schon lange bestehende 
Praxis befolgt, dass dieser Grund und Boden 
wieder an Arbeiter verkauft w ird; aber man 
legt im Kaufvertrage fest, dass auf Ersatz von 

| Bergschäden verzichtet wird. Meine Herren,
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dass dadurch der Grund und Boden entwertet 
wird, und dass es da schwierig wird, Hypotheken 
zu bekommen, liegt doch klar auf der Hand. 
Also auch diese Politik der Herren Gruben­
besitzer dient gewiss nicht zur Beruhigung der 
Arbeiter und namentlich nicht der anderen Be­
völkerungskreise.

Meine Herren, im allgemeinen bin ich nun 
über den Verlauf der heutigen Verhandlungen 
befriedigt. Ich bin namentlich befriedigt über 
die energische Stellung, die der Herr Handels­
minister Möller hier eingenommen hat, und ich 
bin überzeugt, dass wir, wenn die Erhebungen 
eingehend gemacht werden, demnächst ein recht 
reichhaltiges Material zu Gesicht bekommen 
werden. Hoffentlich können wir uns dann 
schlüssig werden, was weiter zu geschehen hat 
und ob weitere gesetzliche Massnahmen not­
wendig sind. W ir können dann und müssen 
der falschen Syndikatspolitik vorzubeugen 
suchen und entgegenarbeiten, die so viele 
Schäden für die Arbeiter und alle Bevölkerungs­
kreise des engeren Ruhrgebiets zur Folge hat. 
(Bravo! im Zentrum.)

Präsident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab­
geordnete Dr. Beniner.

Dr. Beumer, Abgeordneter: Meine Herren, 
fürchten Sie nicht, dass ich eine längere Rede 
halte! Bei der vorgeschrittenen Zeit und bei 
der Geschäftslage des Hauses nehme ich darauf 
Rücksicht, dass ja im wesentlichen von den 
Interpellanten sowohl als von den übrigen 
Rednern das Erforderliche gesagt worden ist.

Nur darauf möchte ich aufmerksam machen, 
dass ich den Herrn Abgeordneten Brust nicht 
für den geeigneten Mann erachten kann, gerade | 
diese Fragen hier zu behandeln. Denn ich | 
möchte ihn daran erinnern, dass in der 83. 
Sitzung dieses Hohen Hauses vom 17. März 1898 | 
die Verhältnisse besprochen worden sind, die 
den damaligen Arbeiterausstand am Piesberg
betrafen. Ich habe damals ... ich darf diese
kurze Stelle wohl verlesen — gesagt:

Brust hat innerhalb des christlichen Berg­
arbeitervereins im Osnabriickschen eine ; 
Kraftprobe veranstaltet, die viele arbeitswillige ! 
Elemente ins Unglück gestürzt hat, und seine i 
Hintermänner werden dafür die Verantwortung j 

zu tragen haben, wenn dieses Unglück noch 
länger andauert, und wenn es gar ein I 
dauerndes wird, insofern es sich ja ereignen 
könnte, dass der Piesberg

— das war die Grube des „Georg-Marien-Hütten- 
und Bergwerkvereins“ zu Osnabrück — 

zum Ersaufen käme, wobei d ie  an  d ie  i 
do rtig e  Scho lle  gewöhnte  Arbei terschaf t  ; 
in diesem  Gebiete d aue rnd  arbei ts los  
würde,  was, wie bereits der Herr Minister j  

für Handel und Gewerbe ausgeführt hat, doch 
auf das tiefste zu beklagen sein würde. Ich 
habe aber das Vertrauen, dass nach den 
heutigen Erklärungen der Staatsregierung 
der besonnene Teil der Arbeiterschaft zu der

Arbeit zurückkehren und damit einem Zu­
stande ein Ende machen wird, den man im 
Interesse der armen Verführten nur aufs 
tiefste beklagen kann.

Die Hoffnung, die ich damals ausgesprochen 
habe, dass Herr Brust und die von ihm ge­
leiteten Arbeiter von dem Arbeiterausstand ab­
stehen und zur Arbeit zurückkehren würden, 
ist n icht  in Erfüllung gegangen, und  der 
P iesberg  ist infolge dieser ab l ehnenden  
Ha l t u n g  der Arbe i ter  zum E r sau f en  ge ­
kommen.  Das ist also die Stillegung einer 
Zeche, für die nicht wirtschaftliche, sondern 
ganz andere Gründe massgebend waren.

Meine Herren, bevor ich auf die andere Er­
örterung eingehe, möchte ich nur noch, weil ich 
mich gerade mit Herrn Brust beschäftige, fol­
gendes sagen. Wenn er soeben ausgeführt hat, 
man brauche nur von Stillegen einer Zeche zu 
sp rechen ,  dann gingen die Arbeiter schon 
fort, so ergibt sich schon hieraus das Gefährliche 
der Agitation, (Abgeordneter Vorster: Sehr
richtig!) die nicht allein von einzelnen Personen, 
sondern namentlich in der Presse getrieben 
worden ist, und die, wie der Herr Handels­
minister bereits nachgewiesen hat, ohne Zweifel 
solche Uebertreibungen enthielt, dass nun eine 
völlige Angst in diese ganze Arbeiterbevölkerung 
hineinkam. Meine Herren, ich habe heute 
Morgen die Abschrift eines Briefes bekommen, 
den gestern der Repräsentant von „Julius 
Philipp“, Herr Oskar Waldthausen, an den Herrn 
Berghauptmann in Dortmund gerichtet hat. Es 
heisst darin:

Unter ergebenster Bezugnahme auf unsere 
Unterredung von heute Morgen, teile ich 
Ihnen mit, dass gestern und heute auf Julius 
Philipp 210 Arbeiter gekündigt haben und 
weitere 15 bis 20 wahrscheinlich mdrgen noch 
kündigen werden. Im Laufe dieses Monats 
hatten bereits 50 Arbeiter die Arbeit auf 
Julius Philipp verlassen, sodass die Beleg­
schaftszahl auf Julius Philipp von 870 im 
Anfang dieses Monats sich am Ende des­
selben durch f r e i w i l l i g e n  Abgang auf 
zirka 600 reduziert haben wird. Unsererseits 
ist bisher keinerlei Kündigung erfolgt, und 
ist den Leuten bei diesbezüglichen Anfragen 
nur gesagt worden: wer seine Abkehr haben 
will, kann dieselbe jederzeit w ie a uc h  s o ­
f o r t  A r b e i t  a u f  den  S c h ä c h t e n  v o n  
„ P r o sp e r “ h aben .
Nun, meine Herren, ich meine, weiter kann 

die Verwaltung einer Zeche doch nicht gehen: 
Arbeiter nehmen freiwillig die Abkehr; die 
Zechenverwaltung sagt: ich kann euch nicht 
hindern, will das auch nicht t u n ! Meine Herren, 
wir stehen ja überhaupt einem grossen Wander­
trieb bei den Arbeitern gegenüber, nicht nur 
auf den Zechen, sondern auf allen industriellen 
Werken, wie mir die Kenner unserer westlichen 
Verhältnisse ohne weiteres bestätigen werden. 
Nun fügt aber die Zechenverwaltung h inzu:

i
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ihr könnt auf unseren Schächten von „Prosper“ 
Arbeit haben. Die Arbeiter brauchen also nicht 
beschäftigungslos zu werden. Weiter kann eine 
Zechenverwaltung den Arbeitern doch wirklich 
nicht entgegenkommen.

Nun, meine Herren, möchte ich zunächst 
dem, was in historischer Beziehung der Herr 
Handelsminister und der Herr Kollege Hilbck 
ausgeführt haben, in voller Bestätigung ihrer 
Darlegungen noch eines hinzufügen. Ich halte 
es nämlich in bezug auf diese Verhältnisse für 
gut, dass schon heute die Namen der Zechen 
festgelegt werden — es hält uns gar nicht 
lange auf — , die damals in dem Revier zum 
Erliegen gekommen sind, das der Herr Handels­
minister erwähnt hat. Da wird sich nachher 
auch leicht fesstellen lassen, welchen Umfang 
und welche Bedeutung diese Stillegung von 
Zechen damals hatte. Stillgelegt worden sind 
in jener Zeit:

1. Zeche Petersburg und Moscau, wegen
schlechter Konjunktur in Konkurs 
gegangen, (Tiefbau),

2. „ Huf I  und I I  (Stollenzeche),
3. „ Garl Hugo,
4. „ Schwarzer Adler,
5. „ Kaiserin Augusta (diese Zeche ver­

soff und konnte wegen schlechter 
Preise nicht gesümpft werden),

6. „ Prinz Friedrich (Stollenzeche),
7. „ Prinz Wilhelm (Schacht ging zu

Bruch),
8. „ Henriette (versoff),
9. „ Sandbank,

10. „ Himmelsfürster Erbstollen,
I zu Heisinger 

Mulde konsoli-
11. „ Wassersclmeppe j diert, versoffen
12. „ Flor und Flörchen u. blieben we-
13. „ v.Nottelcampbank gen schlechter

Preise
ungesümpft,

14. „ Gewalt (versoff, Sümpfung konnte
mangels Mittel nicht erfolgen),

15. „ Trompeter (Stollenzeche),
16. „ Vereinigung „
17. „ Schatzreich und Justitia (Stollen­

zeche),
18. „ Gilles Antonie (Tiefbau).

Meine Herren, das sind Zechen, die alle seit 
1870 zum Erliegen gekommen sind. Die Berg­
leute wurden auf den nächsten Tiefbauanlagen 
Victoria, Rheinische Anthraeit-Kohlen werke, 
Heinrich und Poertingssiepen angelegt, teils 
fuhren sie mit Arbeiterzügen nach Steele. Den 
Gemeinden Kupferdreh, Ueberruhr und Hei- 
singen ist es damals gar nicht eingefallen, 
irgendwie öffentlich Versammlungen anzube­
raumen, Entschädigung oder dergleichen zu 
verlangen; der Uebergang hat sich vielmehr 
in aller Ruhe vollzogen.

Das gleiche war bei Stillegung der Bleierz- 
grubcn im Revier Werden der Fall. Wegen

; ungenügender Bleipreise und wegen mangelnder 
Zölle mussten in den letzten Jahren im Berg- 
revier Werden den Betrieb einstellen die Zechen 
Beuthausen, Thalburg, Ferdinande, Wilhelm II, 
Eisenberg und die Lintorfer Erzbergwerke. 
Bei den Gemeinden blieb alles ruhig, die dor­
tigen Bergleute wandten sich dem Kohlenberg­
bau zu, und so hat sich auch in dortiger Ge­
gend der Uebergang in Ruhe vollzogen. Was 
den Bleierzbergbau selbst an belangt, so melden 
sich schon Stimmen aus der Eifel, clie nament­
lich im Hinblick auf die vom Bundesrat ge- 
wollten und in Aussicht gestellten schärferen 
Vorschriften für den Bleierzgrubenbetrieb den 
sicheren Untergang der kleineren Bergerzgruben 
nicht allein, sondern auch grösserer Betriebe 
in Aussicht stellen. Ich würde das aufs tiefste 
beklagen, wenn gerade infolge einer solchen 
Massregel der Bleierzbergbau in der Eifel zum 
Erliegen käme, umsomehr, als dort die Ver­
hältnisse unendlich viel schwieriger liegen; 
denn in der Eifel ist weder die Arbeitsgelegen­
heit in dem Umfange vorhanden wie in un­
serem rheinisch-westfälischen Kohlenrevier, noch
— fürchte ich — werden sich dort andere In ­
dustriezweige in solchem Umfange ansiedeln, 
wie der Herr Handelsminister uns das betreffs 
des Bezirks Kupferdreh berichten konnte.

Nun hat bei der wirtschaftlich schlechten 
Lage des Bleierzbaues damals aiich der Staat 
keine Hand gerührt; er hätte das vielleicht ge­
legentlich des neuen Zolltarifs gekonnt, wenn 
er an einen Bleierzzoll oder einen Bleizoll 
gedacht hätte, den ich persönlich auch nicht 
befürworte; aber es wäre eine staatliche Mass­
regel gewesen, die den wünschenswerten Effekt 
vielleicht hätte haben können. Die verbündeten 
Regierungen haben damals in der Zollkom­
mission des Reichstags, deren Mitglied ich zu 
sein die Ehre hatte, eingewendet, sie könnten 
einen Bleierzzoll nicht einführen, weil sie auf 
Rohstoffe keine Zölle legen wollten. Sie könnten 
auch einen Bleizoll nicht einführen aus Rück­
sicht auf die konsumierende Industrie. Damals 
war also für die Verbündeten Regierungen als 
höherer Gesichtspunkt die Rücksicht auf die 
konsumierende Industrie massgebend, und man 
liess den Erzbergbau im Wordener Revier 
ruhig zugrunde gehen. Soviel über den histo­
rischen Verlauf!

Der Herr Abgeordnete Brust hat nun be­
zweifelt, ob es richtig sei, dass die heute in 
Betracht kommenden Zechen ohne Bestehen 
des Syndikats bereits untergegangen sein 
würden. Wer diese Zechen nach ihrer wirt­
schaftlichen Situation kennt, der wird im Gegen­
satz zu dem Herrn Abgeordneten Brust wissen, 
dass sie vor dem Bestehen des Syndikats 
bereits kränkelten, dass sie kaum bestehen 
konnten, und dass erst das Syndikat sie wieder 
lebensfähig machte dadurch, dass es das Preis­
niveau in das richtige Verhältnis hob. Der 
Herr Kollege Hilbck hat schon hervorgehoben,
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dass in dem Köhlensyndikat gerade diese 
kleinen Zechen der verständige» Leitung des 
Syndikats die allergrössten Schwierigkeiten 
machten, und, meine Herren, wenn diese Zechen 
das Regiment im Kohlensyndikat hätten, dann 
würde der Entrüstungsschrei der Konsumenten 
über die Höhe der Kohlenpreise noch viel 
grösser sein, als er zur Zeit der Kohlennot 
gewesen ist, auf die ich gleich noch kurz zu­
rückkomme. Also ein grösser Teil des Ruhr­
reviers ist ohne Zweifel mit Hilfe des Syndikats 
wieder aufgelebt. Sons t  h a t  d a s S y n d i k at 
selbst ,  wie d a s  auch be re i t s  h e r v o r  - 
gehob en  wo rden  ist ,  mi t  d e r  S t i l l ­
l e g u n g  d i e s e r  Z ec h e n  ga r  n i c h t s  zu 
tun.

Meine Herren, ich komme nun auf das, was 
bezüglich der Abhilfemassregeln gesagt worden 
ist, und greife zunächst die Frage der Bahnen 
heraus. Und da kann ich doch den ablehnen­
den Standpxmkt, den mehrere Redner hier zxi 
der Frage einer Erleichterung der Verkehrs 
zum Ausdruck gebracht haben, nicht verstehen. 
Ich glaube, der verehrte Herr Kollege Oeser 
kennt unsere Ruhrgegend nicht; denn sonst 
würde er nicht von den grossen Entfernungen 
gesprochen haben, die da in Betracht kommen 
sollen. Meine Herren, durchweg bedarf es 
nur, wo es sich um Strassenbahnen handelt, 
kleiner Querbahnen, die dort leicht eingebaut 
werden können, und meines Wissens hat der 
Herr Bergmeister Engel davon, dass der Staat 
diese Bahnen bauen solle, kein Wort gesagt; 
ich habe wenigstens nicht gelesen, dass er 
diese Aufgabe dem Staate zugewiesen hat. 
Aber, meine Herren, es haben bereits bezüg­
lich der Verhältnisse der Zeche Bickefeld Ver­
handlungen stattgefunden, an denen sieh er­
freulicherweise auch die Eisenbahndirektion 
Essen beteiligt hat, und diese hat, so viel ich 
gehört habe, in Aussicht gestellt, dass sie der 
Einrichtung von A r b e i t e r z ü g e n  näher 
treten werde. Das ist, meine Herren, auch 
schon in früheren Fällen geschehen. Herr 
Kollege Ililbck hat mit Recht auf die Berliner 
Arbeiterverhältnisse aufmerksam gemacht. 
Wenn im Ruhrrevier für Bergarbeiter Frühzüge 
und nach beendeter Schicht entsprechende 
Züge eingelegt werden, so ist, meine Herren, 
ein derartiger leicht einzurichtender Verkehr 
durchaus nicht zu unterschätzen, und erfordert 
auch nicht so viel Zeit, wie hier angenommen 
worden ist. Ich habe festgestellt, dass die 
Zeche „Vereinigte Bonifacius“ bei Kray in 
früherer Zeit ihre gesamte Arbeiterschaft aus 
Steele und Mülheim a. d. Ruhr bekam. Die Ar­
beiter sind damals in geschlossenen Arbeiter­
zügen auf diese weitere Entfernung befördert 
worden, und ich erinnere mich noch aus der 
Zeit, in der ich selbst in Westfalen lebte, dass 
Zechenarbeiter aus Bommern, weil sie sich dort 
aus irgend einem Grunde mit dem Betriebs­
beamten der Zeche überworfen hatten, nach

Langendreer zur Arbeit gingen, während urn- 
| gekehrt von Langendreer Arbeiter aus dem­

selben Grunde nach Bommern kamen. Das ist 
eine Entfernung von etwa l 1/., Stunden. Die 
Arbeiter legten also täglich 3 Stunden zu Fuss 
zurück. Ich erkläre das nicht als wünschens­
wert; ich sage nur, man muss die Dinge 
nehmen, wie sie in Westfalen wirklich liegen, 
und da ist bei der heutigen Verkehrsgelegenheit 
von so grossen Entfernungen absolut nicht 
die Bede, wie der Herr Kollege Oeser ge­
meint hat

Nun ist der Herr Abgeordnete Brust noch 
auf unsere Enquete über das Kohlensyndikat 
zu sprechen gekommen. Meine Herren, ich 
habe die Ehre, dieser Enquötekommission im 
Reichsamt des Innern als Mitglied anzugehören, 
und ich kann folgendes feststellen. Wenn der 
Herr Abgeordnete Brust hier mit einer gewissen 
Emphase die Frage aufwirft, ob die Herren 
des Kohlensyndikats keine Ahnung gehabt 
hätten von dem was bezüglich der Zusammen­
legung oder der Stillegung kleiner Betriebe 

I bevorstand, so erwidere ich, dass in der Kartell­
enquete die dama l i gen  Verhältnisse des 
rheinisch-westfälischen Kohlensyndikats zur 
Erörterung standen. Es war gar kein Grund 
vorhanden, irgend welche Prophe t i  e zu treiben. 
Darüber, was kommen könnte, wurden die 
Herren des Syndikats nicht gefragt, und konnten 
also auch nach dieser Richtung nicht antworten. 
Im übrigen hat es das Kohlensyndikat auch 
wahrscheinlich gar nicht gewusst, dass bezüglich 
der Beteiligungsziffer die Umstände ein treten 
würden,-die heute eingetreten sind.

Meine Herren, was die Frage nach der 
Lohnhöhe in der Syndikatsenquete betrifft, so 
lautet sie dahin, ob das Syndikat eine Einwirkung 
auf die F e s t s e t z u n g  der Löhne habe, ebenso 
wie auch bei anderen Kartellen gefragt worden 
ist, ob ihrerseits auf die Festsetzung der Löhne 
eine direkte Einwirkung stattfindet. Diese Frage 
haben die Vertreter des rheinisch-westfälischen 
Kohlensyndikates mit vollem Rechte mit ne i n  
beantwortet; denn das Syndikat ist eine Aktien­
gesellschaft zum Kohlenverkauf, die mit der 
Festsetzung der Löhne absolut nichts zu tun 
hat. Ich stelle also fest -- und das ergibt auch 
eine Lektüre der stenographischen Berichte, 
die der Reichsanzeiger über unsere Kartell­
enquete veröffentlichthat—,dass diese Antworten 
der Herren des Syndikats durchaus zutreffende 
und korrekte gewesen sind.

Nun, meine Herren, gestatten Sie mir noch 
mit einigen Worten auf das zurückzukommen, 
was der Herr Abgeordnete Oeser gesagt hat. 
Er hat hier Befürchtungen über das K o h l e n ­
kontor ausgesprochen. Ja, meine Herren, es 
ist sehr schwer, oder auch sehr leicht, Be­
fürchtungen auszusprechen, je nachdem man 
einer Sache sympathisch oder antipathisch 
gegenübersteht, für die noch die Unterlagen 
fehlen. Ich muss sagen, bezüglich des Kohlen­
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kontors teile ich die Befürchtungen des Ab­
geordneten Oeser schon deshalb nicht, weil 
sich das K oh len  Synd ik a t  bezüglich der 
Händlerfrage ausserordentlich vorsichtig und 
korrekt bekommen hat. Meine Herren, das 
nötige darüber können Sie ebenfalls in dem 
Bericht des Reichsanzeigers über die Verhand­
lungen im Reichsamt des Innern nachlesen. 
Ich will hier nur an folgendes erinnern: Als 
wir in diesem Hause über die Kohlennot sprachen, 
die damals so gross war, dass wir das zwei- 
und dreifache der deutschen Syndikatspreise 
im Ausland bezahlen und auch grosso Werke 
wie z. B. Krupp, Haniel & Lueg in Düsseldorf 
und andere, die sonst dem Syndikat doch gewiss 
nahe stehen, teilweise englische Kohle zu diesem 
hohen Preise beziehen mussten, da, meine Herren, 
wurde auch hier vom Syndikat gefordert, es 
solle den Händler ganz ausschalten. Welch 
ein Geschrei würde namentlich in der Handels­
stadt Frankfurt a. M. entstanden sein, wenn 
das Syndikat diesem Verlangen nachgegeben 
und die Händler ganz ausgeschaltet hätte! 
Damals, meine Herren, in der Kohlennot waren 
es die ausserhalb des Syndikats stehenden 
Händler, die /.um teil die Preise in einer un­
angemessenen Höhe hielten, (sehr richtig!) die 
zum teil einen wahren Raub- und Wucherhandel 
trieben. (Sehr richtig!)

Das Syndikat aber machte seinen Händlern 
bestimmte Vorschriften, dass sie nicht mehr 
als so und so viele Prozent Nutzen nehmen 
durften, (Abgeordneter Schmieding: Hört, hört!) 
und das, meine Herren, hat in weiten Kreisen 
sehr gut gewirkt. Dasselbe hat übrigens auch 
das K o k ssyndikat seinen Händlern vorgc- 
schrioben; beide Syndikate haben in dieser 
Beziehung korrekt gehandelt. Was soll nun 
das Syndikat machen? In  der Kohlennots­
kommission dieses Hohen Hauses, die übrigens 
ihr Ende erreichte, als die Zeit gekommen war, 
in der wir Not hatten, die Kohle zu verkaufen, 
die bei Einsetzung der Kommission nicht zu 
haben war, (Heiterkeit) — so rasch, meine 
Herren, geht das im wirtschaftlichen Leben — 
wurde von der einen Seite die Ausschaltung 
des Handels gefordert, von der ändern Seite 
sagte man: die Händler werden zu sehr durch 
das Syndikat lahm gelegt. Wenn dann das 
Syndikat den richtigen und vorsichtigen Weg 
gegangen ist, über den Sie das Erforderliche 
in den Kartellenquöteverhandlungen nachlesen 
können, so darf man auch wohl bezüglich des 
Kohlenkontors das Zutrauen haben, dass die 
Sache nicht so schlimm verlaufen wird, wie der 
Herr Abgeordnete Oeser befürchtet.

Der Herr Abgeordnete Oeser hat das Kohlen­
syndikat einen Löwen genannt. Meine Herren, 
es gibt auch zahme Löwen, und das Kohlen­
syndikat ist ein zahmer Löwe, der ö f f en t l i c h  
umhergeht, der alles, was in seinem Löwen­
hause in Essen passiert, in der Kartellenquete 
ganz rücksichtslos dargelegt hat. Vor diesem

Löwen braucht sich also der Vertreter der Stadt 
Frankfurt und brauchen wir uns, glaube ich, 
nicht zu fürchten. (Heiterkeit.)

Am meisten habe ich mich gewundert, dass 
der geehrte Abgeordnete für Frankfurt der Ver­
staatlichung ein so warmes Wort geredet hat. 
Meine Herren, ich möchte jedem von Ihnen, 
der an billigen Kohlenpreisen ein Interesse hat, 
zunächst raten, sich einmal bei dem Herrn 
Minister der öffentlichen Arbeiten zu erkundigen, 
was er dem Herrn Minister Möller in Saar­
brücken für die Kohlen bezahlen muss. Schon 
in der Kartellenquete habe ich. mir bestätigen 
lassen, dass dio Preise für Lokomotivkohlen, die 
der Minister der öffentlichen Arbeiten für 
den Eisenbahnbetrieb bezieht, an der Saar viel 
höher sind als an der Ruhr, und, meine Herren, 
soweit ich in meinem Leben den Fiskus über- 

j  haupt kennen gelernt habe, glaube ich, das. be- 
| züglicli billiger Kohlenpreise von diesem Herrn 

nicht allzuviel zu erwarten sein wird. (Sehr 
richtig!)

Aber wohin kommen wir denn überhaupt, 
wenn wir alles verstaatlichen wollen ? Wir 

: haben doch jetzt schon in dem verstaatlichten 
Eisenbahnbetriebe eine so grosse Menge von 
Beamten und Arbeitern, die der direkten Kon­
trolle des Staats unterstehen; wir haben eine 
solche Menge von Beamten und Arbeitern im 
Reichspostbetriebe, dass ich sagen muss, wenn 
wir nicht den Zukunftsstaat wollen — und ich 
glaube, in diesem Hause ist doch noch kein 
Wunsch dahin ausgesprochen worden —, tun 

| wir gut, von einer Verstaatlichung des Kohlen- 
j  bergbaues überhaupt abzusehen. W ir kämen 

damit dort zu ganz anderen Konsequenzen. 
Ich glaube, dann würde es auch von einer 
Verstaatlichung der Landwirtschaft nicht mehr 
weit sein. Wünschen Sic die? (Zuruf rechts : 
Aber sehr!) Ob die Herren damit einverstanden 
seien, wusste ich ja nicht: (Sehr richtig! rechts. 
Heiterkeit links.) — Dann möge mir aber Herr 

j Abgeordneter Schulze-Pelkum mal das Mittel 
I nennen, wie die Landwirtschaft verstaatlicht 

werden k ann ! Im  Zukunftsstaat wird ja 
schliesslich alles verstaatlicht sein, sogar die 
Presse, die dort eine freie Meinungsäusserung 

; auch wohl nicht mehr besitzt, sondern die sich 
lediglich nach dem Staatsgedanken, der dann 
massgebend ist, zu richten hat, und die dann 
wohl auch nicht mehr den Einfluss auf dieses 
Hohe Haus ausüben kann, wie es teilweise heute 
der Fall ist.

Das sind die Bemerkungen, die ich zu der 
Debatte zu machen habe. Im übrigen hat 
mein Freund Hilbck den Stand der Sache so 
eingehend dargelegt, dass ich auf weitere. Be­
merkungen dazu verzichten kann. Es wird 
das Bestreben der Zechen sein müssen — und 

i  ich glaube, die Versicherung abgoben zu können, 
dass, soweit ich die s e h r  v e r s t ä n d i g e  

| Leitung des Syndikats kenne, auch das Syndi- 
| kat nach jeder Richtung dafür vermittelnd ein­
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treten und auf die Zechenbesitzer den Einfluss, 
den es überhaupt in dieser Sache ausüben 
kann, auch ausüben wird eine plötzliche 
Stillegung einzelner noch a b b a u w ü r d i g e r  
Betriebe zu vermeiden und eine allmähliche 
Ueberführung in geordnete Zustände in der 
Weise herbeizuführen, wie dies als möglich und 
wünschenswert auch der Herr Minister für 
Handel und Gewerbe bezeichnet hat. (Bravo! 
bei den Nationalliberalen.)

Präsident v. Kröcher: Meine Herren, Sie werden 
alle mit mir einig sein, dass wir diese Sache 
heute zu Ende bringen müssen. Es fragt sich 
afto, wollen wir eine Abendsitzung heute ab­
halten, oder wollen wir den Gegenstand in der 
jetzigen Sitzung zu Ende bringen. (Zurufe.) 
Es scheint mir der Wunsch zu sein, die Sache 
jetzt zu Ende zu bringen. (Rufe: Abendsitzung!) 
Da ich verschiedene Stimmen höre, so schlage 
ich Ihnen vor, die Sache jetzt zu Ende zu bringen. 
(Zustimmung.) Dagegen erhebt sich kein Wider­
spruch. Das Wort hat der Abgeordnete 
Dr. Hahn.

Dr. Hahn, Abgeordneter: Die eingehende De­
batte, die eben stattgefunden hat, und das 
reichliche Material, das Ihrer Kenntnis unter­
breitet worden ist, enthebt mich der Not­
wendigkeit, mich meinerseits so eingehend zu 
äussern, wie es sonst notwendig gewesen wäre. 
(Bravo!) Ich blicke mit einer gewissen Befrie­
digung auf die heutige Debatte, weil ich der 
erste gewesen bin , der diese ganze  Frage  
in der Oef fent l i chke i t  angeschn i t ten hat. 
(Heiterkeit.) Das heisst, es war nicht mein 
Verdienst. Ich war dem Wunsche der Gruppe 
Weitmar-Bochum des Bundes der Landwirte 
gefolgt, am 24. März in Weitmar einen Vortrag 
zu halten; dort wurde ich von sehr wohl­
meinenden, köniijstreuen Bauern auf eine Reihe 
von Uebelständen in der Kohlenindustrie auf­
merksam gemacht, und wurde gefragt, ob ich 
nicht Mittel und Wege wüsste, diese abzustellen. 
Ich habe dann mit meinen Freunden eine Reso­
lution gegen das Stillegen von Zechen verfasst, 
und diese Resolution ist in jener Versammlung 
in Weitmar bei Bochum angenommen worden. 
Die Presse, die dem Kohlensyndikat nahe steht, 
hat damals sofort auf diese Resolution Bezug 
genommen und hat sehr scharfe Kritik daran 
geübt; ich habe es mir gefallen lassen müssen, 
dass man von meinen Ausführungen gesagt 
hat, dass sie f ü r  eine soz i a l demokrat i sche 
oder u l t r amon t ane  Het z V e r s a m m l u n g ,  
aber  n icht  für  eine von ruhigen,  na t i ona l  
d e n k e n d e n  L a n d w i r t e n  be s u c h t e  V e r ­
s ammlung  gepasst  hätte. Das soll mich 
aber nicht verleiten, meinerseits nun mit Ani­
mosität die Debatte zu führen.

Ich sehe auch, dass die B e w e g u n g  im  
Volke ,  die sich von der Versa  m m 1 un g in 
W e i t m a r  an jetzt in Rheinland-Westfalen 
geltend macht, bereits i h r e  W i r k u n g  g e t a n  
h a t. Es ist keine Frage, dass die Vossische

Zeitung recht hat, wenn sie vor zwei Tagen 
feststellte, dass die Zechenverwaltungen sich 
nunmehr bemühten, die Stillegung der Zechen 
möglichst schmerzlos vor sich gehen zu lassen 
und die Arbeiter, so weit wie möglich, ander­
wärts unterzubringen. Ich weiss nicht, ob das 
der Fall gewesen wäre, wenn eine solche 
Protestbewegung nicht eingesetzt hätte. Auch 

i die Erklärungen, die inzwischen in den Ver- 
I Sammlungen der Gewerken abgegeben worden 

sind, deren Gewerkschaften an dem Verkauf 
beteiligt, sind, zeigten schon etwas mehr Ent­
gegenkommen. Ich habe das Gefühl, dass die 

I Protestagitation diese Herren erst, darauf auf­
merksam gemacht hat, dass sie sich aus sozial­
politischen Rücksichten eines grösseren Ent ­
gegenkommens gegenüber der betroffenen Be­
völkerung zu befleissigen haben, als es anfangs 
augenscheinlich ihre Absicht gewesen ist.

• Nun hat der Herr Minister  M ö lle r eine 
E r k l ä r u n g  abgegeben, über die wir uns nur 
freuen können. Er hat uns mitgeteilt, dass 

i der Umfang des Stillegens nicht ein so be­
deutender ist, wie anfangs angenommen wurde, 
dass nur drei grössere Zechen beteiligt sind, die 
ohne Zubusse arbeiten. E r  hat aber  a nderer ­
seits doch erkennen lassen, dass sein .Mi­
n i s ter i um noch n i cht  das vo l l s t änd i ge  
Mater ia l  besitzt.  Wenn man die Verkäufe von 
Kuxen verfolgt, so kommt man allerdings zu 
dem Schluss, dass das St i l l egen noch 
wei terer Zechen zu speku la t i ven  Zwecken 
beabs i c h t i g t  ist. Es zeigt sich das in der 
rapide steigenden Bewertung der Kuxe von 
solchen Zechen, welche angekauft und still­
gelegt werden sollen. Meine Herren, wir werden 
j a se h r bald d ferch d i e M i n i s t e r i a 1 k o m m i s s i o n,

| d ie entsendet  werden soll, darüber ge- 
: näheres erfahren, und ich zweifle nicht, dass, 

wenn die Auskünfte ungünstig lauten, der 
Herr Minister das wahr machen wird, was er 
versprochen hat, dass die R e g i e r u n g  den 
§ 65 des Berggesetzes  schär fer  aus legen 
wird,  als es b i sher  die I n teressen t en  ge- 

! wünscht  haben,  dass die Regierung durch 
E n t z i e h u n g  des Be rgwerkse i gen t ums  sich 
die Ha n dh ab e  verschaffen wird, das unnö t i ge  
St i l l egen von Zechen zu verh indern ,  wo­
durch öffentliche Interessen auf das schwerste 
geschädigt werden.

Meine Herren, das Stillegen von Zechen im 
Süden des Ruhrgebiets gibt mir Veranlassung, 
mich mit den Zuständen im Ruhrkohlenrevier 
etwas allgemeiner zu beschäftigen. Es ist 
richtig, dass die Kohlen in der Nähe der Ruhr 
sehr bald erschöpft sein werden, und dass der 
Kohlenbergbau weiter nach Norden wandern 
muss. Wenn die Bergleute sehen, dass Zechen 
stillgelegt werden müssen, weil der Kohlen­
vorrat erschöpft ist, weil die Zechen ersoffen sind 
usw., so werden sie sich sagen müssen, das ist 
v is  m a j o r ;  sie werden dieselbe beklagen, 
aber es wird nicht eine solche Erregung ent-
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stehen, als wenn sie sehen, dass Zechen still­
gelegt werden d u r c h  g a n z  b e s t i m m t e  
w i l l k ü r l i c h e  M a s s n a h m e n ,  wie sie hier j 
vorliegen, speziell durch den A n k a u f  -einer 
Z e c h e  s e i t e n s  e i n e r  anderen .  Ueber- 
a l l ,  wo m a n  g l a u b t ,  es m i t  d em  
f r e i en  W i l l e n  de r  M e n s c h e n  zu  tun  
zu  h a be n ,  w e n n  m a n  S c h ä d i g u n g e n  
e r f ä h r t ,  w i r d  d ie  A n i m o s i t ä t  g r ö s s e r  
sein,  a l s  wo m a n  e in er v i s  m aj or  geg en ­
ü b e r  zu  s t e h e n  ve r m e i n t .  Da müsste doch 
eingehendst untersucht werden, ob d e r  S t a a t  
denn gar  keine Mittel  besitzt,  eine 
s o l c h e p l ö t z l i c h e S t i l l e g u n g v o n  Zechen ,  
wie sie j e t z t  d u r c h  A n k ä u f e  b e w i r k t  
wi rd ,  zu  i n h i b i e r en .  Dieses Stillegen von 
Zechen könnte nicht stattfinden, wenn n i c h t  
der  S y n d i k a t s  v e r t r a g  des K o h l e n ­
s y n d i k a t s  die M ö g l i c h k e i t  d a z u  gäbe.  
Nach diesem Vertrage darf der einzelne am 
Syndikat Beteiligte die einzelnen Beteiligungs­
ziffern verschiedener Zechon Zusammenlegen  
und e i n h e i t l i c h  zu  e i ner  E r h ö h u n g  des 
F ö r d e r q u a n t u m s  e i n e r  e i n z e l n e n  Zeche  
v e r we nd en .  Da fragt es sich doch, ob das 
Kohlen Syndikat richtig orgarnisiert ist, ob nicht 
der S t a a t  doch a u f das  K o h 1 e n s y n d i k a t 
E  i n f 1 u s s n e h m e n s o 111 e, um die Zusammen­
legung der Beteiligungsziffern und die Aus­
schaltung der älteren und kleineren Zechen zu 
v e r h i n d e r n .  Ich gebe dabei die Redlichkeit 
der Absichten der gegenwärtigen Leitung des 
Kohlensyndikats, von der Herr Dr. Boumer 
gesprochen hatte, zu. Ich gebe auch zu, dass 
Herr Abgeordneter Hilbck recht hat, wenn er 
behauptete: die westfälischen Kohlenbarone,
wie er die Gewerken nannte, seien wohlwollende 
Leute und keine Plusmacher, und hätten für 
ihre Arbeiter ein Herz. Meine Herren, die 
Crux liegt ganz wo anders: das  G ro s s k a p i t a l ,  
das  h i n t e r  der  K o h l e n i n d u s t r i e  s teh t  
u n d  i m m e r  m e h r  den m a s s g e b e n d e n  
E i n f l u s s  a u f  d i e s e l be  g e w i n n t ,  h a t  d ie 
U e h e r t r e i b u n g  in der  P r o d u k t i o n  u n d  
d i e  R ü c k s i c h t s l o s i g k e i t  i n  de r  A u s ­
n u t z u n g  a l l e r  G e w i n n c h a n c e n  v e r ­
s chu l de t .  (Sehr richtig! rechts.)

Dieses Grosskapital finden Sie weniger in 
den älteren kleinen südlichen Zechen, sondern 
in den g r ös se r e n  neuen nör d l i chen  
Z e c h e n  an  d e r  A r b e i t .  Das Grosskapital 
will verdienen! Das Grosskapital vergrössert 
rapide die Industrie und drängt ihr vielfach 
geradezu die Kredite auf. Ich verweise hier auf 
die Arbeit vom R e c h t s a n w a l t  E s c h e n ­
b a c h  im Aprilheft der Preussischen Jahrbücher. 
E r stellt darin die Ursachen unserer letzten 
Krisis dar, die, wie er zutreffend konstatiert, 
hauptsächlich eine K r  ed i t k r  i s is  war. Das 
Grosskapital dringt nun in die Gesellschaften 
der Kohlenindustrie ein, natürlich in dio 
n e u e r e n  g r ö s s e r e n  Gesellschaften, die 
noch über b e d e u t e n d e  K o h l e n  V o r r ä t e

verfügen und an der Tonne einen Gewinn 
haben — nicht von 50 Pfg., wie der Herr Mi- 

j nister von den älteren Zechen gesagt hat —, 
sondern einen Gewinn von 2 Mk. und darüber, 
in solche, welche hohe Dividenden und Tan­
tiemen geben. Nicht die germanischen Männer 
der roten Erde, von denen Herr Hilbck sprach, 
sind daran schuld, dass dio Entwicklung im 
Kohlenbergbau eine viel zu plötzliche geworden 
ist, dass jetzt rücksichtslos Zusammenlegungen 
der Beteiligungsziffern und Stillegung älterer 
Zechen stattfinden; die treibende Kraft der 
modernen grosskapitalistischen Entwicklung auf 
diesem Gebiete steckt nicht in den braven alten 
Grubenbesitzern in Westfalen, s o n d e r n  i n 
d e n  M ä n n e r n  d e r  B e r l i n e r B ö r s e  u n d  
den l e i t e nde n  P e r s ö n l i c h k e i t e n  der  
g r o s s e n  B a n k e n .  (Sehr richtig! rechts.) 
Ich will es Ihnen nur an ein paar Beispielen 
zeigen, wie die grossen Banken in die Kohlen­
industrie eindringen. Sie werden sehen, dass 
ich Ihnen die besten Gesellschaften nennen 
werde, in deren Verwaltung Sie die grossen 
Banken vertreten finden. Ich erlaube mir, 
Ihnen einige Aufsichtsräte zu nennen; ich tue 
das mit der grössten Hochachtung vor diesen 
Herren; (grosse Heiterkeit) es liegt mir völlig 
fern, diese Herren dabei wegen der guten Tan­
tiemen, die sie beziehen, zu beneiden; ja, ich 
habe Anerkennung für die geschäftliche 
Tüchtigkeit dieser Männer, die es fertig gebracht 
haben, in ihre Aufsichtsratsstellen einzurücken 
und die grossen Gesellschaften des Bergbaues 
in Abhängigkeit von ihren Firmen zu er­
halten. Den Hut ab vor diesen Männern, 
wenn man rein privatkapitalistisch sprechen 
w ill! Ich nenne Ihnen zunächst die 
„C onso lida tio n“, deren Aufsichtsrat u. a. der 
Geh. Justizrat M. W in te r f e l d t  von der B e r ­
lin e r  Hande lsge l l sc l i a f t  angehört; dann die 
Gelsenlci rebener Bergwerksal t t iengesel l- 
scliaft, in deren Aufsichtsrat die Herren 
Hoeter,  Generalkonsul Rüsse l  und A. Salo- 
monsohn von der Diskontogese l l scha f t  
sitzen, Männer, vor denen ich den grössten 
Respekt in geschäftlicher Beziehung habe; 
ferner die Ha r pe n  er Be rgbauak t i e ngese l l ­
schaft ,  zu deren Aufsichtsrat Herr Geh. Justiz­
rat W i n t e r f e l d t  von der Hande l sgese l l ­
schaft  gehört; die ,.H ibe rn ia“, in deren Auf­
sichtsrat sich die Herren Geh. Justizrat W i n t e r ­
fe ldt  und C. Fü r s t enberg  von der H a n de l s ­
gesel l schaf t  befinden, sowie Dr. P. Schwa- 
bacli, Herr v. B le i chröder  und Herr v. 
Eynern .  (Zuruf.) — Ja, pardon, der letzte ist 
ja kein Bankier, sondern ein verehrtes Mitglied 
dieses Hohen Hauses.

Betrachten Sie nun die Namen der Aufsichts­
räte anderer Gesellschaften. Da ist der I l ö r de r  
Bergwerks- und Hü t t envere i n ;  seinem Auf- 
siclitsrat gehört Herr Bankier De i chmann  in 
Cö ln  a. Rh. an; dann der „N ordstern“ mit 
den Aufsichtsräten Kommer z i en r a t  Froin-
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berg und Fab r i kbes i t ze r  A. Thyssen. 
Letzterer ist allerdings nicht Bankier, ich unter­
lasse es aber nicht, ihn zu nennen, weil er 
eine der treibenden Kräfte der Montanindustrie 
des Niederrheins ist. Beim „P hön ix “, Aktien­
gesellschaft für Bergbau- und Hütten betrieb in 
Laar bei Ruhrort, ist Aufsichtsrat Herr Direk­
tor Be rnha rd  D e r n b u r g  von der Darm- 
stät ter Bank ;  beim Scha lker  Gruben- und 
I I ü t t envere i n  nenne ich die Aufs'ichtsräte 
Direktor C. K lönne  von der Deutschen Bank  
und den Geh. Seehand l ungs ra t  Schoel ler  
von der Diskontogese l l schaf t  usw.

Ich nenne diese Namen ganz gewiss nicht, 
um damit etwas zu tun, was an Denunziation 
streifen könnte. (Heiterkeit links.) Aber, meine 
Herren, Sie wissen damit, wie es auf diesem 
Gebiete aussieht, (sehr richtig!) und wer die 
treibenden Kräfte sind. Es sind die grossen 
Firmen der Bankwelt, die mehr und mehr auf 
den rheinisch-westfälischen Kohlenbergbau E in­
fluss gewinnen; sie treiben die Entwicklung 
vorwärts. Die alten Gesellschaften werden ver- 
grössert, Zechen werden angekauft, neue Zechen 
angelegt, und dabei rückt der Bergbau stetig

halb der Kohionindustrie ein massgebendes 
Wort mitzusprechen hat. Das wäre die eine 
Möglichkeit.

Die andere Möglichkeit wäre die, dass das 
Berggese t z  einer Rev i s i o n  unterzogen, dass 
das Z u s a m m e n l e g e n  von  Z e c h e n  e i n ­
f a c h  v e r b o t e n  oder mit bestimmten g e ­
s c h ä f t l i c h e n  N a c h t e i l e n  verknüpft wird 

, nicht allein für die stillgelegten Zechen, 
sondern auch für den F u s i o n s  va  ter,  wie 
man zu sagen pflegt, für d i e j e n i g e  Z e c h e ,  
d i e  d i e  S t i l l e g u n g  1) e w e r k s t e 111 g t. 
Wenn derart g e s c h ä f t l i c h e  N a c h t e i l e  
mit solchen Stillegungen verknüpft werden, die 
keine wirtschaftliche Notwendigkeit sind, dann 
wird man sich sehr hüten, fernerhin derartige 
Stillegungen vorzunehmen.

Meine Herren, das sind bestimmte einzelne 
Vorschläge, die ich mir hier auszusprechen er­
laube. Sollten alle diese Vorschläge nichts 
helfen, dann würde allerdings der S t a a t  g e ­
n ö t i g t  s e i n ,  a u c h  h i e r  z u r  V e r s t a a t -  
1 i c h u n g z u s c h r e i t e n ,  w i e  b e i  d e n 
E i s e  n b a h n e n.

Der Herr Abgeordnete Beniner hat darauf
weiter nach Norden, vor. Die Direktoren und hingewiesen, wohin es führen solle, wenn wir

auch noch den Bergbau verstaatlichen wollten, 
nachdem wir bereits die Eisenbahnen verstaat­
licht hätten. Meine Herren, ich entsinne mich, 
dass in den 70 er Jahren, vor der Verstaat­
lichung der Eisenbahnen, dieselben Gravamina 
dagegen vorgebracht wurden, die Herr Beniner

Beamten der Zechen meinen es ganz gewiss 
gut mit dem Wohle der ihnen unterstellten 
Arbeiter, und wenn es nach ihnen ginge, würde 
sicher keine Zeche stille gelegt; als treibende 
Kraft, welche die übermässige Entwicklung des 
Kohlenbergbaus, die Fusionen, die Verlegungen 
der Syndikatsquoten nach den neuen nördlichen 
Zechen und damit die Schädigungen der Be­
völkerung herbeiführt, muss ich in letzter In ­
stanz die h au te f i n ance  in Ber l i n  bezeichnen. 
Ich tue das sine ira et studio, nur um Klarheit 
zu schaffen. Ich glaube nicht, dass Sic aus 
meinen Worten die Berechtigung entnehmen 
werden, das zu bezweifeln. (Zuruf: Nein!) Ich 
freue mich, das konstatieren zu können.

Was soll nun geschehen, um dieser über­
triebenen Entwickelung des Kohlenbergbaus 
Halt zu gebieten? Dazu ist der Staat berufen. 
Der Staat hat, als er vor einigen Jahren merkte, 
dass ihm die Kohlen für seine Eisenbahnen 
übermässig verteuert wurden, nicht Anstand 
genommen, Kohlenbergwerke zu erwerben, eine 
ganze Reihe, deren Namen ich Ihnen aber in 
Rücksicht auf die Zeit schenken will. (Heiterkeit.) 
Das tut der Staat, um in seinem Eisenbahn­
betriebe n ic h t zu teuer zu arbei ten.  Wenn 
der Staat aber sieht, dass der Syndikatsvertrag 
dazu führt, dass kleine Zechen, wo noch Kohlen 
für Jahrzehnte vorhanden sind, stillgelegt 
werden, so sollte er es sich überlegen, ob er 
aus soz i a l po l i t i schen  Rücks i ch ten  nicht 
eingreifen muss, d a m i t  ke ine Un z u f r i e d e n ­
hei t  u n t e r  den A rbe i t e r n  entsteht ,  u nd  
diese n i ch t  der So z i a l demok ra t i e  in die 
Arme get r ieben werden.  Wie könnte er das 
anfangen? Dadurch, dass er seinen Bes i tz  
an Zechen vermehrt ,  so weit, dass er inner­

gegen die Verstaatlichung des Kohlen­
bergbaues gerichtet hat. Eine Bergwerksver­
waltung in den Händen des Staates, die in 
sozialpolitischer Beziehung auf a l l e  Klassen 
der Bevölkerung g l e i c h  m a s s i g  Rücksicht 
nimmt, die den wirtschaftlichen Interessen des 
g a n z e n Volkes g e r e  c h t wird, und nicht nur 
l e d i g l i c h  G e w i n n i n t e r e s s e n  hat, die 
kann mich nicht schrecken; ich halte sie für 
sehr viel heilsamer,als eine Syndikatsverwaltung, 
die die Konjunktur rücksichtslos ausnutzt und 
zeitweilig das ganze Publikum schröpft.

Dem Herrn Handelsminister Möller kann 
ich nun in einem Punkte nicht beipflichten. 
Der Herr Minister betonte, dass in den Jahren 
der Hochkonjunktur, von 1895 bis 1900, das 
Kohlensyndikat überaus massvoll in seinen 
Preisfestsetzungen verfahren sei. Ich muss 
das anerkennen. Ich gehöre auch nicht zu 
den Gegnern des Prinzips der Syndikate 
überhaupt; ich sehe in den Syndikaten einen 
grossen Fortschritt gegenüber dem Kampfe 
aller gegen alle; aber ich wende mich gegen 
die Ausschre i t u ngen  der  Synd ika te .  
Da muss ich sagen, dass vom Jahre 1900 an 
das Kohlensyndikat entschieden höhere  
Preise gehalten hat, als es b i l l i g er  weise 
hä t t e  ha l ten  sollen. Ich möchte den Herrn 
Minister Möller darauf aufmerksam machen, 
dass Herr v. Heyl ,  m it dem er zusammen in 
derselben Fraktion im Reichstage gesessen hat,
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da r übe r  mi t  Recht  b i t tere  K lage  führte.  
Ich kann also nicht zugeben, dass das Kohlen­
syndikat in voller Rücksichtnahme auf die 
Interessen der Konsumtion gearbeitet hat. 
Ich sage deshalb: der S taa t  sol l te vor  dem 
G e d a n k e n  n i ch t  z u r ü ck  sch re eken, eventl .  
den K o h l e n b e r g b a u  zu vers t aa t l i chen .  
Ich sehe hierin eine u l t ima  ratio. Möge man 
immerhin versuchen, dem Privatkapital auf 
dem Gebiete des Kohlenbergbaues seine Tätig­
keit zu belassen, aber  nur ,  wenn die A l l ­
g eme i nhe i t  k e i nen  Schaden dabe i  leidet.

Ich habe mich heute über eins gewundert: 
über die Art und Weise, wie der Abgeordnete 
H i l b c k  hier über den rheinisch-westfälischen 
Kohlenbergbau gesprochen hat. Aus den 
Worten des Herrn Hilbck konnten wir alle 
entnehmen, dass der Kohlenbergbau sich fort­
gesetzt nach dem Norden verschiebt. Früher 
wurde er vorwiegend an der R u h r ,  jetzt wird 
er vorwiegend an der Emsche r  betrieben, 
und er wird weiter nach dem Norden in das 
Gebiet der Lippe wandern. So sind nach 
Norden hin auf 30 km an beiden Ufern des 
Rheins Flöze erbohrt worden, und es ist nur 
eine Frage der Zeit, dass sich der Schwer­
punkt des Kohlenbergbaues aus dem Gebiete 
der Emscher nach dem Rhein unterhalb Ruhr­
ort und östlich in das Gebiet der Lippe ver­
legt, Da wundere ich mich denn sehr, dass 
der Herr Abgeordnete Hilbck, der mir als 
Ver t reter  des D o r tm un d  - R h e i n  - K anals 
in der E m s c h e r l i n i e n f ü h r u n g  bekannt ist, 
uns auf diese Tatsache aufmerksam gemacht 
hat. E r hätte kein besseres Argument dafür 
anführen können, dass d ie  L i ppe  und  n icht  
die Emsc he r  k a n a l i r r t  werden muss — 
(Glocke des Präsidenten.)

Präsident v. Kröcher (den Redner unter­
brechend): Aber eine Kanaldebatte würde doch 
erst bei der Beratung der Kanalvorlage statt­
finden. (Grosse Heiterkeit,)

Dr. Hahn, Abgeordneter (fortfahrend): Ich 
habe auch nicht die Absicht, in eine weitere 
Kanaldebatte einzugehen. Ich habe nur be­
dauert, im Interesse eines werten Kollegen, dass 
er in einer nicht gerade geschickten Weise über 
die weiteren Aussichten des Kohlenbergbaus | 
gesprochen hat. Er hat damit die Chancen  j  

einer V orlage n i ch t  verbessert, d ie  ihm  j 

doch gewiss sehr am Herzen  lieg t.
Nun hätte ich zum Schlüsse noch eine Frage ! 

zu beantworten. In  den Zeitungen ist mehrfach j  

darauf hingewiesen, wie gerade der B u n d  
der Landw i r te  dazu  gekommen  sei, in einer j  

Versammlung in Boch um -Weitmar mit der j  

Frage der S t i l l egung  der Zechen im R u h r ­
revier sich zu beschäftigen. Meine Herren, der 
Bund der Landwirte — das ist. in jener Ver­
sammlung ausgesprochen worden — hat es sich 
nicht allein zur Aufgabe gemacht, die gemein­
samen Interessen der deutschen Landwirtschaft 
im Inlande und gegenüber dem Auslande zu J

i

I verteidigen, sondern ebenso al len üb r i gen  
j werkt ä t i gen Stände-n zu Hi l fe zu kommen,  

wo ihnen  Unrecht  geschieht.
Es ist uns nicht unbekannt, dass das 

j K oh l ensynd i k a t  heutzutage in unserer ganzen 
: Wi r t scha f t spo l i t i k  geradezu ausschlag- 
1 gebend  ist. Das Kohlensyndikat hat ein Inter­

esse daran, dass mög l i chs t  v iel  Koh le  ver- 
i b r auch t  wird, es fördert deshalb zunächst die 

Koksproduktion; es hat weiter ein Interesse 
: daran, dass möglichst viel Roheisen in Deutsch­

land hergestellt wird; es fördert deshalb die 
; Roheisenindustrie und gibt ihr Pr ämien ;  es 

hat weiter das gleiche Interesse an der Fab r i ­
ka t i on  der Ha l b zeuge  usw. Warum? W eil 
dabei  Kohle verbr auch t  wird. Unsere 
ganze i ndus t r i e l l e  E x p o r t p r ä m i e n p o l i t i k  
geht  desha lb  vom Koh l e nsy nd i k a t  aus.

Mit dieser Syndikatsprämienwirtschaft sind 
wir zu dem jetzigen Zustand gekommen, dass 
das A us l a nd  heute unsere Koh len ,  unser  
Rohei sen ,  unsere Ha l b zeuge  b i l l i g er  be ­
kommt ,  als wir sie im I n l a n d e  kau f en  
können.  Die Eisenindustrie hat hohe Zöl le,  
die sie im Reichstage beim neuen Zolltarif 
durchgesetzt hat, beherrscht  damit den I n ­
l a n d s m a r k t  und nimmt uns hohe Preise ab. 
Mit ihren Exportprämien wirft sie zugleich bei 
Ueberproduktion ihren Ueberschuss b i l l i g  
in das Aus land .  Die Kohlenindustrie aber 
steht sich dabei ausgezeichnet, denn sie kann 
dabei viel  Kohle  absetzen und befördert des­
halb diese Entwicklung. Vorwiegend in Rück­
sicht auf die rheinisch - westfälische Montan­
industrie ist seinerzeit der russische Handels­
vertrag abgeschlossen worden, wie Herr v. Heyl 
einmal ausgeführt hat; in  Rücks i c h t  auf  
die rheinisch-west fä l i sche Gross indust r i e  

i wi rd auch weiter in Deu t sch l and  W i r t ­
scha f t spo l i t i k  gemacht !  Da haben wir aller- 

| dings im Bun de  der La ndw i r t e  noch ein 
: besonderes Interesse daran, die geschäft­

lichen Unternehmungen dieser Grossindustrie, 
i speziell auch des Kohlensyndikats, auf das 
1 genaueste zu verfolgen!

Meine Herren, wie haben sich die Verhält­
nisse verändert! Im  Jahre 1870 wurden im 
Oberbergamtsbezirk Dortmund 12 Millionen 
Tonnen Kohlen gefördert; 51000 Mann waren 
dabei beschäftigt. Im  Jahre 1902 waren es 
58 Millionen Tonnen, und beschäftigt waren 
dabei 244 000 Mann. In den 70er und 80er 
Jahren hatten wir eine Depression der Kohlen­
industrie. Die Besitzer der Zechen wussten ihre 
Kohlen liicht loszuwerden. Damals kam Für s t  
B i smarck  auf die Idee, den deutschen Kohlen 
gegenüber der englischen Konkurrenz durch 

j Kanalbauten Absatz und zwar  an der Nordsee 
| — durch  den Küs t enkana l  — zu verschaffen. 

Meine Herren, es handelt sich jetzt nicht um 
mangelnden Absatz für die Kohlenindustrie, 
sondern um Ueberproduk t ion ,  und wir haben 
keine Veranlassung, der Kohlenindustrie gegen-



über Konnivenz zu üben, wenn sie so rück­
sichtslose Massregeln aus Gewinnrücksichten 
ergreiften, wie es hier geschehen ist.

Ich möchte daher bitten, dass es der Herr 
M i n i s t e r  M ö l l e r  nicht dabei bewenden 
lassen wolle, eine schäfere Auslegung des § 65 
des Berggesetzes ins Auge zu fassen, sondern 
auch Erwägungen darüber anzustcllen, ob der 
S t aa t  n i ch t  auch  auf  die P o l i t i k  des 
K o h 1 e n s y n d i k a t s e i n e n  m a s s g e b e n ­
d e n  E i n f l u s s  g e w i n n e n  k a n n. Sollte 
dem Staate das nicht gelingen, sollte das 
Kohlensyndikat die Ausschaltung kleinerer 
Zechen weiterhin zulassen, dann wird in wei­
teren Kreisen der R u f  n a c h  V e r s t a a t ­
l i c h u n g  d e r  K o h l e n i n d u s t r i e  i m m e r 
s t ä r k e r  w e r de n .  Wer die Kohlenindustrie 
in der jetzigen Form ihrer Organisation als 
eine Privatindustrie erhalten will, der möge 
alles tun, um die A n i m o s i t ä t  g e g e n  da s  
K o h  1 e n s y n d i k a t  u n d s . e i n e  e i n z e l n e n  
F i i'm en aus der  W e l t  zu sch af fen. 
Ich meine, die F i n n e n  des  K o h l e n  s y n - 
d i k a t s  u n d  d e r  G r o s s i n d u s t r i e  i n  
R h e i n l a n d  u n d  W e s t f a l e n  h ä t t e  n 
a l l e  V e r a n l a s s u n g ,  in  s o z i a l p o l i ­
t i s c h e r  u n d  w i r t s o h a f t s p o l i t i s  c h e r 
B e z ie h u n g  r e c h t  a r t i g  z u  s e i n ,  damit 
nicht eine s t a r k e  A n i m o s i t ä t  im  L a n d e  
gegen sie erwächst. (Bravo! rechts.)

Präsident v. K rö ch er: Das Wort hat der Ab­
geordnete Brust.

Brust, Abgeordneter: Meine Herren, gestatten 
Sie mir noch einige kurze Bemerkungen. Vor­
hin hat der Abgeordnete Dr. Beniner gemeint, ; 
ich sei wohl nicht die geeignete Person, um 
hier in dieser Frage mitzureden. Ich glaube 
ja gern, dass der Herr Abgeordnete Dr. Beumer 
und meine Wenigkeit in unserem Urteile über I 
die Sache weit von einander abweichen. Ich 
glaube aber auch, sein Blick ist etwas sehr 
getrübt bei der Beurteilung der Sachlage am 
Piesberg. Der Abgeordnete Dr. Beumer hat 
gesprochen von einer Kraftprobe, die ich da 
gemacht hätte, und hat mir gleichsam unter­
geschoben, dass ich die Leute dort verführt 
hätte; denn wenn er von Verführen sprach, 
konnte ja kaum ein anderer gemeint sein als 
ich, der sie verführt hätte.

Wie lagen nun die Verhältnisse wirklich am 
Piesberg? Meine Herren, ich verkenne gar 
nicht, dass der Piesberg unrentabel war, und 
dass die Gesellschaft grosse Opfer gebracht 
hat. Es handelt sich aber hier bei der Streit­
frage darum : man wollte an sieben katholischen 
Feiertagen die Arbeiter beschäftigen, und zwar 
an Feiertagen, von denen zwei auch von den 
Evangelischen, von den Altlutheranern Han­
novers als Feiertage mitgehalten wurden ; diese 
Feiertage waren niemals änge tastet! Das Recht 
der Arbeiter war auch begründet durch die 
damals noch in Geltung befindliche Hannoversche 
Sabbatliordming. Es wurde dadurch die Arbeit

I an diesen Feiertagen verboten. Und nun kann 
keine Rede davon sein, dass ich dort eine 
Kraftprobe hätte machen wollen; dazu waren 
die Leute noch zu wenig organisiert, und wir 
hatten gewiss keine Veranlassung, unser gutes 

| Geld dort unnützerweise zu verwenden.
W ir sind auch dort dem Arbeitgeber, der 

Gesellschaft, auf das weiteste entgegengekommen, 
Man beabsichtigte, zwei neue Pumpen einzu­
bauen, um die Wasser zu heben. Ich habe 
selbst mit dem Leiter der Gesellschaft persön- 

j lieh in Konferenz unterhandelt, und ich habe zu­
erst zugegeben: wir wollen an den Tagen ar­
beiten, bis eine Pumpe eingebaut ist. Als das 

; abgelehnt wurde, habe ich gesagt: gut, dann 
wollen wir an den Tagen arbeiten, bis be ide 
Pumpen eingebaut sind und die Wasser ge­
hoben werden können und der Betrieb in 
seinem früheren vollen Umfange wieder auf­
genommen werden kann. Meine Herren, auch 
dieses Angebot — wir hätten zwei, vielleicht 
drei Jahre die Feiertage preisgeben müssen —

I hat man strikte abgelehnt. Darauf habe ich 
| nicht die Leute veranlasst zu streiken, im Gegen­

teil, die Gewerkschaft hat 40 oder einigen mehr 
Arbeitern gekündigt, die an einem dieser Feier­
tage nicht gearbeitet haben, und darauf haben 

| die anderen Arbeiter, 400 an der Zahl, gemein- 
! sam eine schriftliche Kündigungserklärung ab- 
1 gegeben und sind dann allerdings an dem Tage, 

wo die Kündigung abgelaufen war, in den Aus­
stand getreten; nach meiner Auffassung> nicht 
vertragsbrüchig. Wohl war der andere Teil 
der Belegschaft, der sich bei der schriftlichen 
Kündigungserklärung nicht angeschlossen hatte, 
vertragsbrüchig. Ich meine also, wir hätten 
alles getan, was in unserer Macht lag, um 
Frieden zu halten.

Welche Praktiken man dort gebraucht hat, 
um die OÖffentlichkeit zu täuschen, geht daraus 

, hervor, dass man den Bischof von Osnabrück 
; zu täuschen wusste dahin, dass er Dispens gab 
| für die katholischen Arbeiter, dass sie an diesem 
I Tage arbeiten könnten. Als aber dem Bischof,
; der ein ganz greiser, alter Mann war, Auf- 
1 klärung gegeben wurde durch eine Arbeiter­

deputation und durch die untere Geistlichkeit, 
da hat er den Dispens sofort zurückgezogen.

Man hat also auf Umwegen den Arbeitern 
die Feiertage nehmen wolle. Ich betrachte als 
Arbeiterführer die Feiertage nicht allein als 
solche, sondern auch als Ruhetage und fordere 
vom sozialen Standpunkt aus, dass den Ar­
beitern die nötigen Ruhetage nicht noch ein­
geschränkt werden.

Der Herr Abgeordnete Dr. Beumer hat dann
- auch angeführt, die Gruben würden jetzt wohl 

nicht mehr die Absicht haben, plötzlich noch 
Werke stillzulegen. Das glaube ich nun auch; 

| denn durch die jetzigen Vorgänge im Ruhrgebiet 
j und namentlich durch die Verhandlungen, die 

wir hier gehabt haben, wird ihnen zweifellos 
das Gewissen geschärft sein. Hoffen wir, dass
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Bio von weiteren, StilLggungen Abstand nehmen, 
dass dadurch; schwere,: soziale -.Schäden fernge­
halten werden und dann bald Ruhe und Zu­
friedenheit in den Kreisen des-Ruhrgebiets 
ein treten wird.

Präsident v. Kröcher: Es ist der Schluss der 
Besprechung beantragt von den Abgeordneten 
Dr. Friedberg und Frhr. y. Zedlitz. Ich bitte 
diejenigen Herren, welche den Antrag unter­
stützen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) 
Die Unterstützung; genügt. —- Zum Wort sind 
noch gemeldet die Abgeordneten Dr. Friedberg, 
Dr. Yoltz, Schmieding (Dortmund), Stackmann 
(Wetzlar; und Dr. v. Savigny,

Ich bitte nunmehr, dass diejenigen Herren 
stehen bleiben respektive aufstehen, welche 
den -Schluss herbeiführen wollen. (Geschieht.) 
Das ist die .Mehrheit. Die Besprechung ist 
geschlossen.

Zu einer persönlichen Bemerkung hat das 
Wort der Abgeordnete Dr. Beniner.

Dr. Beutner, Abgeordneter: Meine Herren,
ich habe nicht gesagt, dass: der Abgeordnete 
Brust die Piesberger Arbeiter, die tatsächlich 
mit Genehmigung des Bischofs an 7 katholischen 
Feiertagen arbeiten durften, verführt habe, 
sondern ich habe lediglich gesagt, dass 'er dort 
eine Kraftprobe veranstaltelt habe, und dass 
infolge dieser Kraftprobe der Piesberg ersoffen 
sei. Das halte ich aufrecht.

Präsident v. Kröcher: Zur Geschäftsordnung
hat das Wort der Abgeordnete Dr. v. Savigny.

Dr. v. Savigny, Abgeordneter: Meine Herren 
nach der Bestimmung unserer Geschäftsordnung, 
dass bei Interpellationen Anträge unzulässig 
sind, muss ich mich jetzt darauf beschränken, 
geschäftsordnungsmässig anzukündigen, dass 
ich mit meinen Freunden einen Antrag in dem 
Sinne einbringen werde, 

die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, 
die Frage zu prüfen, ob der § 65 des Berg­
gesetzes vom 24. Juni 1865 eine ausreichende

Handhabe bietet, das freiwillige, die betei­
ligten,. Gemeinden und deren -Einwohner 
schwer schädigende Stillegen von 'Bergwerke 
Unternehmungen zu verhindern, und nötigen­
falls, und zwar noch in dieser Session, einen 
Gesetzentwurf dem Landtage vorzulegen, 
welcher das Berggesetz dahin ergänzt, dass 
gegen jene Schädigungen wirksame Vor­
kehrungen getroffen werden können.
Bei der Wichtigkeit dieses Gegenstandes ist 

es unser Wunsch, durch Beratung in einer 
Kommission eine weitere Klärung herbeizu- 
führeh.

Präsident v. K rö ch er: Zu einer persönlichen 
Bemerkung hat das Wort der Abgeordnete 
Hilbck.

Hilbck, Abgeordneter: Ich möchte Herrn Dr. 
Hahn erwidern, dass ich allerdings gesagt habe, 
dass der Bergbau in einer Wanderung vom 

: Süden nach dem Norden begriffen sei; aber 
Herr Dr. Hahn unterschätzt doch die Zeit, die 
dazu nötig ist. Sie ist zwar nicht ganz so lang, 
wie sie zur Bildung der Kohle nötig war: aber 
bis man von der Eins nach der Lippe durch­
dringen wird, dauert es wenigstens 100 Jahre.

Präsident v. Kröcher; Zu einer persönlichen Be­
merkung hat das Wort der Abgeordnete Brust.

Brust, Abg.: Ich möchte Herrn Dr. Beniner 
auf seine Ausführungen bemerken, dass ich 
eben schon den Vorwurt zurückgewiesen habe,' 
ich hätte eine Kraftprobe : am |Piesberg ausge- 

i führt. Ich habe dafür in meinen Ausführungen 
den Beweis erbracht, dass das nicht geschehen ist.

Präsident v. Kröcher: Zu einer persönlichen 
Bemerkung hat das Wort der Abgeordnete 

i Dr. Beniner.
Dr. Beumer, Abgeordneter: Dass Herr Brust 

diesen Beweis erbracht habe, ist lediglich seine 
persönliche Ansicht; die meine ist es nicht.

Präsident v. Kröcher: Damit ist dieser Gegen- 
I stand der Tagesordnung erledigt.
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